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Dr. Stephan (1343), Abg. Ing. Koch (1345), Abg. Pabst 
(1345), Abg. Klobasa (1349), Abg. Pölzl (1351), Abg. 
Zagler (1351), Abg. Feldgrill (1352), Abg. Dr. Pitter
mann (1353), Abg. Vinzenz Lackner (1354), Abg. Buch
berger (1355), Abg. Karl Lackner (1356), Landesrat 
Wegart (1356), Landeshauptmann Krainer (1359). 

Abstimmung (1360). 
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4. Antrag des Finanzausschusses, Einl.-Zl. 433, be
treffend Schulbauanleihe. • 

Berichterstatter: Abg. Hofbauer (1364). 
Annahme des Antrages. 

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Beilage 94, Gesetz über den 
Landeshaushalt 1965. 

Berichterstatter: Abg. Hofbauer (1364). 
Annahme des Antrages (1364). 

Beginn: 10.45 Uhr. 

Präsident Dr. Kaan: Hoher Landtag! Ich eröffne 
die 45. Sitzung des Steiermärkischen Landtages in 
der laufenden V. Gesetzgebungsperiode Und be
grüße alle Erschienenen auf das herzlichste. 

Entschuldigt ist Herr Landesrat Prirsch. 
Wir kommen vorerst zu einer Veränderung im 

Stand der Abgeordneten. 
Der Herr Abgeordnete Peter Edlinger hat mit 

Schreiben vom 2. Dezember 1964 aus gesundheitli
chen Gründen sein Mandat als Mitglied des-Steier
märkischen Landtages zurückgelegt. 

Abgeordneter Edlinger war 15 J ahre Mitglied 
unseres Hauses, Mitglied des Landes-Kulturaus-
schusses und Ersatzmann im Landes-Kontrollaus-
schuß. Er hat somit einen langen Zeitraum seines 
Lebens der Tätigkeit als öffentlicher Mandatar ge
widmet. Ich spreche ihm namens des Steiermärki
schen Landtages den besten Dank hiefür aus. (All
gemeiner Beifall.) 

Ich glaube in Ihrem Sinne zu sprechen, wenn ich 
ihm auch baldige Genesung wünsche. 

Zu unserem größten Bedauern mußte sich auch 
Herr Landesrat Prirsch,' wie ich bereits erwähnt 
habe, krankheitshalber entschuldigen und kann des
halb an der heutigen Sitzung nicht teilnehmen. Ich 
glaube auch in Ihrem Sinne zu sprechen, wenn ich 
ihm unsere aufrichtigsten Wünsche auf eine baldige 
Genesung und herzlichste Weihnachtswünsche über
mittle. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir schreiten nun zur Angelobung des neuen Mit
gliedes unseres Hauses. 

An Stelle des Abgeordneten Edlinger ist Fried
rich A i c h h o l z e r in den Steiermärkischen Land
tag berufen worden. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abg. Hans 
Brandl, zu mir zu kommen und die Angelobungs-
formel zu verlesen. 

Abg. Hans Brandl: Ich gelobe unverbrüchliche 
Treue der Republik Österreich und dem Lande 
Steiermark, stete und volle Beachtung der Verfas
sungsgesetze und aller anderen Gesetze des Bun
des und des Landes Steiermark und gewissenhafte 
Erfüllung meiner Pflichten. 

Abg. Friedrich Aichholzer: Ich gelobe. 
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Präsident: Ich begrüße Herrn Abgeordneten 
Friedrich Aichholzer als neues Mitglied unseres 
Hauses. 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung ist 
Ihnen mit der Einladung bekanntgegeben worden. 
Wir haben u. a. den Landesvoranschlag für das 
Jahr 1965 zu behandeln. In Ziffer 4 der Tagesord
nung finden Sie einen Antrag des Finanzausschus
ses. Dieser Antrag liegt Ihnen schriftlich vor. 

Zur Erledigung dieses Antrages in der heutigen 
Sitzung ist gemäß § 12 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
des Steiermärkischen Landtages ein Beschluß des 
Hohen Hauses erforderlich. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die damit einver
standen sind, daß über diesen Antrag unmittelbar 
in die 2. Lesung eingegangen wird und die mit der 
Tagesordnung, wie sie vorliegt, e inverstanden sind, 
eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Ich stelle die einhellige Zustimmung des Hohen 
Hauses hiezu fest. 

Der Herr Abgeordnete Edlinger war Mitglied des 
Landes-Kulturausschusses und Ersatzmann im Lan-
des-Kontrollausschuß. Ich setze auf die heutige Ta
gesordnung auch die Nachwahl dieses Ausschusses. 
Ich nehme an, daß Sie damit e inverstanden sind. 

Wir kommen vorerst zu den aufliegenden Ge
schäftsstücken: 

Außer dem erwähnten Antrag des Finanzaus
schusses, Einl.-Zl. 433, liegen noch auf: 

die Regierungsvorlage, zu Einl.-Zl. 12, zum An
trag der Abgeordneten Dr. Kaan, Dr. Pittermann, 
Egger, Krempl, DDr. Stepantschitz, Hegenbarth, 
Stöffler und Neumann, betreffend das Rundfunk
wesen; 

die Regierungsvorlage, zu Einl.-Zl. 342, zum An
trag der Abgeordneten Hofbauer, Hans Brandl, 
Heidinger, Edlinger, Klobasa, Zinkanell und Ge
nossen, betreffend die Aufstellung von Begrüßungs
schildern an den Landesgrenzen; 

die Regierungsvorlage,, zu Einl.-Zl. 372, zum An
trag der Abgeordneten Ritzinger, Dr. Rainer, Pabst 
und Karl Lackner über die Ausdehnung der Gültig
keit der ermäßigten Wochenkarten für Arbeiter und 
Angestellte auch auf Autobuslinien der Steiermär
kischen Landesbahnen; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 97, Gesetz 
über die Haustorsperre und die Hausbeleuchtung im 
Gebiete der Landeshauptstadt Graz; 

der Antrag, Einl.-Zl. 432, der Abgeordneten Bam
mer, Gruber, Ileschitz, Zagler und Genossen, be
treffend eine Sonderaktion zur rascheren Beseiti
gung der Barackenwohnungen in der Steiermark; 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 434, betreffend 
das Kurbad Tatzmannsdorf, vermögensrechtliche Aus
einandersetzung mit dem Burgenland; 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 435, über die Ge
bärung der Landes-Hypothekenanstalt für Steier
mark im Geschäftsjahr 1963; 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 436, über den 
Ankauf eines Wiesengrundstückes von Frau Maria 
Matzer für die Landes-Ackerbauschule Grottenhof-
Hardt; 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 437, betreffend 
den Rechnungshofbericht vom 4. November 1964, 
ZI. 2652-9/1964, über das Ergebnis der Überprüfung 

der Steirischen Wasserkraft- und Elektrizitäts-AG. 
im Jahre 1963; 

die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 438, zum Be
schluß des Steiermärkischen Landtages Nr. 270 vom 
12. Dezember 1963 über die Bestandsaufnahme der 
ganz oder teilweise aus Mitteln der öffetitlichen 
Hand errichteten Straßen bzw. Wege. 

Ich weise diese Geschäftsstücke zu, und zwar: 

die Regierungsvorlage, zu Einl.-Zl. 12, dem Volks
bildungsausschuß; 

die Regierungsvorlagen, zu Einl.-Zl. 342, zu Einl.-
Zl. 372, Einl.-Zl. 438, dem Verkehrs- und volkswirt
schaftlichen Ausschuß; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 97, dem Ge
meinde- und Verfassungsausschuß; 

den Antrag, Einl.-Zl. 432, der Landesregierung; 
die Regierungsvorlagen, Einl.-Zahlen 434, 436, 

437, dem Finanzausschuß; 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 435, dem Kon

trollausschuß und dem Finanzausschuß. 

Ich habe noch eine Mitteilung zu machen. 

Der Steiermärkische Landtag hat in seiner Sit
zung am 20. Dezember 1962 zur Gruppe 2 des Lan
desvoranschlages für das Jahr 1963 folgenden Be
schluß gefaßt: 

„Die Steiermärkische Landesregierung wird auf
gefordert, bei der Bundesregierung die notwendi
gen Schritte für die Errichtung einer Mittelschule in 
der Weststeiermark zu unternehmen. 

Das Interesse für eine solche Mittelschule ist bei 
der Bevölkerung des Bezirkes Voitsberg in ständig 
steigendem Maße vorhanden. So haben sich bei 
einer ersten Befragung durch den bestehenden El
ternverein bereits 700 Schüler für den Besuch einer 
solchen Mittelschule gemeldet." 

Die Steiermärkische Landesregierung hat sich in 
dieser Angelegenheit mit dem Bundesministerium 
für Unterricht und dem Landesschulrat für Steiermark 
in Verbindung gesetzt und dem Landtag mit Re
gierungsvorlage, Einl.-Zl. 253, Bericht erstattet. 

Dieser Bericht wurde mit Beschluß des Steiermär
kischen Landtages vom 27. November 1963 zur 
Kenntnis genommen. 

Die Steiermärkische Landesregierung wurde 
gleichzeitig aufgefordert, sich mit allem Nachdruck 
dafür einzusetzen, daß in der Weststeiermark zu
mindest eine Expositur einer höheren allgemein
bildenden Lehranstalt errichtet wird. 

Die Steiermärkische Landesregierung hat ihre Be
mühungen in diesem Sinne fortgesetzt. 

Vom Landesschulrat wurde nun dem Präsidium 
des Landtages mit Schreiben vom 10. November 
1964 folgendes mitgeteilt: 

„Zur do. Anfrage vom 23. Oktober 1964, GZ. 
LAD-9 V 16/10-1964, wird mitgeteilt, daß das Bun
desministerium für Unterricht mit Erlaß vom 11. Sep
tember 1964, ZI. 99.941-III/2/64, der Führung des 
„Weststeirischen Klassenzuges" am 2. Bundesgym
nasium Graz im Schuljahr 1964/65 in Köflach zuge
stimmt hat. Am 21. September 1964 wurde der Un
terricht in 7 Klassen mit insgesamt 281 Schülern, 
davon 141 Mädchen, aufgenommen." 
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Ich bringe dies dem Hohen Landtag zur Kennt
nis. 

Wir gehen zur Tagesordnung über. 

Als ersten Tagesordnungspunkt habe ich die 
Nachwahlen in den Landes-Kulturausschuß und in 
den Koritröllaussehuß vorzunehmen. Von der Frak^ 
tion der Sozialistischen Partei Österreichs wurde 
vorgeschlagen, anstelle des Abgeordneten Edlinger 
den Herrn Abgeordneten Aichholzer als Mitglied in 
den Landes-Kulturausschuß und als Ersatzmann in 
den Kontrollausschuß zu wählen. 

Ich ersuche die Herren Abgeordneten, die mit 
diesem Vorschlag e inverstanden sind, eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Dieser Vorschlag ist angenommen. 

Wir gehen zum zweiten Tagesordnungspunkt über. 

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 428, über den Ver
kauf von Grundstückteilen der Parzelle 1287/9, 
EZ. 75, KG. Thal (Landes-Ackerbauschule Grotten
hof-Hardt), im Ausmaß von 2300 m2 um den Betrag 

von insgesamt 54*500 S. 

Berichterstatter ist Abg. P a b s t, ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Pabst: Hohes Haus! Verehrte Damen und 
Herren! Die gegenständliche Regierungsvorlage 
sieht einen Verkauf von Grundstücksteilen aus dem 
Gutsbestand der Landes-Ackerbauschule Grotten
hof-Hardt im Ausmaß von 2300 m2 zu einem Ge
samtbetrag von 54.500 S vor. Als Kaufinteressenten 
t reten Angestellte dieser Landes-Ackerbauschule 
auf, die sich auf diesen genannten Teilflächen Ei
genheime errichten wollen und ein Interessent, der 
für sein Grundstück eine entsprechende Zufahrt 
notwendig braucht. 

Die Sachverständigen haben festgestellt, daß für 
die Teilstücke für Eigenheimbauten ein angemesse
ner Betrag von 25 S pro m2 richtig erscheint, für das 
Wegteilstück ein angemessener Betrag von 15 S 
je m2. Da sich diese Teilstücke rein landwirtschaft
lich sehr ungünstig bearbeiten lassen, weil sie ein 
sehr kurzes Grundstück darstellen, das mit Maschi
nen deshalb schlecht bearbeitet werden kann, ist 
gegen diesen Abverkauf vom Land aus nichts ein
zuwenden. 

Die gegenständliche Vorlage wurde im Finanz
ausschuß entsprechend beraten und ich darf in sei
nem Namen den Antrag stellen, der Hohe Landtag 
wolle beschließen: „Der Verkauf von je 1000 m2 

Grundfläche aus dem Gutsbestande der Landes-
Ackerbauschule Grottenhof-Hardt, Liegenschaft Parz. 
1287/9, EZ. 75, KG. Thal, Gerichtsbezirk Graz-Um
gebung, an die Angestellten der Lahdes-Ackerbau-
schule Grottenhof-Härdt Karl Glehr, Kanzleiad
junkt, und Adolf Wichmann, Demonstrator, um den 
Preis von 25 S pro m2, somit zusammen 50.000 S, 
und einer Teilfläche von rund 300 m2 aus dem Guts
bestande der vorgenannten Liegenschaft und der 
gleichen Parzelle um den Preis von 15 S pro m2, 
somit 4500 S, wird genehmigt." 

Präsident: Sie haben den Antrag des Herrn Be
richterstatters gehört. Eine Wortmeldung liegt nicht 

vor. Ich bitte daher die Abgeordneten, die dem An
trag zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 
Dieser Antrag ist angenommen. Wir kommen zu 
Punkt 2 der Tagesordnung, 

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zl. 427, über den Lan
desvoranschlag 1965, den Dienstpostenplan und den 
Kraftfahrzeugsystemisierungsplan mit den Beschluß

anträgen des Finanzausschusses. 

Berichterstatter ist Herr Abg. Bert H o f b a u e r . 

Ich frage Sie nun, Herr Hauptberichterstatter, 
stellen Sie den Antrag, die Beratungen über den 
Landesvoranschlag in eine Generaldebatte und in 
eine Spezialdebatte zu teilen? 

Abg. Hofbauer (Hauptberichterstatter): Herr Prä
sident, ich stelle diesen Antrag. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Wer da
mit e inverstanden ist, möge die Hand erheben. (Ge
schieht.) Der Antrag ist angenommen. Ich erteile 
nun denr Hauptberichterstatter das Wort zur Eröff
nung der Generaldebatte. 

Abg. Hofbauer: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! In diesem Jahr fällt mir die ehrenvolle 
Aufgabe zu, im Namen des Finanzausschusses den 
Landesvoranschlag für 1965 zu vertreten. Der Lan-
desvoranschlag besteht aus dem Gesetz, aus dem 

•^ffidesvoranschlaq' seffisT°"aus dem Svstemi^ 
p lanj ind a u s a e m Dienstpostenplan und schließlich 
auch aus den Beschlußanträgen des Finanzaus-
schusses, die am 4. Dezember gefaßt wurden. Am 
27. November 1964 hat unser Finanzreferent DDr. 
Schachner-Blazizek dem Hohen Hause den Voran
schlag für 1965 vorgelegt. Wir konnten bei seinen 
Ausführungen feststellen, daß es ein Budget ist für 
das Jähr 1965, das man mit Genugtuung zur Kennt
nis nehmen kann. Wir haben weiters festgestellt, 
daß der ordentliche Haushalt, wie immer seit vie
len Jahren, in seinen Einnahmen- und Ausgaben
seiten völlig gedeckt ist. Wir haben weiters fest
stellen können, daß der Herr Finanzreferent DDr. 
Schachner-Blazizek das Budget für 1965 mit allen 
Regierungsmitgliedern durchbesprochen hat und 
Einigkeit über die Voranschlagsposten erzielt 
wurde. Der Jahresvoranschlag 1965 erfährt gegen
über 1964 eine Erweiterung um rund 12%. Wir 
können mit Fug und Recht sagen, daß das Budget 
1965 allen Belangen unserer Heimat gerecht wird, 
ob es die wirtschaftlichen, die kulturellen oder die 
wohnungstechnischen Belange sind; Auf alle Fälle 
wird dieses Budget 1965 die steirische Wirtschaft 
sehr befruchten. Sehr erfreulich ist es — ohne daß 
ich dem jeweiligen Abgeordneten vorgreifen 
möchte — in der Gruppe 4 beim Unterabschnitt 447, 
welcher die Behinderten-Beihilfe betrifft, daß sich 
dieser Betrag von rund 4 Millionen Schilling auf 
6,653.000 S erhöht hat. Ich möchte das ganz beson
ders erwähnen', weil diese Post dem Hohen Länd
tag und unserem Lande Steiermark zur ganz beson
deren Ehre gereicht, haben wir doch damit für alle 
Zukunft für die Ärmsten unseres Landes gesorgt. 
Der Haushalt für 1965 beträgt über 2 Milliarden 
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Schilling. Wir haben zum ersten Mal diese hohe 
Grenze erreicht. Im außerordentlichen Haushalt, der 
mit 217 Millionen dotiert ist — gedeckt ist er mit 
157 Millionen — fehlen rund 60,345.000 Schilling. 

Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
4. Dezember eingehend mit den einzelnen Posten 
befaßt und trotz der vielen Anträge im Finanzaus
schuß wurden im Haushalt keine Änderungen vor
genommen. Das Gleiche darf ich berichten für den 
außerordentlichen Haushalt. In der Finanzausschuß
sitzung am 4. Dezember wurden 34 Resolutiorisan-
träge eingebracht, von denen nur bei 5 Anträgen 
eine Einigung nicht zustande kam. Die übrigen 
wurden zu gemeinsamen Anträgen erhoben. Ich 
darf es mir ersparen, diese Anträge vorzulesen, 
weil ich der Meinung bin, daß die Herren und 
Frauen Abgeordneten noch genau im Bilde sind, 
wie diese Anträge gelautet haben. Trotzdem darf 
ich aber berichten, daß diese Resolutionsanträge 
sehr gute waren, die sich bestimmt im Budget 1965 
auswirken werden. Wie alljährlich wird der Syste-
misierungsplan der Kraftfahrzeuge und der Dienst
postenplan 1965 von den einzelnen Berichterstattern 
in der Spezialdebatte behandelt. Ich brauche daher 
nicht ins Detail einzugehen. Hoher Landtag! Ich 
darf somit den Landesvoranschlag 1965, der vom 
Finanzausschuß eingehend studiert und einstimmig 
angenommen wurde, und auch die Resolutionsan
träge, von denen ich schon gesprochen habe, dem 
Hohen Haus zur Annahme empfehlen. Ich ersuche 
noch nachträglich, daß der Herr Präsident die Er
öffnung der Generaldebatte vornimmt. 

Präsident: Zur Generaldebatte hat sich als erster 
Herr Abg. Dr. P i t t e r m a n n zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Pittermann: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Der Direktor des Budget-Büros in 
Washington äußerte einmal, daß die Erstellung 
eines Budgets dann gelungen sei, wenn alle glei
chermaßen unzufrieden sind. Das beweist, daß auch 
im Lande der unbegrenzten Möglichkeiten der Be
griff der Zufriedenheit ein relativer ist, und daß 
auch dort bei einem Milliarden-Dollar-Budget Kri
tiken laut werden. Wenn etwa Kritik daran ge
äußert werden sollte, daß dieser Voranschlag so
zusagen als abgeschlossenes Ganzes dem Finanz
ausschuß zur Beratung und dem Hohen Haus zur 
Beschlußfassung vorgelegt wurde, so möchte ich 
sagen, daß dieser Kritik auch Realitäten gegen
überstehen, Realitäten, die sich einerseits aus der 
demokratischen Zusammensetzung dieses Hohen 
Hauses ergeben, und zweitens, daß sie ihren Nie
derschlag darin finden, in jedem Voranschlag nicht 
nur eine Fortsetzung des Vergangenen zu sehen, 
sondern vielmehr eine Zusammenfassung aller Not
wendigkeiten, die sich im Laufe des vergangenen 
Jahres ergeben. Dazu kommen noch die Wünsche 
und die Anregungen der Abgeordneten. Es ist doch 
so, daß an sie die Bevölkerung in einem ununter
brochenen Strom mehr, oder weniger sachliche Wün
sche, Beschwerden, aber auch wertvolle Hinweise 
heranträgt. Wir selbst sind doch von uns aus be
strebt, in das Leben hineinzuhorchen, zu erkennen 
und, wo nötig, zu helfen. In den Fraktionsbeschlüs

sen bilden sich aus all dem diejenigen Kristalli
sationspunkte, aus denen Folgerungen abgeleitet 
werden, die die Verwaltung und Gesetzgebung be
einflussen. 

Bei all diesen Beratungen stehen aber als Aus
gangspunkte der Fortschritt und die Notwendigkeit, 
unsere Steiermark aufwärts und zu einem Leben der 
Sicherheit und des sozialen Wohlstandes zu bringen. 
Wie sollte sonst wohl unser Landesvoranschlag, der 
immerhin 17.000 Ansätze aufweist, anders behan
delt werden können als durch gewisse Vorberei
tungen der Fachabteilungen unseres Landes und 
schließlich durch den bestimmenden Einfluß der Par
teien dieses Hauses, die in der Regierung ihre Re
ferenten haben und die die Auffassungen gegenein
ander abstimmen und die Notwendigkeit abstecken. 

Auch den Minderheiten in diesem Haus ist dank 
der ausgewogenen Verhältnisse in unserem Lande 
genügend Gelegenheit geboten, in den verschiede
nen Ausschüssen und Beratungen ihren Einfluß gel
tend zu machen. Sie müssen sich allerdings, so wie 
wir alle anderen Abgeordneten, nur darum bemü
hen. 

Ich stelle ausdrücklich fest, daß die Verantwort
lichkeit für dieses Budget auch unteilbar ist. Meine 
Damen und Herren, die österreichische Volkspartei, 
die als die stärkste Partei dieses Landes einen be
stimmenden Einfluß auf dieses Budget hat, ist sich 
hier ihrer verantwortungsvollen Arbeit in diesem 
Budget bewußt. Ihr ist es zu danken, daß jede 
Überforderung und Lizitation vermieden wurde. 
Keine Partei hat einen Prestigeverlust zu fürchten, 
keine hatte Anlaß zur Drohung. 

Hohes Haus! In einer Stellungnahme zum Budget 
kann es sich nicht nur um die Herausnahme ein
zelner Posten handeln, sondern ich glaube, man 
muß auch das einbeziehen, was irgendwie mit dem 
Budget in Beziehung steht. Gesamtwirtschaftliche 
Betrachtungen sind daher meines Erachtens ebenso 
notwendig wie politische, weil beide miteinander 
in engster Beziehung stehen. Selbstverständlich ist 
auch eine Standortbestimmung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse in der Steiermark, glaube ich, not
wendig. 

Hohes Haus! Österreich und damit auch die 
Steiermark haben im laufenden Jahr neuerlich 
einen Konjunkturauftrieb auf breiter Front zu ver
zeichnen, von dem wir hoffen, daß er nicht nur an
hält, sondern sich auch verstärkt. Allerdings darf 
nicht vergessen werden, daß die Voraussetzung für 
ein Wirtschaftswachstum eine Erhöhung der Pro
duktivität ist. Wir dürfen nicht vergessen, daß nur 
großzügige Anlagen, Investitionen diese notwen
digen Produktivitätssteigerungen hervorrufen und 
wir dürfen nicht vergessen, daß bei der großen 
Ausschöpfung unserer Arbeitskräfte nur die mo
dernsten Rationalisierungsmethoden hier von aus
schlaggebender Bedeutung sein werden. Wir dür
fen nicht vergessen, daß für Investitionen Kapital 
notwendig ist und daß fremdes Geld auf die Dauer 
eine Verschuldung der Wirtschaft hervorruft. Es ist 
daher angesichts der sich verschärfenden Wettbe
werbsbedingungen eine ausreichende Eigenkapital
bildung aller Unternehmen erforderlich. Es ent
spricht leider dem marxistischen Denken, wenn 
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heute noch immer von Steuergeschenken an die 
Reichen gesprochen wird, wenn der Finanzminister 
Steuersenkungen vornimmt. Wir haben diese Walze 
von sozialistischer Seite erst unlängst im National
rat gehört. 

Vieles wird davon abhängen, inwieweit das Sta
bilisierungsprogramm der Bundesregierung wirk
lich konsequent Anwendung findet. Die Spannun
gen, welche durch den Arbeitskräftemangel einer
seits, durch die Liquidität der Wirtschaft anderer
seits entstehen, könnten zu einer Beunruhigung auf 
dem Lohn- und Preissektor führen. Umso kritischer 
und dringender wird das Arrangement Österreichs 
mit der EWG. Die Lage der Industrie, es ist auch 
steirische darunter, die die Zolldiskriminierungen 
beim Export in die EWG-Länder nur deshalb auf 
sich genommen hat, weil sie ihre Märkte nicht ver
lieren will und weil man glaubt, daß sie nur über 
eine kurze Durststrecke die Überleitung durchzu
führen hätte, gibt Anlaß zu einer gewissen Sorge. 

Die Verhandlungen in Brüssel gehen äußerst zäh 
vor sich, wie wir wissen. Man kann sich aber auch 
des Eindrucks nicht erwehren — und auch das muß 
ich sagen —, daß maßgebliche Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens für diese für unser Land so not
wendigen Bestrebungen nicht das entsprechende 
Verständnis aufbringen, sondern daß sie ihnen in 
den Rücken fallen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
wir unter Umständen heute schon weiter wären, 
wenn es diese Quertreiberei nicht gäbe. -

Hohes Haus! Der Herr Landeshauptmann Krainer 
hat bei jeder sich ihm bietenden Gelegenheit die 
Lösung oder den Beginn zur Lösung dieses Pro
blems verlangt. Er hat im Ausland und Inland um 
Verständnis für diese Bestrebungen geworben, er 
hat immer betont, daß wir nicht mit leeren Händen 
kommen, daß wir sowohl als Importeur als auch 
als Exporteur gerade für die EWG-Staaten von In
teresse sind. So wollen wir doch hoffen, daß in 
allernächster Zeit sich zumindest der Beginn einer 
Lösung abzeichnet, damit sich nicht durch die ne
gativen' Auswirkungen der Zolldiskriminierung un
sere Wirtschaftslage verschlechtert. 

Hohes Haus! Die Beschäftigung mit diesem Bud
get zeigt aber auch, daß jeder einzelne Bewohner 
dieses Landes am Aufbau mitgewirkt hat. Denn wie 
sollten wohl die ständig steigenden Ausgaben ge
deckt werden, wenn nicht durch ständig steigende 
Steuereinnahmen, d. h. durch ständig steigende 
Leistungen jedes Steuerzahlers. Ich glaube, daß wir 
daher von dieser Stelle aus auch den steirischen 
Landsleuten zu danken haben, die durch den Ertrag 
ihrer Leistungen das Wirksamwerden der öffent-

. liehen Verwaltung ermöglichen und durch ihre Lei
stungssteigerung wesentlich am wirtschaftlichen 
Aufbau unseres Landes beteiligt sind. Steigende 
Eingänge aus der Lohnsteuer beweisen eine Zu
nahme der Beschäftigtenzahl, die eine neuerliche 
Rekordhöhe erreicht hat; sie beweisen auch die 
Steigerung des Verdienstes. 

Steigende Ansätze aus der Umsatzsteuer bewei
sen eine höhere Kaufkraft der Bevölkerung. Es sind 
allerdings auch die Verbraucherpreise gestiegen. 
Das wollen wir nicht ableugnen. Mitte Juli stieg de r 
Verbraucherindex I um 5,4% über den Wert des 
Vergleichsmonats 1963. Allerdings muß betont wer-. 

den, daß es sich bei dieser Verteuerung an sich 
nicht so sehr um eine Erhöhung des Preisniveaus, 
sondern um eine Verschiebung im Preisgefüge ge
handelt hat. Eine Erscheinung, die sich nicht nur 
auf Österreich beschränkt; dies hat auch der Präsi
dent des Gewerkschaftsbundes, Benya, hier in Graz 
ausdrücklich festgestellt. 

Hohes Haus! Den verschiedentlich laut gewor
denen — wie es immer nach administrativem Ein
schreiten und Maßnahmen geschieht —, mehr oder 
weniger tendenziös gehaltenen Forderungen, 
möchte ich nur die Praxis der Volksdemokratien 
gegenüberstellen, die ohne viel Aufhebens über 
Nacht einfach die Preise erhöhen. Die Wirtschaft 
hat nämlich dort auch ihre eigenen Gesetze. Selbst 
in diesen Ländern der marxistisch-leninistischen 
Heilslehre sind die Kühe nicht mit Marx und Lenin 
satt zu kriegen. Aber, Hohes Haus, im Gegensatz 
zu diesen Ländern steigen bei uns nicht nur die 
Preise, sondern auch die Löhne. Ich wiederhole die 
Aussage, die der Gewerkschaftspräsident in Graz 
getan hat, daß nämlich der Arbeiter-Netto-Verdienst 
im Jahre 1964 im Durchschnitt um 6,4% gestiegen 
ist, die Masseneinkommen um 6,1% und die Lohn-
und Gehaltssumme um 8,8%. Auch ein Vergleich der 
Lebenshaltungskosten und Löhne von 1958 bis 1964 

— ein Vergleich mit den Ländern der Freien Welt 
— zeigt eine nicht minder günstige Position Öster
reichs. Wenn ich 1958 mit der Zahl 100 annehme, 
so habe ich folgende Vergleichsziffern: unter diesen 
Voraussetzungen weisen die Lebenshaltungskosten 
in Belgien 111 Punkte, in Portugal und in der 
Schweiz 114 Punkte, in Deutschland 115, in den 
Niederlanden 116, in Schweden 118, in Österreich 
119, in Italien 123, in Dänemark 125 und in Frank
reich 128 Punkte auf. Die Löhne zeigen folgendes 
Bild, wieder in bezug auf 1958 mit 100: die Schweiz 
123, Belgien 135, Österreich 139, Dänemark 143, 
Norwegen 144, Italien 148, Deutschland 152, Frank
reich 158 und die Niederlande 160 Punkte. Die 
Löhne stiegen also in Österreich um 20 Index
punkte mehr als die Lebenshaltungskosten. Daß 
wir aber trotzdem einen gewissen Nachholbedarf 
haben, sei nur ausdrücklich bemerkt. Die Sparein
lagen, die erfreulicherweise' eine Steigerung um, 
18,1% gegenüber 1963 aufweisen, stiegen auf 88,4 
Milliarden Schilling. Der Weltspartag in der Steier
mark hat eine Rekordziffer von 99 Millionen er
reicht, d. s, um 10 Millionen mehr als im Vorjahr. 
Und aus eigener Kenntnis weiß ich, daß' diese Re
kordziffer vorwiegend von kleinen Sparern erreicht 
wurde. Andererseits stiegen auch die Kredite. Auch 
sie weiteten sich aus. So haben die österreichischen 
Teilzahlungsbanken im abgelaufenen Jahr für 
2321 Millionen Kredite eingereicht. Auch dies ist 
eine neue Rekordhöhe. Bezeichnenderweise ist 
mehr als die Hälfte davon, nämlich 1321 Millionen 
für die Anschaffung von Kraftfahrzeugen verwendet 
worden. Unser Volkseinkommen, das im Jahre 1953 
64,4 Milliarden betrug, stieg um 136% auf 151,7 

"Milliarden im Jahre 1963. Wenn man, Hohes Haus, 
als die sogenannten Wohlstandssymbole die PKW's, 
die Fernsehapparate, die Waschmaschinen und die 
Kühlschränke bezeichnet, so ergeben sich hier auch 
interessante Vergleiche. 1957 betrug die Zahl der 
PKW's 233.000, Ende September 1964 758.000; wa-
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ren es 1957 nur 3818 Fernsehapparate, die ein mehr 
oder weniger gutes Programm ausstrahlten, so 
waren es am 1. Juli 1964 schon 537.000. 

1953 erleichterten 7588 Waschmaschinen das Los 
der Hausfrauen, 1963 waren es 339.000; und wäh
rend 1953 30.000 Kühlschränke in Betrieb standen, 
waren es 1963 bereits 692.000. Der Österreicher 
verbraucht heute mehr Fleisch und braucht weniger 
Erdäpfel. Auch das wollte ich sagen: er raucht mehr, 
er t rinkt viel und teueren Alkohol. Dennoch klagt 
er über schlechte Löhne und hohe Preise, und dann 
kommt noch so ein Heilsverkünder daher und sagt: 
ihm werde der gerechte Anteil am gesteigerten 
Nationalprodukt vorenthalten. 

Hohes Haus! Ich weiß und Sie werden mir recht 
geben (Abg. H e i d i n g e r : „Das werden wir se
hen!"), es gibt noch immer Tausende von Menschen, 
denen wir es von Herzen wünschen, daß es ihnen 
besser gehen möge. Zum Beispiel gibt es noch im
mer Eltern, die sich das vom Munde absparen müs
sen, was sie für eine bessere Ausbildung ihrer Kin
der brauchen. Es gibt auch Berufe, die sich ärgern, 
wenn man von Hochkonjunktur und vom Wohl
fahrtsstaat spricht, Berufe, die nie in den Sog der 
Konjunktur kommen. Lassen Sie mich noch einige 
Vergleiche bringen. Industrie und Gewerbe, als die 
Hauptwirtschaftsfaktoren dieses Landes, verzeich
nen eine stete Zunahme der Produktion und auch 
der Produktivität. Die Zuwachsrate der Industrie
produktion der Steiermark übertraf im zweiten 
Vierteljahr 1964 die gesamtösterreichische Produk
tion um 4,9%. In Österreich war diese Zuwachsrate 
7,9% und in der Steiermark 12,8%. Sie wissen 
auch, daß Steiermark das Erzland Österreichs ist 
und darüber hinaus einer der bedeutendsten Ma
gnesitlieferanten der Welt. Die steirische Erzförde
rung hat te heuer einen Abgang von 8,5% der Be
schäftigten zu verzeichnen. Das Hohe Haus hatte 
sich ja mit diesem Problem ausführlich befassen 
müssen. Die Jahresförderung an Eisenerz betrug 
1963 3,5 Millionen Tonnen gegenüber 3,1 Millionen 
Tonnen im Jahre 1958, also eine Steigerung trotz 
allem. Kohlen- und Magnesit-Produktion befinden 
sich im gleichen Zeitraum in rückläufiger Tendenz, 
aber beachtlich ist die Förderung von Roheisen mit 
670.000 Tonnen im Jahre 1963 gegenüber 621.000 
Tonnen im Jahre 1958. Auch die Rohstahl-Produk
tion stieg im Vergleich zum zweiten Vierteljahr 
1963 im gleichen Zeitraum 1964 um 20,6%. Die 
Walzwerkerzeugnisse um 20,3% und, wie gesagt, 
auch die Roheisenproduktion. Hohes Haus! Bei Be
trachtung dieser Zahlen möchte ich auf eine Ta
gung von Experten hinweisen, die über Initiative 
des Landeshauptmannes unlängst in Leoben über 
die Probleme Kohle und Stahl tagte. Die Tatsache, 
daß rund 6 1 % der Arbeitsplätze der eisenerzeu
genden Industrie sich in der Steiermark befinden — 
beim Bergbau sind es 5 6% — lassen wohl den 
Schluß zu, daß es sich bei diesen Industriezweigen 
um Lebensfragen unseres Landes handelt. Auf die
ser Expertentagung wurden nicht nur alle Tatbe
stände, die die Wettbewerbsbedingungen unserer 
Industrie verschärfen, diskutiert, es wurden auch 
Entwicklungen und Möglichkeiten aufgezeigt, um 
diesen Entwicklungen entgegenzutreten und diese 
Betriebe der Weltkonkurrenz gewachsen zu machen. 

Hohes Haus! Es ist mir gleichgültig, ob von ge
wisser Seite wieder darauf verwiesen wird, daß ich 
Personenkult betreibe, aber wir alle, meine Damen 
und Herren, die wir seit J ahren hier in diesem 
Haus wirken, erleben doch, mit welcher Energie 
sich Landeshauptmann Krainer dieser Industrie, 
dieser Arbeitsplätze und der Menschen an diesen 
Arbeitsplätzen annimmt. Wie oft hat nicht der 
Herr Landeshauptmann zu diesen Problemen Stel
lung genommen, wie oft hat er nicht in Wort 
und Tat Maßnahmen gefordert, um diese Betriebe 
krisenfester zu machen, wie oft ist er nicht jegli
cher Polemik bei der Behandlung wirtschaftlicher 
Probleme entgegengetreten. Ich glaube, Hohes 
Haus, recht zu haben, wenn ich ihm hier für diesen 
restlosen Einsatz Dank ausspreche. (Beifall.) 

Kehren wir nun zum steirischen Budget zurück. 
Der "Herr Berichterstatter ha t schon erklärt, daß 
dieses die 2-Milliarden-Grenze überstiegen hat; ich 
darf darauf verweisen, daß wir 1957, also vor acht 
Jahren, die 1-Milliarden-Grenze überschritten ha
ben. Das ist doch zweifellos die Manifestation eines 
ungewöhnlich hohen und steilen Aufstieges. Woll te 
man noch weiter auf das Jahr 1945 zurückgehen, 
so muß man feststellen, daß damals unsere Haus
haltsgebarung 48 Millionen Schilling umfaßte. Da 
kommt einem erst recht und richtig zum Bewußt
sein, welch gewaltige Aufbauarbeit das steirische 
Volk geleistet hat. 

Der Landesvoranschlag 1965 ist, wie erwähnt, aus
geglichen. Zum Versuch, einen goldenen Mittelweg 
zu gehen und im Rahmen des Möglichen allen 
etwas zu geben um die steigende Zuwachsrate der 
Einnahmen gebührend zu würdigen, ist es notwen
dig, sich noch einiger Vergleiche zu bedienen. 
Nimmt man nämlich die Rechnungserfolge für einen 
zehnjährigen Zeitabschnitt, also von 1953 an als 
Vergleichsgrundlage, so ergibt sich für die Steier
mark bis 1964 eine Ausweitung von insgesamt 
172,6%. Die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate 
der Einnahmen betrug für diese Zeit 15,7%; sie ist 
im Vergleich mit anderen Bundesländern ohne 
Wien, nach Vorarlberg, das 12,6% hat, die zweit
niedrigste. 

Ich möchte auch die Ansätze des Jahres 1957 
denen des Jahres 1965 gegenüberstellen, jenem 
Zeitraum von 8 Jahren, in dem sich unser Budget 
um das Doppelte ausweitete. In dieser Zeit erfuhr 
das Schulwesen eine Ausweitung von 41,7 Millio
nen Schilling, das Kulturwesen von 25,4 Millionen 
Schilling, das Wohnbauwesen von 306,1 Millionen 
Schilling, öffentliche Einrichtungen und Wirtschafts
förderung von 90,9 Millionen Schilling, der Frem
denverkehr von 29,5 Millionen Schilling, die Lan
desstraßen von 99,4 Millionen Schilling, die Für
sorge von 61,1 Millionen Schilling, das Gesund
heitswesen von 259,4 Millionen Schilling und Was
serbauten eine Ausweitung von 28,6 Millionen 
Schilling. 

Hohes Haus! Der Herr Landesfinanzreferent hat 
in seiner Einbegleitungsrede der Hoffnung Ausdruck 
gegeben, daß es möglich sein werde, die Grund
lagen des neuen Finanzausgleiches zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden bis Sommer 1965 zu erar
beiten, so daß unter diesen Umständen der neue 
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Finanzausgleich mit 1. Jänner 1966 in Kraft treten 
könnte. Ich darf bei dieser Gelegenheit darauf hin
weisen, daB eine neue Finanzordnüng zwischen 
Bund und Ländern deshalb eine gesteigerte Be
deutung hat, weil die bisherige Regelung zu wenig 
auf die zu erwartenden bedeutenden Mehrausga
ben der Länder und Gemeinden für die Straßen, 
Wasserbauten, Krankenhäuser, Schulen usw. Rück
sicht nimmt. Die Verhandlungen sind sicherlich nicht 
zuletzt deshalb schwierig, weil die Länder ein For
derungsprogramm auf den Tisch gelegt haben, das 
vom Abbau der Zentralisierungsbestrebungen bei 
Förderungsmaßnahmen bis zur Forderung reicht, 
nicht weiterhin Kompetenzverschiebungen zuungun
sten der Länder eintreten zu lassen. Die Zentrali
sierung widerspricht erstens dem bundesstaatlichen 
Charakter unserer Republik, zweitens bedeutet sie 
immerhin eine Kompliziertheit und Verteuerung 
des Apparates, und drittens — seien wir doch ehr
lich ist nicht immer alles lebensnah und wirt-
schaftsnah, was zentralisiert ist. Hinsichtlich der 
Kompetenzverschiebungen zugunsten des Bundes ist 
ohnehin schon eine bedenkliche Phase erreicht wor
den, da die österreichische Bundesverfassung durch 
eigene Verfassungsgesetze oder Verfassungsbe
stimmungen seit 1945 nicht weniger als achtzigmal 
abgeändert wurde. 

Die österreichische Volkspartei bekennt sich zum 
Subsidiaritätsprinzip. Daß dieser Grundsatz richtig 
ist, beweist nicht zuletzt die praktische Auswirkung 
des Bundes-Wohnbauförderungsgesetzes 1954, dem 
das zentralisierte Wasserbautenförderungsgesetz 
gegenübersteht. Der Bund würde sich Millionenbe
träge ersparen, wenn er nicht für jede kleine 
Brücke, jede Bachregulierung, jede Wasserleitung 
etc. die Vertreter der verschiedensten Ministerien 
bis in die entferntesten und entlegensten Dörfer 
entsenden müßte. 

Aber sehen Sie, das Grundübel liegt hier in einem 
gewissen Machtbestreben, das so sinnfällig durch 
einen Ausspruch des Herrn Vizekanzlers bei einer 
der Parteienverhandlungen über dieses Thema sich 
äußerte, als er sagte: „Wir werden denen doch nicht 
noch mehr Macht geben!" Sie können dreimal raten, 
wer unter „denen" gemeint ist. 

Meine Herren Sozialisten! Es war eine sehr se
riöse Persönlichkeit Ihres Lagers, die mir diesen 
Ausspruch mitteilte. 

Hohes Haus! Durch die verbundene Steuer
wirtschaft steht, das wissen Sie ja, das jeweilige 
Landesbudget mit dem Bundesbudget im engsten 
Zusammenhang. Die Länder sind auf der Einnah
menseite ihres Budgets auf den Ertrag aus den ge-
meinsehaf fliehen- Bundesabgaben --abgewiesen-; an
dererseits beeinflußt das Bundesbudget weite Be
reiche des wirtschaftlichen und sozialen Lebens. Ein 
wirtschäfts- und währungsgerechtes Bundesbudget 
gibt daher den Ländern die Chance, die Ziele ihrer 
Landespolitik zu verwirklichen. 

Im Frühjahr dieses Jahres wurden Vermutungen 
laut, daß es der Bundesregierung nicht gelingen 
werde, das Budget 1965 zu verabschieden. Der^Herr 
Vizekanzler hatte angekündigt, nur. ein Budget hin
nehmen zu wollen, das seinen Vorstellungen, sei

nen Intentionen, also denen der Sozialistischen Par
tei schlechthin, entspricht. Inzwischen ist es einem 
jungen Finanzminister, unterstützt von Bundes
kanzler Dr. Klaus, gelungen, ein Budgetkonzept 
durchzusetzen, welches die Berücksichtigung vieler 
Anliegen, eine Vermehrung des Sozialproduktes 
um ca. 5°/o und den Übergang zu einer weiteren 
Phase der Konjunktur zuläßt. Aber glauben Sie ja 
nicht, daß der Herr Vizekanzler plötzlich eine sach
gerechte Einsicht über budgetäre Möglichkeiten 
gewonnen hätte, der innere Konflikt in seiner Par
tei sich zumindest vorübergehend auf seine Ambi
tionen dämpfend auswirkt. In der Steiermark hat 
die Sozialistische Partei, die, wie wir ja wissen, 
auf den Pittermann-Kurs eingeschworen ist, und 
als der verlängerte Arm des Herrn Vizekanzlers, 
lammfromm zentralistisch ausgerichtet ist, auf 
Grund der hier in der Steiermark gegebenen klaren 
Mehrheitsverhältnisse keine Ansätze zu einer po
litischen Verhinderung 4es Voranschlages gezeigt. 
Wie ich von Mitgliedern der Landesregierung er
fahren konnte, bewegten sich die diesjährigen Be
ratungen in einer ruhigen und sachlichen Atmo
sphäre, und der Finanzreferent, Herr Erster Landes
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek, 
konnte daher ohne Dramatik den Budgetentwurf 
der Regierung dem Landtag vorlegen. Die Ordnung 
im eigenen Land ist jedenfalls durch die Auswüchse 
im innerpolitischen Leben Österreichs nicht gestört 
worden. Ziehen wir abeT nun auch die Folgerungen 
aus dieser Tatsache. Wie die Schwerpunkte des vor
liegenden Voranschlages beweisen, hat sich die 
Mehrheit der österreichischen Volkspartei segens
reich für die steirische Bevölkerung ausgewirkt. Das 
Landesbudget ist nicht eine Addition parteipolitisch 
orientierter Wünsche bzw. deren Befriedigung, son
dern markiert den Weg in die Zukunft. Wir brau
chen^keinen Eührungsanspruch und wir melden ihn 
auch nicht an. Wir brauchen auch nach keinem 
Mäntelchen zu suchen, um vertrauenswürdig zu 
sein. Frei und offen bekennen wir uns zur Haupt
verantwortung in diesem Lande. Jeder Staatsbürger 
kann von uns Rechenschaft verlangen. Wir stellen 
uns jeder konstruktiven Kritik und wir sind glück
lich, Hohes Haus, daß unser politisches Wollen, ge
mäß dem Auftrag der Wähler seit mehreren Perio
den, das Schicksal dieses Landes bestimmt. Wir an
erkennen den Beitrag, den die sozialistische Partei 
bei der Bewältigung der Landesprobleme leistete. 
Und wir hoffen, daß die Gewöhnung an die Spiel
regeln der Demokratie Sie schließlich doch über
zeugen wird, daß es besser ist, sich aus dem Fahr
wasser des Vizekanzlers zu lösen, bevor dieser 
Mann noch mehr Schaden in Österreich anrichten 
kann. Unseren Freunden und Anhängern müssen 
wir sagen, dieser Dr. Pitfermähh (Zwischenruf: 
„Welcher?") ist kein Glück für die österreichische 
Volkspartei, wie viele glauben, weil er die Ver
trauenswürdigkeit der sozialistischen Partei täglich 
herabsetzt. Dieser Vizekanzler, das sage ich hier 
offen, ist ein Unglück für Österreich. (Abg. B a m 
m e r : „Das werden Sie erkennen.") Die Usancen, 
die dieser Mann in die Politik gebracht hat, erinnern 
an balkanesische Methoden. (Landesrat Gruber: „An 
was?") An balkanesische Methoden, wenn Sie es 
nochmals hören wollen (Landesrat G r u b e r : „Ich 
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glaube, Sie haben Schwierigkeiten mit Fremdwör
tern."), die dem Ansehen der österreichischen Demo
kratie und ihren Repräsentanten und der Funktions
tüchtigkeit unserer staatlichen Einrichtungen abträg
lich sind. (Zwischenruf von der SPÖ: „Er war schon 
Demokrat, als Sie noch den falschen Hut aufgehabt 
haben.") Niemand darf sich daher wundern, wenn 
Demonstranten in Wien den immerhin sehr ehren
werten Herrn Präsidenten des Gewerkschaftsbun
des zum Laufen brachten und den Justizminister 
dieses Staates insultierten, den Vizekanzler der Re
gierung mit Schimpfworten bedachten. Ja, wir müs
sen Ihnen heute sagen, es ist ein glücklicher Um
stand, daß Dr. Pittermann von Sozialisten beschimpft 
wurde, ansonsten wäre die Staatsanwaltschaft zur 
Verfolgung der Täter bereits beauftragt worden. 
(Unverständliche Zwischenrufe.) 

Präsident: Ich bitte, den Redner nicht ununter
brochen zu unterbrechen. 

Abg. Dr. Pittermann: Hohes Haus! Aufschlußreich 
aber für die Einstellung, die diese Herren gegen
über dem Volk. und seiner Urteilsfähigkeit haben, 
ist doch die Tatsache, daß derselbe Dr. Broda zwei 
Tage später im Burgenland ein Rednerpult betritt 
und — was glauben Sie — das alte Habsburger-Ge
spenst zitiert, welches er vielleicht vor Jahren noch 
als Rechtsanwalt vertreten hätte. Vielleicht mit einer 
Gefahrenzulage bei seiner Honorarforderung. Und 
der Herr Vizekanzler erging sich einige Tage später 
in einer sehr schmalzigen Rundfunkrede über die 
Unverletzlichkeit der österreichischen Fahne, zu der 
er sich nie aufrichtig bekannt hat, da ja die roten 
Fahnen zur Auswechslung bei jeder Wahl bereit
gehalten werden. 

Hohes Haus! Wenn wir die Demonstrationen in 
Wien und die Vorfälle in Vorarlberg gegenüber
stellen, dann gibt uns die marxistische Dialektik 
eine zynische Auskunft. (Landesrat G r u b e r : 
„Haben Sie den Marx überhaupt schon gelesen?") 
Sehr genau. (Landesrat G r u b e r : „Ja, vielleicht 
den ,Max und Moritz'.") (Einige Zwischenrufe un
verständlich.) Hohes Haus! Bei Gegenüberstellung 
dieser Vorfälle erhalten wir folgende Auskunft: 
Freie Bahn den eigenen Genossen und Haft und 
Bestrafung für alle anderen, die Provokationen so
zialistischer Minister und deren Hochstapelei mit 
Steuergeldern nicht hinzunehmen gewillt sind! Ja, 
meine Herren Sozialisten, Sie müssen sich daran 
gewöhnen, daß die Drohungen mit Mitteln der 
Straße nicht mehr Schrecken und Furcht zu ver
breiten vermögen. Und Sie werden niemand damit 
unter Druck setzen in Österreich, denn Sie haben ja 
die Straße gegen sich selbst mobilisiert. Ich ver
weise auf den Streikerlaß Ihres ehemaligen Innen
ministers, der freie Bahn der Demolierung gab. 
Wenn Sie nicht endlich die staatspolitische Verant
wortung ergreifen, wird er sich gegen Sie auswir
ken. 

Wir als steirische Volkspartei nehmen es Ihnen 
nicht übel, daß Ihre Parteispitze das Spiel mit der 
Kleinen Koalition begann. Wir ersparen uns daher, 
den wahren Hintergrund der scheinheiligen Reden 
über die Gleichgewichtstheorie und die Zusammen
arbeit dem Volke zu interpretieren. (Landesrat 

G r u b e r : „Sie waren ja nie dafür!") Eine er
schütternde Tatsache, Herr Landesrat, ist es für uns, 
daß es Ihnen vorbehalten blieb — nicht Ihnen per
sönlich, der sozialistischen Parteispitze — in der 
österreichischen Innenpolitik zum ersten Mal den 
Tatbestand der Bestechung einer Partei zu setzen. 
(Unverständliche Zwischenrufe.) Wie geschäftig zog 
doch der Herr Vizekanzler den geschmierten frei
heitlichen Karren mit dem Schattenkabinett einer 
Kleinen Koalition durch die von ihm hochgespielten 
Habsburgerwogen! Das muß man sich vorstellen! 
„Aber nichts ist so fein gesponnen, es kommt alles 
an die Sonnen!" könnte man schadenfroh sagen 
(Zwischenruf: „Durch Pittermann!"), wenn es nicht 
so bitter ernst wäre und die ganze Angelegenheit 
nicht den Nachgeschmack einer beispiellosen De
kadenz hätte, Ist es etwa keine Dekadenz, wenn Ihr 
oberster Chef jeden Sozialisten als Verräter an 
seiner Partei hinstellt, der vom Gegner Anerken
nung oder Lob erntet? Ich darf heute dem Herrn 
Landesfinanzreferenten nicht Dank sagen (Zwi
schenruf von der SPÖ: „Haben Sie aber ein Pech!"), 
die finanziellen Angelegenheiten des Landes ge
wissenhaft vertreten zu haben, wir dürfen unseren 
Mitarbeitern in den Gemeinden, in den Vereinen, 
in den verschiedenen Organisationen, soweit sie 
Sozialisten sind, kein Wort des Dankes sagen, 
weil wir sie damit in einen Gewissenskonflikt brin
gen! Wir sollen mit anderen Worten das ehrliche 
Wollen vieler Sozialisten nicht anerkennen, um sie 
nicht in Konflikt mit jener Parteidisziplin zu brin
gen, die einen Mann wie Olah ausschaltete, dei 
immerhin — man kann das drehen wie man will — 
für Österreich im Konzentrationslager war, während 
andere sozialistische Führer sich rechtzeitig absetz
ten und vom Ausland her ihre Genossen zum Aus
harren aufriefen! 

Hohes Haus! In welchen Zwiespalt bringt eigent
lich der Herr Vizekanzler seine eigenen Leute? Ist 
es ihm klar, daß er hier nur Haß sät, wo das Ver
stehen in dieser Zeit doch viel notwendiger wäre? 
Er hat von seinem Freund und Genossen Dr. Koref, 
dem ehemaligen Bürgermeister der Stadt Linz, die 
richtige Antwort erhalten. Sie kennen ja die Zeit
schrift „Zukunft": „Wozu diese Worte, das dürfte 
nicht gesagt werden!" schrieb der immerhin auch 
von uns geschätzte Bürgermeister Koref. (Abg. 
H e i d i n g e r : „Das ist der Beweis der Demo
kratie unserer Partei, daß jeder sagen kann, was 
er will!" — Landesrat P e l t z m a n n : „Das hat 
der Olah auch probiert!" — Abg. H e i d i n g e r : 
„Ihr habt ja gar keine Zukunft!" — Abg. P ö 1 z 1: 
„Wir leben immer in der Gegenwart!") 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren von der 
Sozialistischen Partei, haben Sie keine Angst, daß 
ich den Fall Olah hochspiele (Abg. I l e s c h i t z : 
„Spielen Sie, Herr Doktor, spielen Sie!"), aber Sie 
mögen nur die Gewißheit hinnehmen, daß hundert
tausende Österreicher nicht so dumm sind, zu glau
ben, daß alle Vorwürfe, die gegen den ehemaligen 
Innenminister Ihrer Partei erhoben worden sind, 
der Parteiführung nicht bekannt waren. Der Fall 
Olah ist ein Fall Pittermann (Zwischenruf von der 
ÖVP: „Sehr richtig!"), auch das muß gesagt werden. 
Er geht deshalb jeden Demokraten an und ich war 
kein besonderer Prophet (Landesrat B a m m e r : 
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„Das ist das erste wahre Wort heute, das erste 
wahre Wort!")-, als ich das, was hier in dieser Zeit
schrift steht, schon vor 2 J ahren sagte, als ich.da
mals" zum ersten Mal die Generalrede zu dem da
maligen Budget hielt. Sie haben mich damals ge
nauso niedergeschrien, als es heute der Fall war. 
Unterziehen Sie sich doch der Mühe und lesen Sie 
meine diesbezüglichen Äußerungen nach, dann 
können Sie verstehen, warum ich sagte, daß man 
kein besonderer Prophet zu sein braucht. (Landesrat 
S e b a s t i a n : „Es hat uns einmal genügt, das zu 
hören!") Meine Herren, es ist ein schwacher Humor, 
den Sie an den Tag legen. 

Ich wiederhole, daß dieser Fall Olah auch ein 
Fall Pittermann ist und deshalb jeden Demokraten 
etwas angeht, und wenn Sie nicht in der Lage sind, 
in Ihren Reihen die Verantwortungsfreudigen ge
genüber den Opportunisten vorzuziehen, dann wird 
das österreichische Volk, sobald die Gelegenheit 
da ist, Ihnen die gebührende Antwort geben. 

In erschreckender Weise mehren sich nämlich 
auch die Fälle, daß sozialistische Führer die Träger 
der rechtsstaatlichen Einrichtungen und Verfassung 
mißachten. Sozialistische Ansichten über Rechte und 
Gesetze wurden so erst kürzlich wieder demon
striert, als es um die Aberkennung des Nationai-
rätsmandates von Olah ging. Die Richter der Haupt-
wahlbehörde wurden beschimpft, weil sie wagten, 
gegen den sozialistischen Wunsch zu agieren und 
entsprechend einem Verwaltungsgerichtshofurteil zu 
entscheiden, der die Unmöglichkeit der Aberken
nung eines Mandates durch eine Parteistrafe bein
haltet. Wir bewundern den Mut des sozialistischen 
Funktionärs, der*es als Beisitzer wagte, gegen seine 
Parteiführung zu stimmen. Hoffentlich kommt er 
nicht mit der Parteidisziplin in Konflikt oder ver
fällt der Säuberung und dem Zwang nach einem 
Selbsterkenntnis kommunistischen Rezeptes. Es 
darf uns nach all dem aber nicht wundern, wenn das 
Mißtrauen zur österreicheschen Demokratie wächst 
und besorgte Stimmen im Ausland laut werden, die 
fragen, wohin der Weg Österreichs führt. 

In dieser Zeit hat die österreichische Volkspartei 
sich als Ort der Ruhe und Besonnenheit erwiesen. 
(Zwischenruf von der SPÖ: „Gorbach!" — Landes
rat W e g a r t : Gorbach ist noch Mitglied der ÖVP, 
was man von Olah nicht behaupten kann, und auch 
Abgeordneter!" —• Abg. S t o f f l e r : „— und er 
ist sehr geschätzt und sehr geachtet, und wir wür
den uns sehr, sehr dagegen wehren, wenn diese 
Achtung gestört werden sollte!") 

Wir werden uns davon nicht abbringen lassen 
den seit 1945 konsequent beschrittenen Weg fort
zusetzen. Wir Steirer haben schon viele Belastun
gen auf uns genommen, um einen Beitrag zu aus
geglichenen Verhältnissen zu leisten, und die Steier
mark wird auch in Zukunft ohne Rücksicht auf par
teipolitische Perspektiven ihre Stimme erheben. 
Denn was würde all unsere Mühe und Plage be
deuten, wenn letztlich eine Entwicklung über uns 
hereinbrechen würde, die den Rechtsstaat, die 
Grund- und Freiheitsrechte, das Eigentum und die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer untergräbt. Wir 
rufen allen zu, wo immer sie stehen, den Auftrag 
des Volkes zu erkennen, die Politik nicht als einen 

beherrschenden, sondern als einen dienenden Fak
tor anzusehen. Sehen Sie, meine Damen und Herren 
dieses Hohen Hauses, hier liegt neben anderen 
Faktoren auch der Hauptgrund, warum die Koali
tion der beiden großen Parteien, die bis zum Jah re 
1957 funktionierte, in eine Situation gekommen ist, 
die hüben und drüben Unbehagen hervorruft. Der 
Versuch der sozialistischen Parteiführung, durch eine 
korrumpierende Machtpolitik die Österreichische 
Volkspartei aus dem Sattel zu heben, ist zwar ge
scheitert, aber die Situation hat sich trotzdem nicht 
gebessert. Ich darf aus der Erinnerung heraus ver
weisen, daß es die Österreichische Volkspartei war, 
die mitgeholfen hat, seit dem J ah re 1945 mit der 
Sozialistischen Partei dieses Land aufzubauen, die 
ihre Bereitschaft gezeigt hat, die für Dr. Renner ge
stimmt hat, die, auch das muß einmal ausdrücklich 
gesagt werden, unter Selbstaufgabe mancher partei
politischen Aspekte e inStaatsbewußtsein gezeigt hat, 
das bei ihren eigenen Wählern Opposition hervor
gerufen hat. Sie hat gerade in der Steiermark be
wiesen, daß ein Zusammenleben mit den anderen 
Parteien auch ohne besondere Koalitionsvereinba
rungen fruchtbar gestaltet werden kann. Aber alle 
diese Dinge, Hohes Haus, sind schließlich an eine 
Grenze gelangt, die zur Prüfung von Möglichkeiten, 
von Alternativen fordern und herausfordern. Un
serer Meinung nach gibt es entsprechend den Reali
täten nur eine Alternative: Die künftige Bundes
regierung muß eine Proporzregierung sein, die nach 
Parteienstärke zusammengesetzt ist, wobei die Mi
nisterverantwortlichkeit ebenso gewahrt bleiben 
muß wie die verfassungsmäßigen Rechte des Bun
despräsidenten. (Landesrat S e b a s t i a n : „Wie 
Werden Sie das machen, werden Sie die Verfassung 
ändern?") 

Hohes Haus! Die Bevölkerung hat genug von den 
ewigen. Streitigkeiten in der und um die_ Koalition. 
Sie will eine Regierung haben, die Österreich 
außen- und innenpolitisch und damit wirtschaftlich 
in eine größtmögliche Konsoldierung führt. 

An Sie, meine Herren von der Freiheitlichen Par
tei möchte ich nur eine Frage herantragen, die mir 
von FPÖ-Wählern, die wir ja auch sehr schätzen 
und mit denen uns Kontakte vieler persönlicher Be
ziehungen verbinden, immer wieder vorgelegt 
wird. „Warum hat Ihre Führung die Million, die die 
Sozialisten in Ihre Partei investierte, zuerst scham
haft verschwiegen, um sie dann doch, wenn auch 
umschrieben, zuzugeben? (Unverständliche Zwi
schenrufe.) Wie war es möglich, daß Sie als Partei, 
die den Antikollektivismus, die nationale Ideologie, 
den Antimarxismus, die Bekämpfung der politischen 
Korruption und dergleichen mehr auf ihre Fahnen 
geschrieben hat, sich das Betriebsgeld ausgerechnet 
bei den Marxisten und Kollektivisien holen? (Abg. 
K 1 o b a s a : „Fragestunde!" — Landesrat S e b a 
s t i a n : „Aber Sie haben von dem Geld, das sie 
von der ÖVP erhalten hat, auch nicht gesprochen!" 
— Landeshauptmann K r a i - n e r : „Wann haben 
sie e twas bekommen? Nie haben sie e twas erhal
ten! Nur nicht solche Verdächtigungen! So bringt 
man die Demokratie um!" — Abg. Vinzenz L a c k 
n e r : „Weil sie keinen Haselgruber gehabt ha
ben!" — Landeshauptmann K r a i n e r : „Der 
Mann, der das Haselgruber-Geld genommen hat, 
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hat aber innerhalb von 14 Tagen verschwinden müs
sen, das ist der Unterschied!" — Abg. I l e s c h i t z : 
„Der Olah hat auch verschwinden müssen!" 
— Abg. P ö 1 z 1 : „Aber nicht aus diesem Grund. 
Der ha t verschwinden müssen, weil er einer un
angenehmen Zeitung ein Interview gegeben hat, 
das ist die offizielle Auskunft Ihrer Parteiführung!") 
Und warum, meine Herren von der ÖVP — das ist 
die Kardinalfrage, die immer wieder bei Diskus
sionen gestellt wird —, warum hat Ihre Parteifüh r 

rang nicht die Konsequenzen gezogen und ist zu
rückgetreten? Der „Schwarze Peter", meine Herren 
(Landesrat W e g a r t : „Der braune Peter, nicht 
der schwarze!"), der liegt nun bei Ihnen in der 
Frage, ob das Sprichwort „wenn man dir gibt, so 
nimm" in Ihrer Parteiführung Geltung hat. Sie tun 
miT leid, meine Herren, daß Ihre Verniedlichungs-
versuche nicht verfangen. Das wollte ich nur sagen. 
(Abg. S c h e e r : „Das war alles?") — Gelächter. —• 
Abg. P ö l z l : „Ihr habt einen Appetit, das muß 
man sagen!" — Landeshauptmann K r a i n e r : „Du 
hast ja von den übrigen Millionen nichts gesagt!") 

Meine Damen und Herren, Hohes Haus! Bei der 
Behandlung der einzelnen Kapitel will ich diesen 
nur Streiflichter aufsetzen und sie einer ganz kurzen 
Betrachtung unterziehen. 

In der Gruppe 0 interessiert uns vor allem 
die Vorbereitung zur Bezugsliquidierung von 
10.374 Dienstnehmern des Landes über ein Rechen
zentrum. Das Land Steiermark ist immerhin nach 
der Alpine-Montan-Gesellschaft der zweitgrößte 
Arbeitgeber des Landes. Der Gesamtpersonalauf
wand beträgt mehr als 619 Millionen Schilling, 
Diese Millionen sind sicherlich ein bedeutender 
Wirtschaftsfaktor, der ja zum größten Teil im Lande 
verbraucht wird. Hervorzuheben ist auch die An
schaffung eines elektronischen Streckenmeßgerätes 
für die argrartechnische Abteilung, das nicht nur 
eine fühlbare Entlastung der Fachbeamten bringen 
wird, sondern auch die Vorantreibung der so wich
tigen Verbesserung unserer Agrarstruktur. 

1,7 Millionen sind gleichermaßen für die Automa
tisierung unserer Landesverwaltung vorgesehen, um 
dem Zug der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
Rechnung zu tragen. Es dürfte allerdings, Hohes 
Haus, noch einige Zeit dauern, bis der faustische 
Geist von einigen Schöpfern auf solche Elektronen
gehirne übertragen wird, eine Aktenerledigungs
maschine konstruiert wird, die alle A- und B-Beam-
tenarbeit elektronisch liquidiert. (Landesrat B a m 
m e r : „Er kommt vom Liquidieren nicht los!") Aber 
die Automatisierung in der Verwaltung ist notwen
dig. 

In der Gruppe 2 s tehen wir in den nächsten Jah
ren vor zwei Hauptproblemen: Die Deckung des 
sich s teigernden Schulraummangels und die Deckung 
des Lehrermangels. Im Jahre 1965 stehen im Vor
anschlag 20 Millionen Schilling für die Errichtung 
von Landesberufsschulen zur Verfügung, als Be
weis dafür, daß sich das Land um seinen gewerb
lichen Nachwuchs kümmert. 

Auf dem Wege zur Bildungsgesellschaft, die stets 
ein Grundpfeiler unseres Konzeptes war, stehen die 
neuen Mittelschulen in Gleisdorf, Stainach, Mürz-
zuschlag, Leibnitz, in Kapfenberg, das neue mu

sisch-pädagogische Gymnasium in Hartberg, Murau 
und Köflach. Sie sind Marksteine in dieser Entwick
lung. 

Hohes Haus! Beim Abschluß dieses Kapitels 
möchte ich mich zum Sprecher vieler Tausender von 
Eltern machen, weil bekanntlich die Kinder die 
Meinung ihrer Eltern bezahlen müssen, wenn sich 
diese beim Lehrer beschweren. Hohes Haus! Wir 
wollen doch alle körperlich und geistig gesunde 
Kinder erziehen und wir wollen sie vor allem le
bensnah erzogen haben. Meine Herren und Frauen 
Pädagogen aller Schulklassen und aller Schultypen 
im Lande, überfordern Sie unsere Jugend nicht! 
Vereinfachen Sie vor allem den Lehrvorgang! Ist 
es denn notwendig, z. B. daß der Geographie- und 
Geschichts-Unterricht durch Beschreiben zahlreicher 
Hefte gelehrt wird? Ist es denn notwendig, daß aus
gerechnet nach dem Pflichtbesuch kultureller Abend
veranstal tungen am nächsten Tag sich die Schular
beiten häufen? Ein bißchen mehr Planung wäre hier 
meiner Meinung sicher am Platze. Ist es auch not
wendig, die Kinder mit minutiösen Details aus prä
historischen und historischen Zeiten zu belasten 
oder im Fremdsprachenunterricht die uralte Litera
tur des betreffenden Landes studieren zu lassen? 
Sicherlich, wer mehr weiß, hat mehr vom Leben, 
aber ich glaube, mehr hat der, dessen Bildung so 
gelenkt wurde, daß er weiß, wo und wie er sich 
solche Spezialkenntnisse verschaffen kann. Beden
ken wir doch die Unrast des täglichen Lebens, die 
dauernde Lärmentwicklung, die hektische Lebens
weise mancher Eltern bei der Jagd nach dem Wohl
stand, das dauernde Geplärre im Radio und im 
Fernsehen, das alles nagt schon gebührend an der 
nervlichen Substanz unserer Kinder. Daher soll 
meiner Meinung nach das Bildungsmittel nicht 
durch vermehrte Manipulationen, sondern durch 
eine rationelle Konzentration zu erreichen versucht 
werden. 

Hohes Haus! 5 J ahre sind seit dem steirischen 
Gedenkjahr vergangen und in diesen 5 Jahren zei
gen sich nun die gewaltigen Impulse, die aus dieser 
Manifestation geboren wurden. Ich erwähne nur 
einige bedeutende: 10 besonders begabte und be*-
dürftige Hochschüler erhalten jährlich Landes-Sti-
pendien in der Höhe von 10.000 S. 30 Freiplätze an 
steirischen Landesschülerheimen sind eine Stiftung 
des Gedenkjahres. Jährlich wird seit 1959 ein For
schungspreis in der Höhe von 20.000 S an jene Ge
lehrte und Wissenschaftler verliehen, die eine Ar
beit schreiben, die mit dem Lande in Beziehung 
steht. Der Beschluß des damaligen Jahres, eine Stif
tungsschule für gehbehinderte Kinder zu bauen, t rat 
seit 1962 in reale Umrisse, einige Schulgebäude 
sind seither im Rohbau vollendet. 

75 Millionen Schilling — um zu einem anderen 
Kapitel zu kommen — werden aus dem ordent
lichen Haushalt den Aufgaben der Fürsorge und 
der Jugendhilfe zugeteilt, was eine Steigerung um 
rund 10 Millionen Schilling gegenüber dem Vorjahr 
bedeutet. Wir sind aber der Meinung, daß wir in 
der modernen Industriegesellschaft vor neue Pro
bleme gestellte sind und daß auf manchen Sektoren 
eine Neuordnung der Fürsorge gesucht werden muß. 
Denken wir an das Altenproblem, an die Einsam
keit vieler alter Menschen! Ein Problem, das ein 
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außerordentlich bedeutsames soziologisches Kapitel 
der Wohlstandssphäre darstellt. 

Dem Gesundheitswesen hat sich das Land seit 
eh und je verpflichtet gefühlt; Kein Bundesland hat 
hier eine so große Aufgabe übernommen, wie die 
Steiermark. Wir können mit Genugtuung feststel
len, daß die Kinderklinik fertiggestellt wurde und 
daß der Beginn des Baues der 3. Chirurgie dazu 
führen wird, daß mit der Vollendung dieses Vor
habens die Taubstummenlehranstalt endlich von 
ihrem bisher mietergeschützten Untermieter befreit 
wird. 

Zusammenfassend für dieses Kapitel will ich noch 
feststellen, daß das Land in 8 Jahren für Fürsorge, 
Kranken- und Pfleganstalten und Heilstätten an Per
sonal- und Sachaufwand 2,7 Milliarden Schilling 
aufgewendet hat. Ein stolzer Betrag für die Betreu
ung der kranken Menschen! 

Hohes Haus! Der Schwerpunkt des Voranschlages 
ist der Ansatz der Gruppe 6, Bau-, Wohnung?- und 
Siedlungswesen. Drei Säulen markieren die Situa
tion: Mit einer Million Schilling wurde seinerzeit 
über Initiative des Landesrates Prirsch der Landes-
Wohnungs- und Siedlungsfonds geschaffen, 1954 
kam das Bundes-Wohnbauförderungsgesetz dazu, 
und als dritte Säule der steirischen Wohnungswirt
schaft ist das Sonderwohnbauprogramm der öster
reichischen Volkspartei zu nennen. (Landesrat 
B a m m e r . : „Von wem? War das nicht im Land
tag?") Der österreichischen Volkspartei, (Landesrat 
B a m m e r : „Ah so!" — Abg. Hans B r a n d l : 
„War das Parteigeld?") Seit 1955 wurden durch alle 
drei Förderungsaktionen für 26.270 Wohnungen 
1,2 Milliarden Schilling an Darlehen bewilligt. Trotz 
der Tatsache, daß durch diese Aktion etwa 160.000 
Menschen wohn versorgt wurden — was einer Stadt 
in der Größe von Graz samt den Randbezirken ent
spricht —, müssen wir mit einiger Resignation fest
stellen, daß die Probleme unserer Wohnungswirt
schaft noch nicht gelöst sind. 

Hohes Haus! Der Lösung der Verkehrsprobleme 
widmen wir im Abschnitt 66 rund 215 Millionen 
Schilling. Sie dienen gleicherart dem Bürger dieses 
Landes als auch dem Fremden. Ich möchte nur kurz 
darauf hinweisen, daß wir bessere Verbindungs
wege nach dem Westen verlangen. Die Verhält
nisse, die uns sowohl auf der Bahn als auch auf 
der Straße nach Salzburg entgegentreten und uns 
direkt absperren, sind als skandalös zu bezeichnen. 

Hohes Haus! Der steirischen Landwirtschaft wer
den auf direktem und indirektem Wege aus diesem 
Budget über 100 Millionen Schilling zugeführt. Die 
Vielfalt der einzelnen Ansätze, die samt und sonders 
Erhöhungen aufweisen, dienen ausschließlich dem 
Ziel, die Agrarpolitik so zu führen, daß die im Zuge 

•"des modernen-fndustrfestaates" auftretenden Dis
paritäten allmählich beseitigt werden und damit 
auch der Landwirtschaft das ihr gebührende Ein
kommen verschafft wird. Sicherlich sind Stahl und 
Kohle Lebensfragen der steirischen Wirtschaft. Si
cherlich bringt die steirische Forstwirtschaft mit 
26,6% des gesamtösterreichischen Verkaufseinschla
ges einen jährlichen Exporterlös von 3 Milliarden 
Schilling. Aber während jene durch die Produk
tions- und Standortfaktoren ungünstigen Wettbe
werbsbedingungen ausgesetzt sind, diese aber in 

Zukunft in den Kunststoffen einem echten Konkur
renten gegenüberstehen, wird die Landwirtschaft 
der Alpenländer und damit auch die der Steiermark 
eine echte Chance auf dem Gebiete der Viehwirt
schaft im allgemeinen und der Tierzucht im beson
deren, also mit der Erzeugung hochqualifizierter 
Leistungstiere haben. Diese echte Chance für un
ser Land gilt es rechtzeitig zu nützen. Ich werde mir 
erlauben, im speziellen Teil der Debatte darauf 
noch zurückzukommen. 

Zum außerordentlichen Haushalt des Jahres 1965 
sei mir nur kurz einen Gegenüberstellung gestattet. 
Im Jahre 1967 standen den damaligen Ausgaben 
von 117,2 Millionen Schilling nur 2,1 Millionen 
Schilling an Bedeckung gegenüber. Heuer weist der 
außerordentliche Haushalt Ausgaben von 215,5 Mil
lionen Schilling auf, wovon 152 Millionen Schilling 
bedeckt sind. 

Mit der Feststellung, daß dieser Wunschzettel von 
1957 erfüllt ist und mit dem Wunsch, daß die im 
heurigen außerordentlichen Haushalt aufscheinen
den großen Bauvorhaben zügig vor sich gehen, 
möchte ich den speziellen Teil abschließen. Ich 
komme damit zum Schluß. 

Was wollen wir aber mit diesem Budget für die 
Zukunft? Der Wiederaufbau liegt hinter uns. Er 
wurde dank der Tüchtigkeit unserer Menschen, 
ihrem Fleiß und Wissen in einer verhältnismäßig 
kurzen Zeit bewältigt. Wir wollen, daß dieses Bud
get Hilfe bringt dort, wo es notwendig ist: den 
Gemeinden, den Menschen, die in diesen Gemein
den wohnen. Wir wollen auch jenen Menschen, die 
in ihrer Wirtschaft, in ihrem Betrieb noch risiko
freudig sind, den Lebensraum bewahren, denn nicht 
zuletzt hängt es vom Erfolg dieser Menschen ab, 
ob die anderen, die nur nach Sicherheit streben, 
diese Sicherheit auch erhalten. Nicht nur die Wohl
fahrt ist das Entscheidende, die Stärkung aller Vor
aussetzungen dazu ist ebenso wesentlich. 

Der Herr Landeshauptmann hat in einer sehr be
merkenswerten Rundfunkrede unser Ziel abgesteckt, 
das von der Stärkung der Kaufkraft der Familie 
einen weiten Bogen bis zur Förderung von Ernte
kindergärten spannt. Lassen Sie mich einige 
Aspekte herausheben. Vor allem Schaffung von 
Bildungsmöglichkeiten noch und noch für unsere 
Jugend. Rücksichtnahme in der Bau- und Siedlungs
politik' vor allem auf kinderreiche Familien. Die 
Familiengründung soll durch den Erwerb von 
Eigentumswohnungen und verbilligten Krediten 
zwecks Anschaffung von Einrichtungsgegenständen 
erleichtert werden. 

Die Subjektförderung bei Eigenheimbauten ist 
straff durchzuführen, ebenso die Ausschöpfung aller. 

"Möglichkeiten,"um die berufstätige^Ffau wieüef irr 
ihren ursächlichen Aufgabenbereich der Familie zu
rückzuführen, sofern sie es will. Auch die Möglich
keit für Halbtagsbeschäftigung ist zu schaffen. Die 
Einrichtung der Familienhelferinnen soll gefördert 
werden, damit in Stadt und Land die Betreuung der 
Familie auch dann gesichert ist, wenn widrige Um
stände dies nicht ermöglichen; ferner die Schaffung 
von Altersheimen, Betreuung des alten und einsa
men Menschen durch entsprechende Einrichtungen 
des Landes und Vermehrung derselben. 

• a a » « « M j a l W i iÖ§ l lÜl l§3 i lMl 
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Hohes Haus! Wir wissen nicht, was die Welt uns 
in den nächsten Jahren bringen wird. Es wird gewiß 
weiterhin hart auf hart gehen in dieser großen Po
litik. Und wir wissen eigentlich auch nicht recht, 
ob wir froh oder betrübt darüber sein sollen, daß 
die Weltgeschichte offenkundig ohne unsere Mit
wirkung und ohne viel Möglichkeiten für unsere 
Mitwirkung gemacht werden wird. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Was aber 
sicher ist, ist die Tatsache, daß wir neben all dem 
unser kleines Leben führen werden und führen 
müssen und das sollen wir uns doch so dankbar und 
so gut wie möglich einrichten durch eine gemein
schaftliche Arbeit im sachlichen Wettstreit der Mei
nungen. (Langanhaltender Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeord
neter DDr. H u e b e r. Ich erteil ihm das Wort . 

Abg. DDr. Hueber: Hoher Landtag, sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst mit 
dem Budget und mit den das Budget betreffenden 
Fragen befassen und muß daher den Herrn Abg. 
Dr. Pi t termann hinsichtlich der Beantwortung, seiner 
an die Freiheitliche Partei Österreichs gestellten 
Fragen um etwas Geduld bitten. (Abg. Dr. P i 11 e r -
m a n n : „Oh, die haben wir!") Da es sich um sehr 
wesentliche Fragen handelt, wird diese Fragen der 
Klubobmann der Landtagsfraktion der Freiheitli
chen Partei, Herr Dr. Stephan, beantworten, und er 
wird zur Gruppe Null das Wor t ergreifen, wo er 
über die Frage der Parteienfinanzierung an sich 
sprechen und dem Herrn Dr. Pit termann auch ent
sprechend Antwort geben wird. (Abg. Dr. R a i 
n e r : „Er ist der zuständige Mann, von der Par
teienfinanzierung zu sprechen!") 

Hohes Haus! Wenn ich mich dem Landesvoran
schlag 1965, also dem eigentlichen Beratungsgegen
stand zuwende, so stimme ich mit dem Herrn Lan-
desfinahzreferenten überein, daß sich der Landes
voranschlag nicht isoliert, sondern nur im Zusam
menhang mit dem Bundesvoranschlag sowie im Zu
sammenhang mit der allgemeinen Wirtschaftslage 
betrachten läßt. Der Zusammenhang mit dem Bun-
des-Budget ergibt sich ja schon aus dem Finanzaus
gleich. Das noch immer geltende Finanzausgleichs
gesetz 1959 beruht bekanntlich auf der verbundenen 
Steuerwirtschaft. Man versteht darunter die einheit
liche Erzielung, jedoch getrennte Verwendung von 
Steuererträgen. Das ist, meine Damen und Herren, 
wie Sie ja alle wissen, nicht e twa eine Errungen
schaft der Zweiten Republik und des Finanzaus
gleichsgesetzes 1959 oder 1948, sondern das ist 
schon eine, wenn ich so sagen kann, „Erfindung" 
der Ersten Republik gewesen. Schon die Erste Re
publik kannte die verbundene Steuerwirtschaft. Da
neben aber hat die Erste Republik der Forderung 
der Länder nach Überlassung eigener Steuern weit
gehend Rechnung getragen. Wir wissen alle, daß in 
der Ersten Repulik sich die eigenen Steuereinnah
men der Länder und die Ertragsanteile an den ge
meinschaftlichen Bundesabgaben gleichsam die 
Waage gehalten haben. Erst nach der Beseitigung 
der reichsrechtlichen Finanzzuweisungen mit der 
Wiederherstel lung des bundesstaatlichen Finanz
ausgleiches im Jahre 1948 wurde die verbundene 

Steuerwirtschaft in einem solchen Ausmaß wieder 
eingeführt, daß den Ländern die Steuerhoheit prak
tisch entzogen ist. Ich darf Sie, meine Damen und 
Herren, auf die Ziffern der Gruppe 9 des Landes
voranschlages verweisen, wo Sie entnehmen, daß 
dem Land an eigenen Abgaben nur mehr ein Betrag 
von 37,7 Millionen verbleibt, das sind 2°/o der Ge
samteinnahmen des Landes von 1,9 Milliarden. Hin
gegen betragen die Ertragsanteile an den gemein
schaftlichen Bundesabgaben 1 Milliarde, oder 51°/o 
der gesamten Landeseinnahmen. Aus diesen nüch
ternen Ziffern entnehmen Sie, meine wer ten Damen 
und Herren, daß wir sozusagen eine „totale ver
bundene Steuerwirtschaft" haben und daß von einer 
eigenen Steuerhoheit des Landes wohl nicht die 
Rede sein kann. 

Nun hat der Herr Finanzreferent uns über die 
Verhandlungen über den neuen Finanzausgleich 
berichtet, die ja noch nicht abgeschlossen sind und 
bei denen es insbesondere um die Erfüllung der 
Länder-Forderungen geht, die auf eine Stärkung 
ihrer Hoheiten und Kompetenzen hinausgehen, aber 
auch nach neuen Mitteln zur Bewältigung ihrer 
neuen Aufgaben suchen. Der Herr Landesfinanzrefe-
rent hat sich, wenn ich ihn in seiner Einbegleitungs-
rede richtig verstanden habe, als ein Anhänger der 
verbundenen Steuerwirtschaft bekannt. Das ist ja 
sozusagen Tradition seiner Partei, und es war auch 
schon der Vorgänger des Herrn Landesfinanzrefe-
renten ein Bekenner der verbundenen Steuerwirt
schaft. (Erster Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
S c h a c h n e r - B l a z i z e k : „Es dreht sich um 
Milliarden!") Herr Landesfinanzreferent, ich darf 
Sie an einen Satz in Ihrer Einbegleitungsrede er
innern, der folgendermaßen gelautet hat: „Ich müßte 
es im landesfinanziellen Interesse glatt ablehnen, 
das Land zugunsten eigener Steuerhoheit aus der 
verbundenen Steuerwirtschaft zu lösen." Hier, bei 
diesem Satz wurden Sie unterbrochen durch den 
Zwischenruf des Herrn Landeshauptmannes: „Keine 
Furcht vor e igenen Steuern!" Und darauf haben Sie, 
Herr Landesfinanzreferent, repliziert: „Neue Steu
ern, die nichts eintragen, gegen die Anteile der ver
bundenen Steuerwirtschaft einzutauschen, wäre kein 
Geschäft." Diese Passage, meine Damen und Her
ren, gibt so richtig den Standpunkt der Fraktionen 
des Landtages, und zwar der in der Regierung ver
tretenen Fraktionen, bekannt. 

Es kommt also, meine Damen und Herren, ganz 
auf das Ergebnis der anhängigen Verhandlungen 
um den neuen Finanzausgleich an. Wir Freiheitli
chen bekennen uns durchaus zur Wiederherstel
lung der Landeshoheit im gesamten Umfange und 
insbesondere auch zur Wiederherstel lung der Steu
erhoheit. Wir möchten aber ebenso klar zum Aus
druck bringen, daß wir nicht damit e inverstanden 
wären, wenn der gegenwärtige Finanzausgleich 
durch einen noch ungünstigeren Finanzausgleich 
abgelöst bzw. eingetauscht werden würde. 

Meine werten Damen und Herren! Die Haushalts
politik der zurückliegenden Jahre war vom Begriff 
der „antizyklischen" Wirtschafts- und Budget-Poli
tik beherrscht. Dieser Begriff fußt, wie Sie alle wis
sen, auf den Lehren des englischen Nationalöko
nomen Keynes. Ich hebe das hervor, weil so manche 
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meinten, es sei dies eine Lehre, eine Originallehre 
des Herrn Prof. Dr. Kamitz. (Landesrat S e b a 
s t i a n : „Das sind die volkswirtschaftlichen An
hänger, die das glauben!") 

Unter der antizyklischen Budgetpolitik versteht 
man kurz folgendes: Der Finanzminister" soll die 
Mittel des Budgets so einsetzen, daß sie in Zeiten 
der Hochkonjunktur bremsend, in Zeiten der Rück
schläge für die Wirtschaft ankurbelnd wirken. Herr 
Professor Dr. Kamitz war zweifellos der eifrigste 
Vertreter dieser Theorie, allerdings nicht ein er
folgreicher Vertreter dieser Theorie (Landeshaupt
mann K r a i n e r : „Deshalb ist er ja nicht mehr 
Finanzminister!"), denn während seiner Minister
schaft, das war vom Jahre 1953 bis 1960, ist die 
Staatsschuld infolge der dauernden Budgetdefizite 
um mehr als 16 Milliarden Schilling gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Es gelang ihm einfach 
nicht, die Ausgabenforderungen seiner Minister-
kollegen so zu bremsen und zu stoppen, daß er nur 
einmal während seiner Ministerschaft ein Budget 
nach der Lehre der antizyklischen Budgetpolitik 
zustande gebracht hätte. (Landeshauptmann K r a i 
n e r : „Herr Kollege, das ist ja ein Luftgeschäft, 
der ist ja nicht mehr Finanzminister!" — Abg. Dipl.-
Ing. J u v a n c i c : „Aber die Schulden sind noch 
da!"). Ich komme schon auf den gegenwärtigen 
Finanzminister auch zu sprechen! Es war das ein 
ständiger Gegensatz zwischen dem Professor Kamitz 
und zwischen 'dem Finanzminister Kamitz. Man 
hätte sagen können, zwei Seelen sind in seiner 
Brust! Ich darf Sie vielleicht erinnern an ein Bon
mot, das der ehemalige Abgeordnete und heutige 
Gesandte Dr. Gredler einmal in der Budgetdebatte 
des Parlaments dem Herrn Finanzminister Dr. Ka
mitz entgegengehalten hat (Abg. P ö 1 z 1 : „Ein 
guter Parteiobmann!"). Er sagte damals: „Der Herr 
Finanzminister Dr. Kamitz habe so von Zeit zu Zeit 
Alpträume. Dem Finanzminister erscheine im Traum 
der Nationalökonom Dr. Kamitz und rufe ihm trau
rig zu: Reinhard, mir graut vor dir!". 

Es hat sich heute schon wiederum ein neuer Be
griff, ein neues Wort eingestellt, immer zur rechten 
Zeit. Und zwar der Begriff des währungsneutralen 
Budgets. Um Worte läßt es sich ja bekanntlich 
trefflich streiten. Auch dieser Begriff des währungs
neutralen Budgets ist keine Erfindung des Herrn 
Finanzminister Dr. Schmitz (Abg. P ö l z l : „Das 
sind alles keine Erfinder!"). Wir haben das schon 
gehört vom jetzigen Bundeskanzler Dr. Klaus, als 
er noch Finanzminister gewesen ist (Landesrat 
S e b a s t i a n : „Sie haben den Korinegg und den. 
Heilingsetzer vergessen!"). Was besagt denn diese 
Theorie? Sie besagt: Das währungspolitisch neutrale 
Budget will dadurch keine negativen Einflüsse auf 
dfe~Währuhg" ausüben, daß das Budgetdefizit nicht 
größer als die Schuldentilgungspost gehalten wird, 
Der Herr Finanzminister hat dies selbst in seiner 
großen Budgetrede, die uns dankenswerterweise 
vom Herrn Landtagspräsidenten in Druck zur Ver
fügung gestellt wurde, auf Seite 11 gesagt. „Bei 
der Festsetzung des Ausmaßes des Defizits und des 
Ausgabenzuwachses habe ich mich — nämlich Dr. 
Schmitz — von derri Grundsatz leiten lassen, daß 
vom Budget keine Auftriebstendenzen auf das Preis-
und Lohnniveau ausgehen dürfen." Meine Damen 
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und Herrn, das ist bestimmt eine viertel Stunde 
wert, wenn wir diesen Ausspruch des Herrn Finanz
ministers einer Überprüfung unterziehen wollen. 

Meine Damen und Herren! Vom Gesamtdefizit 
des Bundesbudgets, das bekanntlich 3 Milliarden 
Schilling beträgt, abgesehen, beträgt der Ausgaben
zuwachs des Bundesbudgets gegenüber 1964 6.8 Mil
liarden Schilling. Also von 60 Milliarden Schilling 
auf 66.8 Milliarden Schilling sind die Ausgaben des 
Bundesbudgets 1965 gegenüber 1964 gestiegen, das 
sind über 10 °/o. Diese eminente Steigerung veran
laßt mich, Ihnen über die allgemeinen B(udgetsteige-
rungen einen kleinen Überblick zu geben, denn ich 
komme nicht zu dem Ergebnis des Herrn Abge
ordneten Dr. Pittermann, bitte unseres Dr. Pitter
mann, wonach diese Ausgabensteigerungen der Bun
des- und der Landesbudgets Manifestationen des 
Aufbaues unserer Wirtschaft seien. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Für das 
Jahr 1948 betrugen die Ausgaben im Bundeshaus
halt 5 Milliarden Schilling, im Landeshaushalt 197 
Millionen Schilling. Ich gebe die Ziffern alle ab
gerundet bekannt. Für das Jahr 1958 betrugen die 
Ausgaben im Bundeshaushalt bereits. 37 Milliarden 
Schilling und im Landeshaushalt 1 Milliarde 96 Mil
lionen Schilling, für das Jahr 1964 betrugen die 
Ausgaben im Bundeshaushalt 60 Milliarden Schil
ling und. im Landeshaushalt 1.900,000.000 Schilling 
und für das kommende Jahr 1965 betragen die Aus
gaben im Buhdeshaushalt 66.800,000.000 Schilling 
und im Landeshaushalt 2 Milliarden Schilling. 

Meine Damen und Herren! Das sind Steigerun
gen gegenüber 1948! Im Bundesbudget 1958 auf das 
7.5fache, im Landesbudget 1958 auf das 5.5fache, 
im Bundesbudget 1964 auf das 12fache und im Lan
desbudget 1964 auf das fast lOfache und im Bundes
budget 1965 auf das 13.5fache und im Landesbud
get 1965 auf das über lOfache. Das erste Budget für 
das Jahr 1946 nenne ich gar nicht, da haben die 
Ausgaben 2 Milliarden Schilling betragen und die 
Länder budgetieren bekanntlich erst wiederum seit 
dem Jahre 1948.-

Meine Damen und Herren! Ich stelle an Sie die 
Frage, wer kann angesichts solcher gewaltiger Aus
gabensteigerungen mit Ernst behaupten, daß von 
diesen Budgets keine Auftriebstendenzen ausgegan
gen wären? 

Aber nun, meine Damen und Herren, auch einen 
Blick auf die Ausgabenseite: Im Bundeshaushalt 
werden die Einnahmen um 7.6 Milliarden Schilling 
über denen des Voranschlages 1964 präliminiert. 
Das ist eine Ausgabensteigerung von 56.2 Milliar
den auf 63.8 Milliarden Schilling oder eine Aus
gabensteigerung um über 13 %. Um diese Ausga-
bensteTgeiungen zu bewältigen, schätzt der Herr 
Finanzminister die Steigerung des Brutto-Abgaben-
Erlöses von 46.7 Milliarden auf 56.7 Milliarden, 
das sind über 20 °/o und sage und schreibe 10 Mil
liarden Schilling. Wie setzen sich aber diese Schät
zungen des Herrn Finanzministers im einzelnen zu
sammen? Der Herr Finanzminister erwartet einen 
Mehreingang bei der Lohnsteuer um 30 °/o, bei der «, 
Umsatzsteuer um 29 °/o, bei den Zöllen um 23 %, 
bei der Kraftfahrzeugsteuer um 22 %, bei den 
öffentlichen Abgaben um 21 %, bei der Einkommen-
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Steuer um 20 °/o, bei der Mineralölsteuer und Kör
perschaftssteuer um 16 %, bei der Gewerbesteuer 
um 15 °/o und bei den Verbrauchssteuern um 14 °/o. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Finanzmini
ster kalkuliert mit einem solchen Preis- und Lohn
auftrieb im nächsten Jahr, der ihm solche Einnah
men ermöglichen soll. Was sagt dazu die Fachwelt? 
Die Fachwelt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, gibt nur ein sehr verhaltenes Gutachten 
ab. Der Herr Finanzminister ist mit dieser Fach
welt s tändig in Berührung und Sie wissen ja, daß 
im Beirat die Herren des Wirtschaftsforschungs
institutes usw. anwesend sind und daß sie ihm bei 
der Erstellung des Budgets von wissenschaftlicher 
Seite her sehr an die Hand gegangen sind. Schauen 
Sie, meine Damen und Herren: Im letzten Bericht 
des Wirtschaftsforschungsinstitutes heißt es folgen
dermaßen: „Ob sich das Budget-Konzept verwirk
lichen lassen wird, hängt maßgebend davon ab, ob 
sich die Einnahmen- und Ausgabenschätzungen als 
e inigermaßen verläßlich erweisen werden. Ein 
Großteil der Mehreinnahmen wird aus öffentlichen 
Abgaben erwartet . So hohe Steuer-Mehrerträgnisse 
lassen sich nach den bisherigen Erfahrungen nur 
schwer erzielen. Die Erträgnisse aus indirekten 
Steuern, vor allem aus der Umsatzsteuer, werden 
kaum in der e rwarteten Höhe eingehen, sofern sich 
der Preis-Lohn-Auftrieb in einigermaßen vertret
baren Grenzen hält." Das ist bitte die Stellung
nahme des Wirtschaftsforschungsinstitutes. 

Wenn Sie zu den „Berichten und Informationen" 
greifen, können Sie dort die gleiche skeptische Ein
stellung vermerken. Hier heißt es: „Das Budget 
1965 im Schatten von Lohn und Preis." „Hohes 
Wirtschaftswachstum vorweggenommen." Und zu
letzt heißt es in bezug auf die Lohnsteuer: „Bei 
den Löhnen zumindest scheinen aber die Budget-
Macher doch wieder mit kräftigeren Zuschlägen ge
rechnet zu haben. Anders wäre wohl die besonders 
hoch angesetzte Zuwachsrate bei der Lohnsteuer, 
die fast 30 °/o beträgt, kaum recht zu erklären." 

Meine Damen und Herren! Unserer Meinung nach 
ist das Bundes-Budget nicht währungspolitisch neu
tral erstellt, da diesen gigantischen Steigerungen 
auf der Einnahmen- und auf der Ausgabenseite nur 
eine reale Zuwachsrate des Nationalprodukts von 
5 °/o gegenübersteht (Abg. Dr. R a i n e r : „Das 
stimmt nicht!"). Diese Ziffer hat sowohl der Herr 
Finanzminister im Parlament als auch der Herr 
Finanzreferent h ier im Hohen Landtag genannt. 
Nach unserer Meinung, meine Damen und Herren, 
rechnet der Herr Finanzminister geradezu mit einer 
weiteren inflationistischen Entwicklung im nächsten 
Jahr, wie überhaupt die Spekulation mit der schlei
chenden Geldentwertung zum A und O der mpder-
nen Finanz- und Wirtschaftspolitik geworden ist. 

Meine Damen und Herren! Darf ich Ihnen in Er
innerung bringen, daß das österreichische College 
in Alpbach offenbar aus diesen Sorgen heraus sich 
in diesem Jahr mit dem Thema beschäftigt hat, das 
gelautet hat: „Wirtschaftspolitische Probleme der 
Inflation." Und es war gerade ein Grazer Professor, 
der bekannte Universitätsprofessor Dr. Adolf Nuß
baumer, der hier in Alpbach das Einführungs- und 
Hauptreferat gehal ten hat. Darf ich Ihnen aus seinen 

Ausführungen ganz kurz einige Passagen in Erinne
rung bringen: In seinem Einführungsreferat be tonte 
Universitätsprofessor Dr. Adolf Nußbaumer, daß 
die „schleichende Inflation" für die wachsenden 
europäischen Volkswirtschaften nach dem 2. Welt
krieg ebenso typisch geworden sei, wie die galop
pierenden Inflationen im Anschluß an den 1. Welt
krieg. Und er stellt dann fest, der Staat profitiert 
durch Inflation und Steuer-Programme (Abg. L e i t 
n e r : „Dafür erhöhen sie dann die Preise!" — 
Abg. P ö l z l : „Kusch!"). Wir kommen schon noch 
zu Ihnen! Er sagt, kurzfristig könne eine langsame 
Geldentwertung sehr wohl im Interesse bedeuten
der wirtschaftlicher Gruppen liegen. Die öffentliche 
Hand kann bei Inflation und progressiven Steuer
sätzen mit s teigenden Steuereingängen rechnen. Für 
die Unternehmer in aktiven Branchen bewirkt die 
Inflation eine Senkung der Investitionskosten und 
eine zusätzliche Sicherung des Absatzes durch1 An
regung der Nachfrage. Den Gewerkschaften in ak
tiven Branchen gibt sie Grund und Möglichkeit zu 
einer aktiven Lohnpolitik und erleichtert besonders 
den Starken unter ihnen den immer wieder erfor
derlichen Erfolgsnachweis gegenüber ihren Mit

gliedern. Alle diese Sondervortei le t reten allerdings 
nicht bei einer galoppierenden Inflation auf. Ein
deutig negativ betroffen sind hingegen immer die 
Sparer auf Sparkonten oder in fest verzinslichen 
Werten, die Bezieher fester Einkommen, und die Ex
porteure, wenn die Inflation im Inland der im Aus
land voraneilt. 

Meine Damen und Herren! Diese Gedanken wer
den ja auch in der Regierungserklärung des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Klaus ausgesprochen, die er am 
2. April 1964 abgegeben hat. Es heißt darin: „Zu 
den wichtigsten Aufgabengebieten der Bundesre
gierung gehört die Finanz- und Budgetpolitik. ' Ihr 
oberstes Gebot muß das nachdrückliche Bemühen 
um die Erhaltung der Stabilität des Schillings sein. 
Das sind wir den Bewohnern dieses Landes, insbe
sondere den Lohnempfängern, den Renten- und Pen
sionsbeziehern und den Sparern, darüber hinaus 
aber auch den Angehörigen aller Berufs- und Er
werbsstände schuldig." 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
glauben nicht, daß durch das vorliegende Bundes
budget der Grundsatz der Erhaltung der Stabilität 
des Schillings erreicht sein wird. (Abg. Dr. R a i 
n e r : „Haben Sie überhaupt zugestimmt?") Wir ha
ben abgelehnt, das müßten Sie, Herr Landespartei
sekretär, aus der Presse ja wissen! (Landesrat S e -
b a s t i a n : „Dann dürfen Sie jetzt auch darüber 
schimpfen, das ist Ihr gutes Recht!") 

Meine Damen und Herren! Das Bundesbudget ist 
aber vor allem nicht konjunkturgerecht, d. h. es 
entspricht nicht der allgemeinen Wirtschaftslage. 
Es ist wiederum der Herr Finanzminister, der für 
die Wirtschaftslage 1965 in seiner Budgetrede auf 
Seite 5 und 6 folgende Prognose gestellt hat: „Die 
österreichische Wirtschaft befindet sich, wie die 
jüngste Konjunktur-Diagnose des österreichischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung feststellt (Sie se
hen daher auch die Zusammenhänge), gegenwärtig 
in der mittleren Phase eines Konjunkturaufschwun
ges. Man wird für das Jahr 1965 mit einer Zuwachs
rate des realen Bruttonationalproduktes mit etwa 
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5 Prozent rechnen können, wenn die weltwirtschaft-
lidie Entwicklung günstig und der Geldwert stabil 
bleibt. Gerade der erwartete Übergang zur Hoch
konjunktur bringt aber erfahrungsgemäß eine kri
tische Phase der Lohn- und Preisentwicklung." 

Meine Damen und Herren! Bei einer solchen Wirt
schaftsprognose wäre ein die Ausgaben drosselndes, 
ein die Schulden tilgendes und Reserven bildendes 
Budget beim Bund mehr denn je am Platze gewe
sen. Der Herr Finanzminister ist sich dessen auch 
durchaus bewußt, aber wie ich schon eingangs 
sagte, er hat ein konjunkturgerechtes Budget eben
sowenig wie seine Vorgänger zustande gebracht. 

Und nun, weil Sie mich schon mahnen, zurück 
zum Landesvoranschlag. Diesen Vorhalt, meine Da
men und Herren, den unsere Abgeordneten im Par
lament dem Herrn Finanzminister gemacht haben, 
den können wir im Steiermärkisdien Landtag dem 
Herrn Landesfinanzreferenten nicht machen. (Abg. 
Dr. R a i n e r : „Das-haben wir uns-gedacht!") Es ist 
ja, Herr Kollege Dr. Rainer, wie von Ihrer Seite, aber 
auch vom Herrn Landesfinanzreferenten selbst be
tont und hervorgehoben wurde, ein Budget der ge
samten Landesregierung. Das, was ich dem Herrn 
Landesfinanzreferenten sage, gilt selbstverständlich 
auch für die gesamte Landesregierung, die den 
Herrn Landesfinanzreferenten bei der Erstellung des 
Budgets, wie er selbst erklärte, entsprechend unter
stützt und beraten hatte. (Zwischenruf von der 
ÖVP: „Bravo!" — Abg. Dr. R a i n e r : „Danke 
sehr!") Der Herr Finanzreferent hat uns im Hohen 
Haus überzeugend dargelegt,. daß er unter Heran
ziehung der in den Konjunkturjahren gebildeten 
Reserven Schulden des Landes abgedeckt und den 
Schuldenstand des Landes um 105 Millionen Schil
ling verringert hat. Lohn- und Preisauftriebe sind 
vom Landesbudget, das nicht einmal 1/30 des Vo
lumens des Bundesbudgets ausmacht, nicht zu er
warten. Ausfälle bei den gleichfalls optimistisch 
eingeschätzten Ertragsanteilen (Erster Landeshaupt
mannstellvertreter DDr. S c h a c h n e r - B l a z i -
z e k : „Aber niedriger eingesetzt!") werden offen
bar durch Reserven ausgeglichen werden können 
oder wie ich aus dem Zwischenruf des Herrn Lan
desfinanzreferenten entnehme, wurden offenbar 
schon deshalb niedriger präliminiert. (Erster Lan
deshauptmannstellvertreter DDr, S c h a c h n e r -
B 1 a z i z e k : „Nur um 13 Prozent höher eingesetzt 
und nicht um 20 Prozent und darüber!") 

Diese Umstände sowie auch die sonst sorgsame 
Gebarung im Lande ermöglichen es uns von der 
Freiheitlichen Partei Österreichs, im Gegensatz zur 
Finanzpolitik und Budgetpolitik des Bundes, dem 
Landesvoränschlag unsere Zustimmung zu ertei
len. 

Meine Damen und^^Torfen! IZür allgemeinen Wirt
schaftslage noch folgendes in aller Kürze. Neben 
der Entwicklung am Preis- und Währungssektor 
bereiten auch uns gewisse strukturelle Schwächen 
der österreichischen Wirtschaft Sorge. Wichtige 
Wirtschaftszweige, wie Eisen und Stahl, Buntme
talle, Magnesit, Zellwolle, Papier, Leder befinden 
sich in Schwierigkeiten oder können zumindest 
nicht mehr expandieren. (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Holz!") Das Holz habe ich bei der Zellwolle einbe
zogen und nunmehr sage ich, die Säge- und Müh

lenindustrie leidet schon -seit Jahren an einer Über
kapazität. (Landesrät S e b a s t i a n : „Textilindu
strie!") Die Textilindustrie führt einen harten Exi
stenz- und Konkurrenzkampf, und die uns allen 
bekannten Schwierigkeiten der verstaatlichten In
dustrie brauchen in diesem Hohen Haus nicht mehr 
dargelegt werden. Der Leiter des Wirtschaftsfor
schungsinstitutes, Herr Professor Dr. Nemschack, den 
ich nicht nur als Schulkollegen, sondern als Wis
senschaftler in diesem Hause immer wieder zitiert 
habe, empfiehlt daher eine Umschichtung von Ka
pital und Arbeitskräften aus den nicht leistungs
fähigen, strukturell notleidenden und defizitären 
Betrieben in leistungsfähige expansionsfähige und 
aktive Unternehmen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden um eine 
solche Umschichtung schon wegen der Europäischen 
Integration nicht herumkommen. Wegen der Euro
päischen Integration sagte ich, die das Hauptpro
blem der österreichischen -Wirtschaft darstellt-, in 
welchem Punkt ich mit meinem Vorredner durchaus 
übereinstimme. Diese Übereinstimmungen haben 
sich ja erst in den letzten Jahren ergeben. Wir Frei
heitlichen haben Integrationsprobleme so früh und 
auch so oft in diesem Hause zur Debatte . gestellt, 
daß dazu nur mehr ein kurzes Wort zu sagen ist. 
Der Herr Handelsminister Dr. Bock hat sich in den 
letzten Jahren mehr und mehr von der EFTA-Poli-
tik zur EWG-Politik bekehrt. Wir können daher 
sagen, er hat sich von einem EWG-Sauhis zu einem. 
EWG-Paulus entwickelt. In seiner letzten Rede zur 
Eröffnung der Grazer Herbstmesse des heurigen 
Jahres ist er endlich ganz auf den Standpunkt der 
Freiheitlichen Partei zur EWG-Frage eingerückt. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Das ,war wegen 
der .Kleinen Koalition'!") Es ist dazu nur noch zu 
sagen: Um die Diskriminierung durch einen Ver
trag besonderer Art (contractus sui generis), wie 
ihn nunmehr die Bundesregierung plant, zu behe
ben, wird die wirtschaftliche Assoziation Öster
reichs mit der EWG so total wie nur möglich zu 
vollziehen sein. Kritik nehmen müssen wir aller
dings sehr, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
an dem Verhalten des Herrn Außenministers Dok
tor Kreisky auf der letzten EFTA-Konferenz. (Lan
desrat W'e g a r t : „Bravo, Bravo!") Auf den Bruch 
des EFTA-Vertrages durch die einseitigen Zoller-
höhuiigen Englands hat er nur sehr lau — ich 
möchte sagen .auffallend lau' — reagiert. (LR. W e 
g a r t : „Ja, warum denn?" — Landesrat P e l t z -
m a n n : „Als Präsident der Internationale kann er 
ja nicht anders!" — Abg. H e i d i n g e r : „Das ist 
ein anderer, aber macht ja nichts, alles kann man 
ja nicht wissen!") Diese Gretchenfrage sollen die 
Herren Sozialisten beantworten. Angesichts die-
ses~Ve^tragsTäruches"Englähd, meine Damen"und~ 
Herren, aber auch als Voraussetzung für eine als
baldige Aufnahme erfolgversprechender Vertfags-
verhandluhgen mit der EWG hätte Österreich nun
mehr die Kündigung des EFTA-Vertrages vorzu
nehmen. Da der Steiermärkische Landtag sich bisher 
auf dem dornenvollen Weg zur EWG schon mehr
fach initiativ gezeigt hat, wollen wir Freiheitlichen 
dem Hohen Landtag einen Resolutionsantrag un
terbreiten, der folgenden Wortlaut hat: „Der hohe 
Landtag wolle beschließen: Die weitete Mitglied-
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schaff Österreichs bei der EFTA ist einer alsbal
digen Aufnahme erfolgversprechender Vertragsver
handlungen mit der EWG offenbar hinderlich. Die 
Landesregierung wird daher aufgefordert, bei der 
Bundesregierung dahin vorstellig zu werden, daß 
Österreich zur Kündigung des EFTA-Vertrages 
schreitet." Wir werden dem Herrn Präsidenten des 
Hohen Hauses diesen unseren Resolutionsantrag 
zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung und Ab
stimmung überreichen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nun 
der allgemeinen innerpolitischen Lage zuwenden. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Wir stimmen 
jetzt mit Ihnen nicht mehr mit, das macht ihr zwei, 
die FPÖ und die SPÖ!") Bei so einem Resolutions
antrag wollen Sie nicht mitstimmen? (Landesrat 
W e g a r t : „Ihr seid ja noch in den Flitterwochen, 
die können wir ja nicht störenl") 

Präsident: Ich bitte den Redner, fortzufahren. 

Abg. DDr. Hueber: Meine Damen und Herren! 
Gestatten Sie, daß ich mich nunmehr der allge
meinen innerpolitischen Lage zuwende. Die öster
reichische Innenpolitik ist nach wie vor von einem 
System beherrscht, das als das österreichische Koa
litions-System bezeichnet wird. Das ist keine der 
üblichen Regierungskoalitionen, sondern das ist 
eine so totale Herrschaftsteilung zwischen ÖVP und 
SPÖ, daß sie ihrer Auswirkung nach nur noch als 
zweigeteilte Diktatur bezeichnet werden kann. (Abg. 
H e i d i n g e . r : „Das ist neu!") Die Verfassungs
mäßigkeit dieses Systems wurde auch von der Wis
senschaft in Frage gestellt. Ich bitte Sie, im Hand
buch des österreichischen Verfassungsrechtes von 
weiland Prof. Adamovich nachzulesen, daß a) das 
im Koalitionspakt verankerte Proporz-System, 
b) daß der Koalitionsausschuß als ein außerhalb 
jeder verfassungsmäßigen Organisation stehendes 
Organ (Landesrat S e b a s t i a n : „Sie sind nicht 
auf dem Laufenden!") Seien Sie doch nicht so un
geduldig, Herr Landesrat, ich bitte sie darum — 
(Abg. S t ö f f l e r : „Wißt's ja eh alles, seid's so 
beieinander gewesen!"), c) daß die Vereinbarung, 
wonach Regierungsvorlagen, über die ein einstim
miger Koalitionsbeschluß vorliegt, für die dem Na
tionalrat angehörenden Abgeordneten der Koali
tionsparteien verbindlich sind, mit der Österreichi
schen Bundesverfassung n i c h t in Einklang ste
hen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Und so eine 
Ehe haben Sie eingehen wollen?") 

Meine Damen und Herren! An der Verfassungs
widrigkeit dieses Systems ändert sich gar nichts, 
wenn es im zuletzt abgeschlossenen Koalitionspakt 
nicht mehr „Koalitionspakt", sondern vielsagend 
„Arbeitsüberefnkommen" heißt, oder wenn statt 
„Koalitions-Ausschuß" „Verhandlungs-Komitee" 
steht. Und schließlich, wenn die ÖVP und SPÖ sich 
verpflichtet haben, ihren Abgeordneten zu „empfeh
len", von der Koalition einstimmig beschlossene 
Regierungsvorlagen im Nationalrat gemeinsam zu 
vertreten. (Abg. S t ö f f l e r : „Sie meinen aber 
jetzt nicht die Kleine Koalition?!") Die „gelernten" 
Abgeordneten der Koalitionsparteien — Sie gehö
ren auch dazu — wissen solche „Empfehlungen" . 

ihrer Partei-Oberen durchaus richtig zu verstehen. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Und in ein so 
schreckliches System wollten Sie einsteigen!") Nein, 
Herr Landeshauptmann, was wir bekämpfen, in das 
steigen wir nicht ein! (Landeshauptmann K r a i 
n e r : „Seien Sie glücklich, daß wir das verhindert 
haben!") Ich werde Ihnen schon unseren Vorschlag 
bekanntgeben. Ich werde mich auch, Herr Landes
hauptmann, mit Ihrem Vorschlag befassen, nach
dem Herr Dr. Pittermann ihn wiederum aus der 
Schreibtischlade, wo er die letzten Monate drinnen 
war, herausgezogen hat. Ich bitte Sie, meine geehr
ten Damen und Herren, nur um ein bißchen Geduld, 
ich kann nicht alles auf einmal sagen. (Gelächter.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch etwas 
Positives aus dem letzten Koalitionspakt anführen. 
(Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Wäre das durch einen 
freiheitlichen Minister nach Ihrer Auffassung gelöst?" 
— Abg. S t ö f f l e r : „Jetzt wissen wir, warum die 
„Kleine Koalition" nicht gekommen ist, Sie haben 
nicht gewollt!") Sie kommen doch auf alles drauf! 
Seien Sie doch nicht so ungeduldig. (Zwischenruf 
von der ÖVP: „Wir platzen vor Neugierde!") In 
diesem letzten Koalitionspakt wurde allerdings ein 
kleines, bescheidenes Türchen für das Parlament ge
öffnet. (Abg. Dr. R a i n e r : „Da haben Sie gleich 
den Schlüssel gefunden, für das Türchen!") Es heißt 
hier: „Wenn in Regierung und Verhandlungs-Ko
mitee eine Einigung nicht erzielbar ist, so steht es 
jeder der beiden Koalitionspartner frei, nach Ablauf 
gewisser Fristen einen Initiativantrag im National
rat einzubringen und darüber die freie Mehrheits
bildung herbeizuführen." (Dr. P i t t e r m a n n : „Da 
taten Sie einen Seufzer der Erleichterung!") Nicht 
ganz, weil dieses Türchen zum sogenannten „koali
tionsfreien Raum" schon wiederum durch eine Liste 
von Angelegenheiten, die Ihre Partei verlangt hat, 
verklemmt wurde. (Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Also 
doch ein Seufzer!" — Landesrat W e g a r t : „Mini
ster Broda hat das verlangt!") In dieser Liste ste
hen jene Angelegenheiten, bei denen auf keinen 
Fall der koalitionsfreie Raum von den Abgeordne
ten der Koalitionsparteien beschritten werden darf. 
In dieser Liste, meine Damen und Herren, sind 
nicht nur alle finanziellen Angelegenheiten ange
führt, sondern — für uns Freiheitliche völlig un
verständlich — sogar die Weltanschauungs- und 
Gewissensfragen im Bereiche des Zivil- und Straf
rechtes. Hier haben Sie, meine Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei Ihren Abge
ordneten unverständlicherweise einen Sperriegel 
vorgesetzt. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Er
schütternd!") 

Meine Damen und Herren! Von dieser Möglich
keit des koalitionsfreien Raumes wurde bisher von 
den Koalitionsparteien nicht Gebrauch gemacht. Das 
wäre bei der Rundfunkfrage möglich. (Abg. P ö 1 z 1 : 
„Bei der Habsburg-Abstimmung!") Weil Sie mich 
fragen: Bei der Habsburg-Abstimmung hat die Frei
heitliche Partei erstmals im Parlament eine freie 
Abstimmung durchgesetzt. (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Für eine Million Schilling!" — Weitere unver
ständliche Zwischenrufe.) Das glauben Sie, meine 
Damen und Herren von der ÖVP! £s wird Ihnen 
unser Klubobmann darauf gebührend die Antwort 
geben. Er wird Sie auch fragen nach den 23 Hasel-
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gruber-Millionen, die Sie aus Sparkassageldern be
kommen haben, von denen Sie gesagt haben, sie 
werden auf Heller und Pfennig zurückbezahlt, und-, 
YÖn denen Sie noch nicht einen Groschen zurück
bezahlt haben. Auf die Ohla-Million, die Gewerk
schaftsgelder, die Sie und die SPÖ und auch die 
KP als Gewerkschaftsfraktion erhalten, auf die wird 
unser Klubobmann schon noch zu sprechen kom
men. (Zwischenruf Abg. Leitner.) Den Kommunisten 
hat Dr. Gredler schon einmal gesagt, wo sie betei
ligt sind. Die Kommunisten sitzen in jenen Firmen,, 
die Ostgeschäfte machen und das Monopol dazu 
haben. Da beziehen Sie Ihr Geld! Aber damit wol
len wir uns bei der Budgetberatung nicht befassen. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
haben ja, ich muß das hervorheben, nicht allein die
ses verfassungswidrige und krisenhafte Koalitions
system bekämpft. Wir befanden uns dabei in be
ster Konkurrenz mit der unabhängigen Presse und 
auch mit dem verehrten Herrn Landeshauptmann 
Krainer, Herr Landeshauptmann Krainer war es, 
der sich wiederholt in seinen Reden mit dem Koa-
litionsproblem und mit der Verfassungswidrigkeit 
dieses Systems befaßt hat und der auch einen Re
formvorschlag gemacht hat, den Herr Dr. Pitter
mann dem Hohen Hause heute wiederum in Er
innerung gebracht hat. Es ist der Vorschlag, daß 
durch Abänderung der Verfassung die Regierungs
form, die wir in den Ländern mit Ausnahme von 
Vorarlberg haben — die haben keine Proporzregie
rung —,. auf die Bundesregierung übertragen wer
den möge. Er sieht hier den Stein der Weisen, die 
Lösung des Koalitionsproblems. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Eine gute Lösung!") 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
vermögen diesen Vorschlag als nicht zielführend 
zu akzeptieren. Ich darf Ihnen in diesem Hohen 
Haus einmal den Ausspruch des Nestors der Gra
zer Freiheitlichen, den Ausspruch des Herrn Uni
versitätsprofessors DJ. Polheim vortragen, der ein
mal — er war auch Gemeinderat der Landeshaupt
stadt als er schon das 70. Lebensjahr überschritten 
hatte — sagte: .Politische Parteien sind für die 
Bundespolitik notwendig, für die Landespolitik ent
behrlich und für die Gemeindepolitik schädlich. An 
diesem Ausspruch ist etwas Wahres d'ran. Eine 
Regierungsform, wie sie sich in den Ländern be
währt hat, kann nicht so ohne weiteres auf die 
Bundesinstanz übertragen werden. Eine Bundesre
gierung, meine Damen und Herren, hat so gewich
tig politische Aufgaben^ daß ihre Zusammensetzung 
nur durch freie- Koalition und ihre Aktionsfähigkeit 
nur durch Einstimmigkeit gewährleistet werden 
kann (Zwischenruf Landeshauptmann Krainer.) 
Herr Landeshauptmann, als guter Demokrat wissen 
Sier-daß-jeder- zu— seiner- Meinung nnd-zuse ine r 
Auffassung steht. Unsere Auffassung und unser 
Vorschlag lauten nach wie vor so: Rückkehr zum 
verfassungsmäßigen Zustand! Die Rechte des Parla
ments und seiner Abgeordneten sind wiederherzu
stellen und die Regierung ist* auf das zu beschrän
ken, was sie verfassungsmäßig ist — Exekutive, 
nach den vom Parlament zu beschließenden Geset
zen. Das ist alles, meine Damen und Herren, was 
wir vorzuschlagen haben. Wir sind der Meinung, 
hier liege die Lösung des Problems, 

Meine Damen und Herren! Ich darf daran an
schließen, daß es keine Lösung des Koalitionspro
blems wäre, in Österreich das anglo-amerikamsche 
Zweiparteiensystem einzuführen. (Landeshaupt
mann K r a i n e r : „Seien Sie doch aufrichtig, sagen 
Sie, wenn Sie die Mehrheit kriegen, dann sind Sie 
dafür!" — Landesrat G r u b e r : „Die Tagespost 
hat die Richtigkeit dieses Systems bezweifelt, nach 
dem Ausgang der letzten englischen Wählen!") Ein 
solches Zweiparteiensystem erfordert unseres Er-
achtens eine annähernd gleiche politische Struktur 
der einander ablösenden Parteien, wie dies in den 
USA der Fall ist und wie es in England der Fall 
gewesen ist. Die politische Struktur der österrei
chischen Köalitionsparteien ist davon so grund
legend verschieden, daß die österreichische Wirt
schaft einen jeweiligen Wechsel dieser Parteien in 
der Regierung nicht vertragen würde. Schauen Sie, 
meine Damen und Herren, einmal Verstaatlichung, 
dann wiederum Reprivatisieren, dieses Wechselspiel 
ist ja doch der britischen Wirtschaft zum augespro-
chanen Verhängnis geworden. (LR. S e b a s t i a n : 
„Aber die liberale Partei ist trotzdem nicht zum 
Zuge gekommen!") Die liberale Partei ist wegen des 
Wahlrechtes nicht zum Zug gekommen, und Herr 
Landesrat Sebastian, noch einmal, • sind Sie gedul
dig, ich komme so auf das, was Sie wollen! 

Präsident: Herr Redner, ich unterbreche Sie. Es 
ist Klubobmännerbeschluß, daß um 12.45 Uhr Spa
tens geschlossen wird. Wenn Sie also nicht län
ger als noch 5 Minuten zu sprechen die Absicht 
haben, werde ich nicht unterbrechen, sonst aber 
werde ich unterbrechen, 

Abg. Dr. Hueber: Herr Präsident! Als Abgeord
neter dieses Hohen Hauses kann ich Ihnen nur ant
worten: Ich werde solange sprechen, wie ich das 
für notwendig halte und ich halte es für notwendig, 
auch über 5 Minuten zu sprechen. Ich würde meine 
Ausführungen, wenn ich nicht ununterbrochen un
terbrochen werden würde, mit 15 Minuten begren
zen können. 

Präsident: Dann fahren Sie fort! 

Abg. DDr. Hueber: Ich danke Ihnen, Herr Präsi
dent!-. ' 

Meine Damen und Herren! Gegen dieses Zwei
parteien-System spricht vor allem das große Risiko, 
welches damit verbunden wäre. Wer weiß denn 
schon, meine Damen und Herren, welche der beiden 
Parteien, die da noch übriggeblieben, an die Macht 
kommt und wer garantiert uns denn, daß die an 
die Regierung gelangte Partei nicht undemokrati
sche- Maßnahmen -ergreift, u n r an ÜBT -Macht"-zu 
bleiben. (Abg. P ö l z l : .„Bei der ÖVP könnten wir 
dafür garantieren!") Schauen Sie, diese Sorge — 
Herr Abg. Pölzl, unterbrechen Sie mich nicht wie
der— hat ja schon Ihr Bundesrat Prof. Dr. Gschnit-
zer zum Ausdruck gebracht, auf den ich auch sehr 
viel halte. Immer wieder dasselbe aus Ihren Rei
hen. Warum lesen Sie denn um Gottes Willen 
nicht wenigstens das, was Ihre eigenen Persönlich
keiten darlegen? Meine Damen und Herren! Des
halb bleiben wir lieber bei dem Drei-Parteien-Sy-
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stem in Österreich, das doch ein bekannter Histori
ker, Dr. Wandruschka, in der Geschichte Österreichs 
als eine „gott- oder naturgewollte Dreiteilung" be
zeichnet hat. Bleiben wir l ieber dabei und geben 
wir uns nicht den Spekulationen eines Zwei-Par
teien-Systems hin, für das in Österreich keine reale 
Grundlage besteht. Quittieren wir lieber die Demo
kratie, indem wir dem Parlament die Fesseln ab
nehmen, in die es dieser unseelige Koalitionspakt 
geschlagen hat. 

Meine Damen und Herren! Um ein Zwei-Parteien-
System in Österreich einzuführen, ja da müßten 
Sie ja die Wahlordnung vollkommen abändern, da 
müssen Sie die Wahlordnung so undemokratisch 
machen, wie sie in Österreich zu keiner Zeit noch 
war. An solchen Versuchen hat es auch bei Ihnen 
nicht gefehlt; Ihr Vorschlag, die Wahlkreise so 
klein zu ziehen, daß überhaupt nur den großen Par
teien die Chance gegeben ist, einen Abgeordneten 
zu erzielen, deutet darauf hin. Das sind „Mordver
suche", meine Damen und Herren, an der österrei
chischen Demokratie. Es fühle sich jeder daran 
schuldig, der an diesem Versuch teilgenommen hat 
und der diesen Versuchen noch weiterhin das Wort 
redet. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Mit Gesetz 
kann man die Struktur der Mandate nicht festle
gen!") 

Meine Damen und Herren! Man kann nicht von 
einer demokratischen Wahlordnung sprechen, wenn 
für ein Nationalratsmandat die ÖVP rund 25.000 
Stimmen benötigt, die SPÖ rund 26.000 und die FPÖ 
fast 40.000 Stimmen dazu benötigt. (Landeshaupt
mann K r a i n e r : „Das stimmt ja nicht.") Das 
stimmt schon, das geht allein aus den Wahlergeb
nissen hervor. (Landesrat W e g a r t : „Ein Grund
mandat kostet bei Ihnen nicht mehr wie bei uns!") 
Ein Nationalratsmandat habe ich gesagt, und nicht 
ein Grundmandat. (Unverständlicher Zwischenruf 
Dr. Rainer.) Schauen Sie, Herr Landesparteisekretär, 
Sie sind ja nicht ernst zu nehmen. Die SPÖ hätte so 
einen Sekretär bestimmt schon abgesetzt. (Landesrat 
B a m m e r : „Ich habe gehört, er wackelt eh." - -
Gelächter und Zwischenrufe.) Herr Präsident, die 
Abgeordneten der ÖVP lassen mich einfach nicht 
reden, entweder es gefällt ihnen so gut oder sie 
fühlen sich so sehr betroffen. (Abg. S t ö f f l e r : 
„Sie werden ja auch nicht ernst genommen, sonst 
würden Sie ja gewählt werden!" — Glockenzeichen 
des Präsidenten.) 

Präsident: Ich werde die Sitzung um 13 Uhr un
terbrechen und Ihnen dann Gelegenheit geben, 
nachmittag fortzusetzen. 

Abg. DDr. Hueber: Auch hier im Hohen Haus 
gewinnt man den Eindruck, was Demokratie und 
Fairneß zu bedeuten haben. Meine Damen und 
Herren! Der Ruf nach einer Wahlreform kann so
lange nicht verstummen, bis dieses Unrecht besei
tigt ist. Eine demokratische Wahlrechtsreform läßt 
sich durchaus im Rahmen der österreichischen Bun
desverfassung vollziehen, wenn man die vielfach 
willkürlich gezogenen 25 Wahlkreise auf 9 Länder
wahlkreise und die 4 Wahlkreisverbände auf 
2 Wahlkreisverbände reduzieren würde. Es scheint 
uns Aufgabe der drei im Parlament vertretenen 

demokratischen Parteien zu sein, eine solche Wahl
rechtsreform im koalitionsfreien Raum gemeinsam 
zu vollziehen. (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Gegen die Verfassung!" — Abg. Dr. R a i n e r : 
„Das geht nicht mehr!") Das ist der Vorschlag und 
der Standpunkt der Freiheitlichen Partei. (Landes
hauptmann K r a i n e r : „Aber es wird hier nicht 
verhandelt darüber, da brauchen wir weder ja noch 
nein zu sagen.") Die Reform der Nationalratswahl
ordnung hät te sodann eine Reform der Landtags
wahlordnungen und der Kammerwahlordnungen 
zur Folge. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Was 
wollen Sie noch alles? Jetzt haben wir so schon 
alles getan, was wir können!") Herr Landeshaupt
mann, eine Reform der Landtagswahlordnung ist 
durch die Erhöhung der 48 auf 56 Mandate bei 
weitem noch nicht erfolgt. (Landesrat S e b a 
s t i a n : „Der Wahrscheinlichkeitsfaktor, daß Ihr 
drinnen bleibt, ist größer geworden!") Die Miß
stände bei der Landarbeiterkammerwahl haben be
kanntlich zur Aufhebung dieser Wahl durch den 
Verfassungsgerichtshof geführt. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Bitte keine Märchen, nicht deshalb, 
sondern weil das Gesetz nicht der Verfassung ent
spricht, deshalb die Mißhelligkeiten. Stellen Sie hier 
keine falschen Behauptungen auf.") Sehr schön, da
mit geben Sie wenigstens zu, daß das Gesetz über 
die Landarbeiterkammerwahl der Verfassung nicht 
entsprochen hat. (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Jawohl, jawohl, aber nur aus diesem und keinem 
anderen Grund, lesen Sie das Erkenntnis des Ver
fassungsgerichtshofes!") Ich danke Ihnen für dieses 
Geständnis. Die Bauernkammerwahl wird angeb
lich von der Sozialistischen Partei beim Verfas
sungsgerichtshof angefochten und wir e rwarten das 
Ergebnis dieser Anfechtung. (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Aber keine Mandate.") Die Anfechtung der Arbei
terkammerwahl, meine Damen und Herren von der 
ÖVP, die haben Sie unverständlicherweise unter
lassen. 

Meine Damen und Herren, ich muß abschließen, 
weil ich in 5 Minuten meine Rede beenden muß. 

Präsident: Das habe ich nicht gesagt, daß Sie 
müssen. 

Abg. DDr. Hueber: Also beenden will. Meine 
Damen und Herren! Als ich im Jahre 1955 zum 
ersten Mal in diesem Hohen Haus zur Generalde
batte sprechen durfte, waren die innerpolitischen 
Verhältnisse auf der Bundesinstanz die gleichen. 
Die Landespolitik hingegen konnte ich als eine bei
spielgebende parlamentarische Demokratie gegen
über der Bundespolitik bezeichnen. Meine Damen 
und Herren! Es tut mir aufrichtig leid, daß ich diese 
Bezeichnung heute nicht mehr aufrechterhalten 
kann. Es ist offenbar auf die — jetzt bitte unter 
Anführungszeichen, meine Herren Stenographen — 
„klaren Mehrheitsverhältnisse" dieses Hauses zu
rückzuführen, daß in den zurückführenden Legis
laturperioden sich die Landespolitik mehr und mehr 
vom Landtag auf die Landesregierung verlagert hat 
und daß dieser Landtag ähnlich dem Nationalrat 
mehr und mehr zum bestätigenden Organ der Re
gierungsvorlagen geworden ist. Das gilt insbeson
dere vom Budget, das das Urrecht des Landtages 
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darstellt. Auf den Landtagen versammelten sich be
kanntlich die Stände und haben dem Landesfürsten 
die Steuern bewilligt. Daraus sind überhaupt die 
Landtage am Ausgang des Mittelalters entstanden. 
Wir Freiheitlichen können eine solche Methode 
nicht gutheißen, wie sie bei dieser Budgetberatung 
und auch schon bei den nunmehr zurückliegenden 
Budgetberatungen geübt wurde. Sie entspricht der 
Methode der oktroierten Maiverfassung des Jahres 
1934, nach welcher der damalige Bundestag ledig
lich die unveränderte Annahme oder Ablehnung 
von Regierungsvorlagen zu beschließen hatte. Aber 
selbst diese Verfassung hat für das Budget eine 
Ausnahme gemacht, und zwar die Ausnahme der 
uneingeschränkten Verhandlung sowie allfälligen 
Abänderung. 

Meine Damen und Herren, daher mein Wunsch 
für den zukünftigen Landtag: Möge der kommende 
Landtag seine Rechte im höheren Ausmaß ausüben 
als der gegenwärtige. Mögen die neuen oder wie
dergewählten Abgeordneten des Hohen Hauses im
mer daran denken, daß in dieser ehrwürdigen Land
stube dem Landesherrn nicht nur die Steuern be
willigt worden, sind, sondern daß der Landesherr 
bei der Erbhuldigung die Freiheitsrechte der Land
stände beschwören mußte, bevor er den Treueeid 
der Landstände hier in diesem Haus entgegenneh
men konnte. Dieser Freiheitswille der Landstände 
ist es,, der meines Erachtens die Eigenart der Steirer 
mitgeprägt hat, die ich die „steirische Freiheit" 
nennen möchte. Möge der Hohe Landtag sich stets 
dessen bewußt sein, Hort dieser steirischen Frei
heit zu sein und zu bleiben. 

Meine Damen und Herren! Die Fraktion der Frei
heitlichen Partei Österreichs wird das Gesetz über 
den Landeshaushalt für das Jahr 1965 mit allen 
dazugehörigen Anlagen annehmen. (Beifall.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung um 13 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung um 15.05 Uhr. 

Präsident: Hohes Haus! Wir setzen die unter
brochene Sitzung' fort. 

Ich erteile Herrn Landesrat S e b a s t i a n im 
Rahmen der Generaldebatte das Wort. 

Landesrat Adalbert Sebastian: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Mit dem Jahr 1964 geht 
ein Jahr der Erinnerungen, der Gedenktage, aber 
auch ein Jahr voller dramatischer Ereignisse zu 
Ende. Am 12. Dezember vor 19 Jahren ist hier in 
diesem Hohen Hause der erste demokratisch ge-

-wählteiandtagHier—2—Repufelik-^zusammea^etretenr-

Wir haben darüber hinaus in diesem Jahr eine 
Reihe anderer Gedenktage gefeiert. So war es in 
diesem Jahr erstmals, daß die beiden großen Par
teien gemeinsam der 30jährigen Wiederkehr der 
Ereignisse des Jahres 1934 gedacht haben, daß sie 
sich, über Meinungsverschiedenjtieiten und Ressen
timents hinweg die Hände gereicht haben zur ge
meinsamen Gedenkstunde gemeinsam gebrachter 
Opfer, Opfer, meine Damen und Herren, die unse
rem Vaterland erspart geblieben wären, wenn man 

damals das Vermögen besessen hätte, das einem 
Volk Gemeinsame über das Trennende zu stellen. 

Wir gedachten in diesem Jahr darüber hinaus der 
50] ährigen Wiederkehr jenes Tages, an dem der 
1. Weltkrieg ausbrach. Damals waren es nationale 
Probleme, die den Blick für das große, für das ge
meinsame Vaterland getrübt haben. 

Letztlich gedachten wir, meine Damen und Herren, 
in diesem Jahr auch der 25jährigen Wiederkehr 
jenes Tages, an dem das Inferno des 2. Weltkrie
ges losbrach. Daß vor 25 Jahren die selbständige 
Republik Österreich zu bestehen aufgehört hat und 
daß die Fackel des Krieges über unser Land zog, 
hat sicherlich mannigfache Ursachen. Eine davon 
und ich glaube, es war nicht die unwesentlichste, 
war das Fehlen des gemeinsamen Bekenntnisses des 
österreichischen Volkes zur Republik Österreich. 

Diese Gedenktage, meine Damen und Herren, 
schwarze Meilensteine in der tausendjährigen Ge
schichte unseres Volkes, sollten aber nicht nur An
laß sein, an einem Tag inne zu halten und der Er
eignisse zu gedenken, sondern sie sollten Anlaß 
dazu sein, das Wissen, die Kraft und das Vermö
gen daraus zu schöpfen, daß wir beim Handeln in 
der Gegenwart und beim Gestalten der Zukunft aus 
gemachten Fehlern lernen. 

Hier, sehr verehrter Herr Abgeordneter Dr. Pit
termann, kann ich nicht umhin, Sie das erste Mal 
zu apostrophieren. Nach Ihren Ausführungen heute 
vormittag kann ich Sie nicht zu jenem Kreis zählen, 
der aus der Vergangenheit gelernt hat. (Landes
hauptmann K r a i n e r : „Das ist ja wunderbar!" —• 
Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Da kennen Sie mich 
aber sehr wenig, da brauchen Sie nur in den Bezir
ken nachzufragen, da werden Sie etwas anderes er
fahren, als Sie sich in Ihrem Konzept zurechtge
legt haben!") Herr Abgeordneter Dr. Pittermann, 
mich trennen von Ihrer Fraktion und vom Herrn 
Landeshauptmann manche sachliche und politische 
Dinge, wir haben harte Auseinandersetzungen, aber 
für mich wird es immer der Herr Landeshauptmann 
sein und ich erwarte von Ihnen, daß Sie vom Herrn 
Vizekanzler sprechen und nicht der Vizekanzler. 
Er.ist der Repräsentant unserer Partei, wir stehen 
zu ihm. Auch wir haben keinen Einfluß darauf, wen 
Sie sich wählen, wir haben Ihre Repräsentanten zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich sage Ihnen in diesem Zusammenhang hoch 
etwas, meine Damen und Herren. Zwischenrufe sind 
sicherlich die parlamentarische Würze der Ausein
andersetzung, namentlich, wenn sie humorvoll und 
gescheit sind. Das glückt nicht immer. Auch uns 
nicht immer. Aber, meine Damen und Herren, ich 
bin auch nicht der Anwalt des Herrn Abgeordneten 
LBltarer,^aber~es~rjehöTt nicht-zuT-parlameiitaiischen— 
Auseinandersetzung, wenn jemand einen Zwischen
ruf macht, daß dieser mit „Kusch" beantwortet wird. 
Das hat mit Demokratie und Parlament nichts zu 
tun. Es ist auch nicht parlamentarisch und keine 
sachliche Argumentation, wenn gesagt wird „der 
Miese". (Landeshauptmann K r a i n e r : „Wer hat 
das gesagt?") Ich halte "es auch unwürdig für dieses 
Haus, wenn in der Rede ein Abgeordneter eine sehr 
angesehene Persönlichkeit unserer Stadt zitiert, die 
überhaupt nichts mit der Politik zu tun hat. Ich 
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habe, meine Damen und Herren, gerade deshalb 
diese Fragen an die Spitze meiner Ausführungen 
gestellt, damit wir uns alle bemühen sollen, über 
alle sachlichen und politischen Gegensätze hinweg 
in den Vordergrund unseres Handelns das gemein
same Bekenntnis zu unserer Heimat und zu unse
rem Vaterland zu stellen. Ich habe, meine Damen 
und Herren, wissentlich diesen Rückblick auf die 
historischen Ereignisse an die Spitze meiner Aus
führungen gestellt, weil wir darüber h inaus auch 
beim überschrei ten der Jahreswende 1964/1965 
gleichsam das Tor aufstoßen werden, hinter wel
chem der Beginn des dritten Dezeniums der zweiten 
Republik liegt. 

Wenn ich gleich eingangs darauf hingewiesen 
habe, meine Damen und Herren, daß das nun zu 
Ende gehende Jahr ein Jahr voll dramatischer Er
eignisse war, so deshalb, weil weltweite politische 
Ereignisse, wo immer sie sich auch abspielten, bei 
der durch die technische Entwicklung klein gewor
denen Welt auch für uns von Bedeutung sein kön
nen. Waren es im November 1963 die Schüsse von 
Dallas, die die Wel t den Atem anhalten ließen, so 
war es heuer im Oktober die Sondermeldung vom 
Sturz Chruschtschews, die in allen die bange Frage 
aufkommen ließ, „was wird nun und was kommt 
nun?". Ich möchte bitte nicht mißverstanden werden. 
Ich glaube, niemand in diesem Hause wird dem 
Sturz eines Diktators nachtrauern. (Landesrat W e 
g a r t : „Nicht einmal der Leitner!") Was die Welt 
in Staunen versetzte, was die Welt in Unruhe ver
setzte, war lediglich die Tatsache, daß Chrusch-
tschew deshalb gestürzt wurde, weil er für die 
Koexistenz' von verschiedenen Staats- und Wirt
schaftsformen eingetreten ist und unter seiner Füh
rung eine Auflockerung und Verbesserung und Li
beralisierung in den Satellitenstaaten Platz gegrif
fen hat. (Abg. L e i t n e r : „Das ist nicht richtig!" •— 
Landeshauptmann K r a i n e r : „Vielleicht könnten 
wir von Ihnen etwas erfahren?") Es drängt sich da
her der freien Welt die Frage auf — und ich glaube 
selbst bei den Kommunisten war das der Fall, sonst 
hät ten sie keine Delegation nach Moskau geschickt 
—, ob der Kurs nun härter wird und ob der Friede, 
um den die Menschen bangen, wieder bedroht wird. 
Und zuletzt, meine Damen und Herren, soll an die
ser Stelle darauf hingewiesen werden, daß sehr 
wohl auch ein außerordentlich dramatisches Ereig
nis die Tatsache war, daß zur selben Zeit hinter der 
chinesischen Mauer im volksreichsten Land der Welt 
die Atombombe gezündet wurde, als Fanal dafür, 
daß es nun wieder eine weitere Macht gibt, die in 
der Lage ist, die atomare Vernichtung der Mensch
heit einzuleiten. Eine atomare Macht, meine Damen 
und Herren, geführt von kommünistisch-stalinistisch 
eingestellten Menschen, die nicht in der Lage sind, 
die primitivsten Bedürfnisse in ihrem eigenen Land 
zu stillen und Not und Hunger seiner Bevölkerung 
zu bannen. Der Wahlerfolg Johnsons und Wilsons 
ist in diesem eher düsteren Hintergrund der welt
politischen Lage, zumal die Integration Europas lei
der an wiederaufstehenden nationalen Problemen 
zu scheitern droht bzw. derzeit stagniert, der ein
zige Lichtblick. Das, meine Damen und Herren, ist 
der weltpolitische Hintergrund, das ist der Rah
men für unsere Innenpolitik und damit auch für 

unsere Landespolitik. Hier oder in dieser Atmo
sphäre spielt sich das ab, was wir zu beeinflussen 
in der Lage sind und worauf wir Einfluß nehmen 
können. 

Aber auch die innerpolitische Entwicklung war in 
diesem abgelaufenen Jahr einer dramatischen Ent
scheidung nahe. Ich glaube, das resultiert daraus, 
daß das Mißtrauen, das gerade durch die Art der 
Wahlkampfführung im Jahre 1962 — ich habe dar
über im Hohen Hause schon gesprochen — zu groß 
geworden ist, daß damals von gewisser Seite zu 
unbedacht Propaganda gegen die Zusammenarbeit 
gemacht wurde. Ja , das Schlagwort von der sterilen 
und unfruchtbaren Zusammenarbeit wurde wider 
besseres Wissen solange getrommelt, bis die letz
ten Bande zu reißen drohten. Ja, meine Damen und 
Herren, es ist heute schon darüber gesprochen wor
den, förmlich mit Fanfarenstößen hat man es als 
Je r Weisheit letzten Schluß hinaustrompetet, daß 
zur Rettung dieser erstarrten Koalition neue For
men zu finden seien und daß u. a. der koalitions
freie Raum, der letztlich zu einem Kabinetterl zu
sammengeschrumpft ist, gefunden wurde. Die Ver
blendung bei dieser Auseinandersetzung ging so 
weit, daß der Koalitionsausschuß nicht mehr Koali
tionsausschuß, sondern Arbeitsausschuß heißen 
mußte. Hier muß ich gleich noch einmal auf Sie, 
Herr Kollege Dr. Pittermann zurückkommen. Sie 
haben die Behauptung aufgestellt, „wir als ÖVP 
werden dafür sorgen, daß das nächste Mal eine 
Proporzregierung im Bunde Platz greifen wird." 
(Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Ich habe nur vorge
schlagen, tun Sie das nicht wieder verdrehen!") 
Bitte, man kann über diese Frage der Proporzregie
rung oder über ein System verschiedener Meinung 
sein. Ich bin davon überzeugt, daß beide Systeme 
ihre Vor- und ihre Nachteile haben. Aber Sie müs
sen doch wissen, daß das eine Verfassungsbestim
mung ist. Ich bin dafür, diskutieren wir darüber, 
reden wir darüber, wägen wir das Für und Wider 
ab, und wenn wir uns gemeinsam entschließen, 
dann entscheiden wir uns für den einen oder an
deren Schritt. Aber so stark sind Sie wieder nicht, 
daß Sie sagen können „wir werden dafür sorgen". 
(Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Verdrehen Sie meine 
Worte nicht.") Wir sind gerne bereit, mit Ihnen 
über diese Frage zu diskutieren. (Abg. Dr. P i 11 e r -
m a n n : „Sie verlangen immer Vertrauen und säen 
Mißtrauen in einem Satz, aber das ist Ihre Dialek
tik.") Daß natürlich diese Entwicklung zu mannig
fachen Erscheinungen in der Innenpolitik geführt 
hat, ist klar, aber Sie müssen zugestehen, daß der 
neue Herr Bundeskanzler und sein neues Team 
letztlich auch erkennen mußten, daß die Realitäten 
stärker waren als das Wunschdenken. (Landes
hauptmann K r a i n e r : „Sie haben das immer ge
wußt und nicht erst jetzt erkannt.") Ich hoffe, Herr 
Landeshauptmann, daß ich nicht mit Ihnen polemi
sieren muß, denn ich hätte einige Aussprüche bereit 
und es ist nicht deshalb zweimal ein Reformer auf 
den Schild gehoben worden, damit er die Politik 
macht, weswegen seine Vorgänger gestürzt wurden. 
Aber auch das ist vergangen, meine Damen und 
Herren. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Sie kön
nen es immer wieder versuchen, aber Sie werden 
trotzdem zwischen der Volkspartei und dem ehe-



maligen und dem jetzigen Bundeskanzler keinen 
Zwiespalt säen." — Präs. A f r i t s c h : „Der ist 
sowieso schon groß genug, dieser Zwiespalt." — 
Zwischenruf von de r ,ÖVP: „Sie wissen es ja!" — 
Landesrat P e 11 z m a n n : Da ist der Wunsch der 
Vater des Gedankens!") Der Herr Bundeskanzler 
ist in unseren Reihen sehr geachtet, darüber brau
chen wir nicht zu diskutieren. Ich stelle nur fest, daß 
die Realitäten s tärker waren als das Wunschden
ken einiger radikaler Propagandisten. Ich könnte ja, 
wenn ich böswillig wäre, aber das bin ich nicht, 
sagen, und ich habe es schon einmal gesagt, aus 
dem Saulus ist ein Paulus geworden und aus den 
Reformern sind Reformierte der Zusammenarbeit 
geworden. Ich finde, daß das so gut ist. Meine Da
men und Herren, das österreichische Volk erwartet 
von seinen gewählten Vertretern, daß sie mitein
ander und gemeinsam die abgegebenen Regierungs
erklärungen erfüllen und daß sie sich nicht gegen
einander in der Arbeit hindern. Das bedingt aber 
auch, daß natürlich versucht wird, aus diesem Re
gierungsprogramm alle Probleme zu lösen und daß 
nicht nur Probleme in den Vordergrund gestellt 
werden oder versucht wird sie zu lösen, Probleme, 
die in der Interessenssphäre einer Partei gelegen 
sind. Damit komme ich schon zu unserer Landes
politik und zu unserem Budget. 

So wie in all den letzten Jahren ist auch heuer 
in der Vorweihnachtszeit das Hohe Haus zusam
mengetreten, um termingerecht das Budget für 1965 
zu verabschieden. Diesmal ist es nicht nur die Vor
weihnachtszeit, es ist auch die Vorwahlzeit. Das 
eine merkt man an den vielen kauflustigen Men
schen in unseren Straßen, das letztere merkt man 
auf den Plakatwänden bei der vorweihnachtlichen 
Wahlwerbung der ÖVP. Es spricht für die Abge
ordneten dieses Hohen Hauses, wenn sie trotz des 
nahenden Wahlkampfes — wie man hört — und 
der nahenden Wahlwerbung in der Lage sind, das 
Budget für das nächste Jahr zeitgerecht und sach
lich zu verabschieden. Es ist ein gutes Budget, 
meine Damen und Herren!.Es wurde, wie alle Jahre, 
gewissenhaft zusammengestellt und erarbeitet. Da
für sei allen damit befaßten Stellen und Beamten 
unser Dank und unsere Anerkennung, ausgespro
chen. Ganz besonders gilt unser Dank dem Herrn 
Landesfinanzreferenten, Erster Landeshauptmann
stellvertreter, DDr. Schachner-Blazizek, der mit gro
ßer Sachkenntnis und getragen von hohem Verant
wortungsbewußtsein unter Bedachtnahme auf alle 
Bedürfnisse des Landes und der darin lebenden 
Menschen das Budget so erstellte, daß bei seiner 
Beratung in der Landesregierung nur ganz gering
fügige-Änderungen vorgenommen werden mußten. 
Ich glaube wiederum, um mit den Worten meines 

der Zustimmung des ganzen Hauses sicher bin — 
nachdem er aus Angst, daß unserem Landespartei-
Vorsitzenden und Landesfinanzreferenten ein Nach
teil erstehen könnte, es nicht tat — (Abg. Dr. P i t 
t e r m a n n : „Nur aus Sorge, nicht aus Angst!"), 
wenn ich jetzt namens des ganzen Hauses dem-Fi
nanzreferenten für diese Arbeiten, für die Erstel
lung des Budgets, den Dank ausspreche. (Abg. Dr. 

T i U e r m ä n n : „Dazu sind Sie nicht berechtigt!" 
— Landesrät P e l t z m a n h : „Dazu haben Sie 

wirklich kein Mandat, für das ganze Haus zu spre
chen!") 

Aber bei all dem, meine Damen und Herren, muß 
doch bedacht werden, daß die Mittel, die auch im 
nächsten Jahr wieder zum Einsatz gelangen, unse
rem Land nur zur Verfügung stehen, weil aller 
Reichtum, über den wir letztlich zu beschließen 
haben, aus dem Fleiß, Schweiß' und dem Fachkön-. 
nen sowie aus der Einsatzbereitschaft für unsere 
Wirtschaft und der in ihr tät igen Menschen ent
springt. Sie erst schaffen die Voraussetzung da
für, daß wir über diese Ziffern beschließen können. 
So sei, wie das nun schon Sitte geworden ist, auch 
hier dem Steuerzahler der gebührende Dank und 
die Anerkennung ausgesprochen. 

Der Herr Landesfinanzreferent hat schon in sei
ner Einbegleitungsrede, sicherlich auch bei den Be
ratungen im Finanzausschuß, und heute ha t auch 
der Herr Hauptberichterstatter darauf hingewiesen, 
daß unser Landesbudget erstmals 2 Milliarden 
Schilling überschritten hat. Diese Zahl und der 
Budgetumfang sind ein Beweis dafür, daß auch im 
Jahre 1965 mit einer weiteren Expansion unserer 
Wirtschaft zu rechnen ist. Von Anfangsschwierig
keiten am Beginn dieses Jahres abgesehen, können 
wir, glaube ich, rückschauend mit Genugtuung fest
stellen, daß auch diesmal wieder eine Steigerung 
des Sozialproduktes Um rund 6,5°/o möglich war. 
Auch für das kommende Jahr, und hier s tehe ich 
in Widerspruch zu Ihnen, sehr geehrter Herr Kol
lege DDr. Hueber, auch für das kommende Jahr 
sagen alle dazu berufenen Wirtschafts- und Fach
experten eine anhaltende Prosperität voraus. Wenn 
ich Ihnen heute in einem Zwischenruf gesagt habe 
„auch die Textilindustrie", so nur deshalb, weil 
Sie glaubten, daß Sie beim Aufzählen aller Schwie
rigkeiten etwas vergessen haben könnten. 

Tatsache ist, meine Damen und Herren, daß die 
Prosperität nach all den Dingen, d ie .man abschät
zen kann, anhalten wird und daß damit auch im 
kommenden Jahr die Vollbeschäftigung für unsere 
Heimat gesichert sein wird. Das nun von Ihnen, 
meine Damen und Herren, zu verabschiedende Lan
desbudget wird wesentlich dazu beitragen, daß wir 
diese Vollbeschäftigung aufrechterhalten können. 

Nun gestatten Sie mir, daß ich als Sprecher der 
Sozialistischen Fraktion einige grundsätzliche Er
klärungen zu den einzelnen Kapiteln abgebe. Die 
im Hohen Haus vertretenen Parteien haben,sieh ge
meinsam dazu entschlossen, gemäß dem Art. 95 
Abs. 4 der Bundesverfassung die Zahl der Abge
ordneten von derzeit 48 auf 56 für den künftig zu 
wählenden Landtag zu erhöhen. Dieser Beschluß, 
das ist auch hier schon festgestellt worden, ist durch 

--4ie-Bun4«sv-erfassung-gededtt4tt 
Er ist aber auch durch die Fülle der Arbeit, die der 
einzelne Abgeordnete zu leisten hat, gerechtfertigt 
und ermöglicht darüber h inaus auch eine bessere 
Berücksichtigung der einzelnen Landesteile. Ich 
muß aber in diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, weil heute wiederum mehrmals von 
der bestehenden ÖVP-Mehrheit gesprochen wurde, 
nochmals klar und eindeutig feststellen, daß dieses 
Hohe Haus aus 48 Abgeordneten zusammengesetzt 
ist. Davon hat die ÖVP 24 Mandate und das ist. -̂ ~ 
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das werden Sie nicht mehr bestreiten können — 
nicht die Mehrheit, sondern das ist die Hälfte. (Abg. 
Dr. R a i n e r : „Die bessere!") Sie haben also 
keine Mehrheit. Sie haben sich heuer einmal, d. h. 
zweimal, eine Mehrheit arrondiert. Meine Damen 
und Herren, ich habe nachgeforscht, weder in der 

i ersten noch in der zweiten Republik — mit Aus
nahme der zwei Beschlüsse, wie sie heuer gefaßt 
wurden — wurde jemals vom Präsidenten des Ho
hen Hauses vom Dirimierungsrecht, wie es die Ge
schäftsordnung vorsieht, Gebrauch gemacht. (Lan
deshauptmann K r a i n e r : „Er hatte keine Gele
genheit, das stimmt Herr Kollege, aber das ist kein 
Beweis dafür, daß es nicht trotzdem möglich ge
wesen wäre!") Ich mache Ihnen keinen Vorwurf, ich 
habe es festgestellt! Ich habe das sachlich festge
stellt! Es waren das das Schulaufsichts- und -Organi
sationsgesetz und das Gesetz über die Lustbarkeits
abgabenovelle. Ich sage noch einmal, ich stelle das 
hier sachlich fest. Das rechtmäßige Zustandekom
men dieser beiden Gesetze wird ein oberstes Ge
richt noch zu prüfen haben. 

Ich darf aber selbst in diesem Zusammenhang auf 
e twas hinweisen, was bei uns Befremden ausgelöst 
hat. Der Herr Präsident Dr. Kaan hat gerade bei 
der Beratung des zweiten Gesetzes — er hat als er 
zum Präsidenten gewählt wurde, das ist das Recht 
der ÖVP, seine Funktion im Gemeinde- und Ver
fassungsausschuß nicht zurückgelegt — und das ist 
es, was uns in diesem Zusammenhang befremdet 
hat, er hat bei der Beratung des Gesetzes auf die 
Uhr geschaut und sagte „Wir haben 64 Minuten 
debattiert. Je tzt ist Schluß. Ich stelle den Antrag 
auf Schluß der Debatte. Abstimmung." Ich glaube, 

i daß gerade Sie, hochgeschätzter Herr Präsident, als 
Wahre r der Überparteilichkeit in diesem Hause da-

| für eintreten müßten, daß die Parteien oder daß 
I den Parteien die Möglichkeit geboten ist, sich so

lange als es ihnen zweckdienlich erscheint, sachlich 
über ein Problem zu unterhalten. Ich sage das hier, 

i das war für uns befremdend und wir hoffen, daß es 
I nur einmal gewesen ist. Wir haben darüber hinaus, 

meine Damen und Herren, im abgelaufenen Jahr 
1 die Frage der Wahlperiode dieses künftig zu wäh-
; lenden Landtages behandelt und haben uns über-
; e instimmend dazu entschlossen, diese Periode auf 

5 J ahre zu verlängern, weil sie analog der Ge
meinderatswahlordnung dann läuft und es dar-

; über hinaus in der Hast und in der Eile, die es 
i heute gibt, gerechtfertigt erscheint, wenn man sich 

dazu entschließt, mit der Wahlperiode von 4 auf 
5 J ah re zu gehen. Nicht einigen konnten wir uns 
hinsichtlich des Wahltermins. Wir waren der Auf
fassung, daß es zweckdienlich und sparsamer wäre, 
die Wahltermine zusammenzulegen. Wir konnten 
mit dieser Auffassung nicht durchdringen, haben 
letztlich einer anderen Regelung zugestimmt und 
ich vermerke das lediglich hier, daß wir als Sozia
listen bei dieser Frage e twas anderes im Auge 
hätten. 

Nun gilt es, meine Damen und Herren, bei der 
Gruppe 0 auch den mehr als 11.000 Bediensteten 
des Landes Steiermark d en . ihnen gebührenden 
Dank namens der Sozialistischen Fraktion vor die
sem Hohen Hause abzustatten. Wo immer sie tätig 
sind und als was immer sie arbeiten, sie tun es in 
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t reuer Pflichterfüllung gegenüber den Menschen-
unserer Heimat. Dafür sei ihnen an dieser Stelle 
bestens gedankt. Wir Sozialisten bekennen uns zu 
einer sauberen, korrekten, volksnahen Verwaltung 
der Landesaufgaben in gemeinsamer und - verständ
nisvoller Zusammenarbeit mit den Landesbedienste
ten. Wir stellen im Interesse der Landesbedienste
ten fest, daß wir jede einseitige Bevorzugung aus 
welchem Grunde immer, ablehnen. Und, meine Da
men und Herren, ebenso klar und unmißverständ
lich stelle ich hier namens meiner Fraktion fest, 
daß jede Regelung, die für den einzelnen oder für 
die Gesamtheit unserer Bediensteten getroffen 
wird, ein durch Fleiß und Pflichttreue erarbeitetes 
und gesetzlich erworbenes Recht darstellt. In jedem 
Falle liegt eine Beschlußfassung des Landtages oder 
der Landesregierung zugrunde und es ist keine 
Gnadengabe des allfällig dafür zuständigen Referen
ten. Bei Besprechung dieser Gruppe, meine Damen 
und Herren, möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
der neu zu wählende Landtag Gesetze darüber zu 
beschließen haben wird, daß entsprechend der 
neuen Gemeinde-Verfassungsnovelle und entspre
chend den vorliegenden Anträgen den Gemeinden 
Leoben und Kapfenberg das Statut zuerkannt wird. 

Zur Gruppe 1 habe ich namens meiner Fraktion 
nur folgendes zu sagen. Erstens haben wir jenen 
Menschen zu danken, die sich bereit erklären, in 
freiwilliger Arbeit die Lasten auf sich zu nehmen, 
die letztlich der Gemeinschaft dienen sollen. Das 
zweite, was wir dazu festzustellen haben, ist, daß 
es wünschenswert wäre, wenn man sich zur Ein
richtung eines Zivilschutzes entschließt, daß sich 
die dafür zuständigen Ministerien und Stellen einig 
würden. Ich sage das aus meiner zuletzt gemachten 
Erfahrung, weil die Steierm. Landesregierung in 
Anlehnung an einen Erlaß, den das Handelsmini
sterium herausgegeben hat, einstimmig der Mei
nung gewesen ist, daß wir bei Bauten, die wir auf
führen, diese Schutzvorkehrungen treffen sollen. Bei 
den letzten Verhandlungen, die wir mit Herren der 
Ministerien zu führen hatten, mußte ich feststellen, 
daß die Auffassungen des Finanzministeriums in 
diametralem Gegensatz zu der des Handelsministe
riums stehen. Grundsätzlich möchte ich aber zu die
sem Kapitel sagen, meine Damen und Herren, wün
schen wir es unseren Menschen und uns selbst, daß 
es uns künftighin und den künftigen Generationen 
erspart bleiben möge, wieder einmal unter Sirenen
geheul solche Luftschutzbunker und Stollen aufsu
chen zu müssen. 

In der nächsten Gruppe werden die Fragen der 
Schule und des Schulwesens behandelt . Vieles, sehr 
vieles ist auf dem Gebiet des Schulbaues schon ge
schehen, mehr aber bleibt leider noch zu tun. Die 
Gemeinden haben in den vergangenen Jahren auf 
dem Sektor der Pflichtschulen Vorbildliches gelei
stet, das soll hier ausgesprochen werden. Ja, sie 
haben darüber hinaus, meine Damen und Herren, 
dem Bunde finanziell und materiell geholfen, damit 
auch in der Steiermark Mittelschulen entstehen 
konnten. Mit den neuen Schulgesetzen, so begrü
ßenswert sie an sich sind, wurden den Gemeinden 
neue Lasten aufgebürdet, die sie kaum zu t ragen in 
der Lage sind. Wir haben aus diesem Grunde im 
Finanzausschuß einen Antrag eingebracht, -wonach 



der Bund verhalten werden soll, eine Schulbauän-
leihe aufzunehmen und daß er darüber hinaus den 
Ländern oder Gemeinden einen Anüitätenzüschüß 
gewähren soll, wenn sie aus dieser Anleihe Mittel 
für sich in Anspruch nehmen. Der erste Teil dieses 
Antrages hat die Zustimmung aller hier im Hause 
vertretenen Parteien gefunden. Der zweite Teil, die 
Frage des Annuitätenzuschusses, wurde für uns un
verständlicherweise von den übrigen Parteien, na
mentlich von der ÖVP, nicht zur Kenntnis genom
men, obwohl ich weiß, . . . (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Luftgeschäfte machen wir nicht, wir 
machen nur reale Geschäfte.") Ja, Herr Landes
hauptmann, eher auch der Gemeindebund hat die
sen Wunsch ausgesprochen, aber bitte schön, wir 
nehmen zur Kenntnis, wir halten diesen Antrag, 
weil er uns so wichtig erscheint, Als Minderheits
antrag hier im Hohen Haus aufrecht. Durch die Ver
abschiedung der Berufsschulaufsichtsgesetze im ab
gelaufenen Jahr sind die gesetzlichen Grundlagen 
dafür geschaffen worden, um auch auf diesem Ge
biete ordnend eingreifen zu können. Es wird Auf
gabe des neuen Berufsschulbeirates sein, daß Lan
desberufsschulen dort errichtet werden, wo schon 
bestehende Einrichtungen vorhanden sind und 
diese sich sinnvoll mit den neu zu schaffenden er
gänzen. 

Eine vordringliche Aufgabe, meine Damen und 
Herren, in dieser Gruppe sehen wir Sozialisten dar
in, daß ein Gesamtkonzept erstellt werden möge, in 
dem genau festgelegt wird, wo und in welcher Ge
meinde welche Art von Schule gebaut werden soll, 
weil erstens die Gemeinden finanziell ohnedies 
außerordentlich belastet sind und darüber hinaus 
vermieden werden soll, daß durch Konkurrenzie
rungen — weil die eine oder andere Gemeinde 
meint, hier müsse auch noch unbedingt eine Haupt
schule her — eine Doppelbelastung der Gemeinden 
Platz greift. 

Sie finden, meine Damen und Herreh, in dieser 
Gruppe auch eine Post mit 2 Millionen Schilling, 
die für die Förderung des Lehrlingswesens vorge
sehen ist. Das ist erfreulich, meine Damen und Her
ren. Weniger erfreulich ist die Tatsache, daß ich 
darauf hinweisen muß, daß es uns als Sozialisten 
immerhin sonderbar scheint, wenn eine Bezirks
leitung der ÖVP Schreiben hinausgibt, womit sie 
aufmerksam macht, daß die Antragsformulare für 
diese Lehrlingsbeihilfe in der Bezirksleitung der 
ÖVP abzuholen sind. (Landeshauptmann K r a i -
n . e r : „Das ist schon wieder eine Eigenmächtig
keit!" — Abg. P ö l z l : „Das ist nur Dienst am 
Kunden!") Es erhebt sich hier -die Frage, meine 
Damen und Herren, gehört das Land der ÖVP oder 
sind die Bezirksleitungen der ÖVP Außenstellen 
der Landesregierung? Ich hoffe, daß der dafür zu
ständige Amtsträger sich darum bemüht* daß die
ser Mißbrauch abgestellt wird, weil ich nicht an
nehmen kann,, daß dieser Mißbrauch mit seinem 
Wissen und mit Billigung der übrigen Herren Ihrer 
Fraktion erfolgt, (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Das ist völlig richtig, ja!") 

Zur Gruppe 3, meine Damen und Herren, haben 
wir als Sozialisten folgende Feststellung zu treffen. 
Auch in dieser Gruppe war es dem Landesfinänz-

referenten möglich, beträchtliche Mittel für Kultur 
und Kunst sicherzustellen. Nach meiner Information 
und meinen Feststellungen bei den übrigen Landes
budgets in den Bundesländern steht die Steiermark 
an der Spitze aller Bundesländer mit den für die
sen Zweck ausgegebenen Mitteln. Wir als Soziali
sten bekennen uns vorbehaltslos zu diesen Aus
gaben, wenn sie dazu verwendet werden, um auf 
dem Sektor Kunst und Kultur die schöpferischen 
Kräfte des einzelnen zu wecken und damit der Ge
sellschaft die notwendigen Impulse einer inhalts
reicheren Lebensgestaltung zu geben. Das Mo
derne, das Suchende, das Vorwärtsstrebende 
schließt die Achtung und Wertschätzung des Ver
gangenen nicht aus. Die Vermittlung von Kunst 
durch den Menschen für den Menschen und die Er
schließung der Kulturgüter für alle sozialen Schich
ten sind Voraussetzung dafür, daß aus der Kon
sumgesellschaft, wie heute schon hier angeführt 
wurde, einstens die Bildungsgesellschaft hervor
gehen möge. 

Zur Gruppe 4, meine Damen und Herren, habe 
ich als Sprecher der Sozialisten, . das wissen Sie 
alle, lediglich festzustellen, daß Fürsorge für uns 
Sozialisten immer bedeutet, helfend ein Menschen
schicksal zu beeinflussen. Im Zeitalter des Humanis
mus darf niemand ob seiner sozialen Stellung oder 
wegen seines körperlichen Gebrechens Not leiden. 
Fürsorge hat nach Auffassung von uns Sozialisten 
nicht Gnade, sondern Recht zu sein. In dieser Ge
sinnung wurde auch in diesem Jahr vom zuständi
gen Referenten, Herrn Landesrat Gruber, in dan
kenswerter Weise dem Hohen Haus das Gesetz 
über die Behindertenfürsorge vorgelegt. 

Und nun zum Gesundheitswesen! Hier werde ich 
als für einen wesentlichen Teil dieses Haushalts
planes zuständiger Referent noch Gelegenheit ha
ben, ausführlich zu berichten. Ich möchte auch hier, 
so wie bei allen übrigen Gruppen unsere grundsätz
liche Erklärung hiezu abgeben. Wir als Sozialisten 
treten immer für ein vorbildliches und geordnetes 
mit den Interessen des einzelnen und der Sozial
versicherungsträger koordiniertes Gesundheitswe
sen ein. Jedem Menschen unseres Landes müssen 
ohne Rücksicht auf sein Einkommen und seine so
ziale Stellung alle Einrichtungen des Landes zur 
Wiedererlangung seiner Gesundheit zur Verfügung 
stehen. Die Gesundheit ist das höchste Gut, das es 
zu wahren gilt. Sowohl der einzelne wie auch die 
gesamte Gesellschaft ziehen in gleicher Weise den 
größten Nutzen daraus. Es sei schon an dieser 
Stelle dankbarst vermerkt, daß sowohl die Landes
regierung, als auch Sie, meine Herren und Frauen 
Abgeordneten, diesem Kapitel immer größtes Ver
ständnis entgegengebracht haben. 

Nun werde ich mir erlauben, zur Gruppe 6 eini
ges zu sagen. Die Stellungnahme unserer Partei zu 
dieser für die Wirtschaft so wichtigen Gruppe ist 
die,, daß wir mit der genugtuenden Feststellung 
verzeichnen können, daß mit den in dieser Gruppe 
vorhandenen Ansätzen wieder eine ganze Reihe 
von Hoch-, Tief- und Wasserbauten, Flußregulie-
rungen, die im Lande begonnen wurden, fertig
gestellt werden können oder daß neue in Angriff 
genommen werden. Natürlich gilt für diese Gruppe, 
aber das gilt für jede andere Gruppe in gleichem 
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Maße, daß die hiefür vorgesehenen Mittel nicht 
ausreichen, um all das, was als dringlich anzuse
hen ist, noch zu bewältigen und es wird sich bei 
der Spezialdebatte zeigen, daß viele Wünsche auf 
diesem Sektor unbefriedigt bleiben müssen, weil 
eine weitere Zur-Verfügung-Stellung von Mitteln 
hiefür nicht möglich ist. Die wichtigste Haushalts
stelle in dieser Gruppe ist jene, die es uns ermög
licht, Wohnungen zu bauen. Wir Sozialisten be
trachten die Wohnung nicht als Ware , sondern als 
ein mit der Menschenwürde untrennbar verbundenes 
Kulturgut. Aus dieser Überzeugung heraus haben 
wir auch am 27. November dieses Jahres dem Ho
hen Landtag einen Antrag unterbreitet, mit wel
chem die Voraussetzungen dafür geschaffen werden 
sollten, daß im 3. Dezennium nach dem Krieg keine 
steirische Familie mehr in einer Baracke wohnen 
muß und daß keine Wohnbaracke mehr, unser stei-
risches Landschaftsbild verunzieren soll. 

Der Steiermärkische Landtag hat durch die Be
schlußfassung für das Sonderwohnbauprogramm, 
dessen Initiative unbestri t tenermaßen von uns aus
ging (Landeshauptmann K r a i n e r : „Aber nur für 
20 Millionen!"), ebenfalls wesentlich zur Verminde
rung der Wohnungsnot beigetragen. Es wäre eine 
schöne Geste, meine Damen und Herren, könnte 
sich der derzeitige Landtag noch vor dem Zuende-
gehen dieser Legislaturperiode dazu verstehen, 
diesen Antrag, das Barackensonderprogramm, zu 
verwirklichen, zu beschließen. 

Zum Fragenkomplex der Gruppe 7 — Landwirt
schaft —, meine Damen und Herren, wird von dem 
dafür berufenen und sachkundigen Munde noch 
Stellung genommen werden. Ich möchte auch in die
ser Gruppe, wie bei allen anderen Gruppen nur 
e twas Grundsätzliches sagen. Seit ich diesem Hohen 
Hause anzugehören die Ehre habe, meine Damen 
und Herren, und das sind immerhin 15 Jahre, 
wurde jedes Landesbudget mit den Stimmen der 
Sozialisten beschlossen und verabschiedet, damit 
inbegriffen auch alle Ansätze der Gruppe 7. Es er
hebt sich daher für uns immer wieder die Frage, 
woher die bäuerlichen Vertreter dieses Hohen Hau
ses und die Redakteure, namentlich des Steirischen 
Bauernbündlers, die Berechtigung ableiten, bei ihren 
Reden und in der Schreibweise es dem Bauern so 
darzustellen, als müßte jeder einzelne dieser Posten 
uns förmlich unter Lebensgefahr abgerungen wer
den. Ich möchte hier ganz klar und eindeutig fest
stellen, darüber, daß wir der Landwirtschaft helfen 
und helfen müssen, hat es überhaupt nie Meinungs
verschiedenheiten in diesem Hohen Hause gegeben. 
(Abg. K o l l e r : „Aber über das ,Wie'!") ü be r das 
„Wie", jawohl, Herr Abgeordneter Koller. Deshalb 
haben wir sogar Ihren Hof aufgesucht, weil Sie 
sich sehr Verdient gemacht haben, um die Hilfe der 
Bauern, und weil es uns genauso um die Hilfe der 
Wohnungen geht. Aber das „Wie" ist der Zank
apfel, das ist die Streitfrage. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Das verstehen die anderen besser!") 
Herr Landeshauptmann, wenn Sie es für sich in An
spruch nehmen, es besser zu verstehen, ich bestreite 
hier das nicht. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Ich 
habe das nicht für mich in Anspruch genommen, ich 
habe nur. gesagt, das verstehen di.e anderen bes
ser!") Aber billigen Sie uns eines zu, meine Damen 

und Herren, daß wir, wenn wir 70 Millionen Schil
ling Steuergelder dafür ausgeben, wünschen, daß 
dafür Gesetze geschaffen werden und daß diese Mit
tel nach Recht und Gesetz verteilt werden. Darf ich 
hier noch e twas dazu sagen, meine Damen und 
Herren. (Landesrat W e g a r t : „Die Bauern zah
len auch ihre Steuern ein!") Wir alle wissen, wie 
sehr uns das Problem Landwirtschaft auf d en ' Nä
geln brennt. (Abg. Ing. K o c h : „Ja, vor den Wah
len!") Aber Herr Landeshauptmann, ich meine jetzt 
nicht, wir Sozialisten, sondern uns alle. Lesen Sie 
doch täglich, was sich in Europa gerade um die 
Frage der Landwirtschaft abspiel t Sie können doch 
nicht das nicht mitgekriegt haben, oder wollen Sie es 
absichtlich nicht feststellen in der Öffentlichkeit, daß 
in Deutschland 400.000 Bauernhöfe zugrunde gegan
gen sind. Und wenn man dann so redet, daß man 
die Integration Europas nicht mehr erwarten kann, 
wissen Sie, wieviel Bauernhöfe zugrunde gehen 
werden? (Landeshauptmann K r a i n e r : „Aber, 
aber, doch nicht deshalb, Herr Kollege! Sie sind 
doch so ein gescheiter Bursche, warum tun Sie denn 
da Nebel streuen!") Ich danke für die anerkennen
den Worte ,aber es geht dem Bauern schlecht, weil 
er sonst nicht von der Landesregierung 3000 S Not
standsbeihilfe braucht. (Landeshauptmann K r a i 
n e r : „Aber doch nicht wegen der EWG!") Herr 
Landeshauptmann Krainer, ich rede jetzt davon, 
daß es unserem steirischen Bauern so schlecht geht, 
daß er auf 3000 S Subvention von der Landesregie
rung angewiesen ist. Und glaubt einer dieser Her
ren, die dafür eintreten, daß man das Schicksal, das 
Los dieser Bauernfamilien damit verbessert, wenn 
man ihnen einmal im Jahr 3000 S und das nächste 
Mal 5000 S gibt? (Abg. Ing. K o c h : „Stimmen Sie 
den kostendeckenden Preisen zu für die Landwirt
schaft, aber nicht solche Reden halten!" — Weitere 
unverständliche Zwischenrufe.) Meine Damen und 
Herren! Das Problem ist so schwierig, daß wir alle 
gemeinsam an dessen Lösung ohne politische Spe
kulationen tei lnehmen werden müssen, wenn wir 
verhindern wollen, ein neues Proletariat zu schaf
fen. (Unverständliche Zwischenrufe.) 

Und dazu, meine Damen und Herren, muß ich 
noch auf folgendes hinweisen; denn auch das er
scheint mir symptomatisch: Ich billige dem Herrn 
Abg. Brandl von der ÖVP genauso zu, daß er sich 
um den ihm anvertrauten Stand bemüht hat. Ich 
halte aber nichts davon, meine Damen und Herren, 
— und Herr Landeshauptmann, jetzt muß ich Sie 
zitieren —, ich halte nichts davon, wenn bei diesem 
ehrlichen Ringen zweier Abgeordneter für einen 
Stand, aus dem sie hervorgegangen sind . . . (Lan
deshauptmann K r a i n e r : „Und zu dem ich mich 
mit Stolz bekenne.") Jawohl, das weiß ich, Herr 
Landeshauptmann, aber wenn Sie aufstehen und 
sagen „wollt ihr damit sagen, daß die Bauern alle 
Spitzbuben oder Schmutziane sind" und schon steht 
das am nächsten Tag im Bauernbündler drin! Und 
da muß ich schon sagen, das ist kein politisches 
Argument! (Unverständliche Zwischenrufe. — Dr. 
P i t t e r m a n n : „Denken Sie zurück, warum das 
erfolgt ist, Sie haben die Bauern als Steuerhinter-
zieher bezeichnet im Finanzausschuß damals!" — 
Uuh-Rufe von der SPÖ.) Diese Dinge sind nicht da
zu angetan, diesem Problem näher zu kommen. Bil-
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l igen Sie uns aber zu, daß wir aus der Sorge um 
die Dinge, wenn wir mitstimmen, uns auch unseren 
Kopf zerbrechen, und das sage ieh noch einmal, 
um allen Mißverständnissen auszuweichen, es hat 
nie eine Meinungsverschiedenheit gegeben, und wir 
wehren uns dagegen, wenn bewußt hier ein Keil 
zwischen städtische und ländliche Bevölkerung ge
trieben wird. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Das 
ist so wie mit den Donau-Österreichern!") Schauen 
Sie, bleiben wir im Lande und ernähren wir uns 
redlich, Herr Landeshauptmann, wir haben so viele 
Argumente, daß wir nicht über die Landesgrenzen 
hinauszugreifen brauchen. 

In diese Gruppe, meine Damen und Herren, fällt 
auch das Kapitel der Grenzlandförderung, der För
derung der Industrien und der Förderung der Indu
striegründungen. Viele Anstrengungen sind in dan
kenswerter Weise vom Land und von den einzelnen 
Gemeinden auf diesen Gebieten schon gemacht 
worden. Eine stattliche Anzahl von Betriebsgrün
dungen konnte mit Erfolg gefördert werden und 
\bei einigen haben wir trotz aller Bemühungen 
Schiffbruch erlitten. Ich glaube, das soll nicht Anlaß 
dazu sein, uns zu entmutigen, das soll nicht Anlaß 
dazu sein, daß wir in diesen Bestrebungen erlah
men, meine Damen und Herren, schon deshalb nicht 
erlahmen dürfen •— und jetzt komme ich wieder auf 
das Problem zurück —, weil die Betriebsgründung 
in den Entwicklungsgebieten unmittelbar mit der 
Frage der Lösung des Problems unserer Landwirt
schaft, aber auch unmittelbar mit den dringenden 
Problemen von hundert tausend Pendlern in der 
Steiermark zusammenhängt. 

Und damit komme ich auch schon zum Kapitel 
„Finanzen". Es war bei der vorjährigen General
rede ausreichend Gelegenheit, verehrter Herr Prä
sident Dr. Kaan, über die Frage „eigene Steuerho
heit" der Landtage, was heute hier schon wieder 
angezogen wurde, und viele andere damit im 
Zusammenhang s tehende Fragen zu diskutieren. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, daß die in 
diesem Budget aufscheinenden Posten, soweit sie 
von dem derzeitigen Finanzausgleichsgesetz stam
men, nicht mehr im nächsten Jahr aufscheinen wer
den,, wenn es, zum Abschluß eines neuen Finanz
ausgleiches kommt. Diese Verhandlungen haben 
schon im Vorjahr begonnen und es geht darum, 
die Mittel, die der Steuerzahler aufbringt, gerecht 
zu verteilen. Daß die diesbezüglichen Bemühungen 

' schwierig sind, ist schon oft genüg ausgesprochen 
worden, es ist dies eine Materie von außerordent
licher Kompliziertheit und Schwierigkeit. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß wir als So
zialisten h ier in dieser Frage folgendes aussprechen 
sollen: Unsere Förderung geht nach einer k laren 
Finanzpolitik, in der den nachgeordneten Gebiets
körperschaften, den Ländern, den Gemeinden, ent
sprechend unserem föderalistischen Prinzip und ent
sprechend unserer Bundesverfassung die finanzielle 
Grundlage dafür gegeben werden muß* damit sie 
den ihnen zukommenden Aufgäben gerecht werden 
und sie erfüllen können. Darüber hinaus fordern 
wir als Sozialisten, daß eine Steuerpolitik ange
strebt wird,, die den" wirtschaftlich schwachen Teil 
unserer Bevölkerung nicht mehr als unbedingt be

lastet. Ein weiterer Ausbau der indirekten Steuern 
ist, wie auch aus unserem diesjährigen Budget er
sichtlich, nicht mehr möglich und ungerecht, weil der 
sozial Schwächere im selben Maß wie der finanziell 
Bessergestellte damit belastet wird. 

Damit komme ich schön zum außerordentlichen Vor
anschlag.. Im außerordentlichen Voranschlag, meine 
Damen und Herren, spiegelt sich die Zukunftsgläu
bigkeit und die Zuversicht unseres Landes wider, 
157 Millionen Schilling stehen direkt zum Einsatz 
zur Verfügung. Mit diesem Geld werden neue 
Wer te und Anlagen für das Land geschaffen, es 
werden Schulen und Internate für unsere Jugend, 
Fürsorgeheime, Krankenhäuser, Kliniken für die 
Hilfsbedürftigen, Verwaltungsgebäude als Ersatz 
für derzeit vollkommen unzulängliche Arbeitsstät
ten unserer Arbeiter, Angestellten und Beamten ge
schaffen, aber auch die kulturellen Bedürfnisse und 
die Bedürfnisse der Landwirschaft finden hier ihre 
außerordentliche Berücksichtigung. Aus dem außer
ordentlichen Voranschlag werden neben den Aus
gaben des ordentlichen Haushaltsplanes unserer 
heimischen Wirtschaft Mittel zufließen, die in allen 
Teilen unseres Landes, dem Handel, dem Gewerbe, 
der Landwirtschaft, der Industrie, zugute kommen 
werden. 

Mit ihm und durch ihn, meine Damen und Her
ren, wird Arbeit und Brot geschaffen. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Ich habe 
als Sprecher meiner Fraktion unsere Grundsätze zu 
den einzelnen Kapiteln unseres Haushaltsplanes 
dargelegt. Nach diesen Grundsätzen werden wir 
bei den kommenden Wahlen antreten und um die 
Wähler werben. Da das Budget für das Jahr 1965 
im wesentlichen diesen unseren Grundsätzen ent
spricht, werden wir als Sozialisten für das Budget 
stimmen. Und nun zum Schlüsse, meine Damen und 
Herren: Ich habe bereits eingangs meiner Rede dar
auf hingewiesen, daß wir beim überschrei ten der 
Jahreswende 1964/65 das Tor zum dritten Deze-
nium der Zweiten Repulik aufstoßen. Ich glaube, 
daß es auch hier im Hohen Hause nicht schadet, 
wenn Sie mit mir das tun, was ich getan habe, als 
ich mich fragte, was sinnvoll ist, wenn man fünf
mal die Ehre hatte, für seine Partei hier die Ge
neralrede zu halten, was man an einem solchen 
Tage sagen und worauf man hinweisen soll. So 
habe ich den Band der „Tagespost, parteiamtliches 
Organ des Reichsgauleiters" durchgeblättert. (Lan
deshauptmann K r a i n e r : „Machen Sie nicht zu
viel Propaganda für die Tagespost!" — Landesrat 
W e g a r t : „Er kriegt eine Werbeprämie!") Ich sagte 
nicht Südost-Tagespost, sondern Tagespost, partei
amtliches Organ des Reichsgauleiters aus der-Stadt 
der Volkserhebung. Ich .habe die Dezember-
Nummer durchgeblättert und ich glaube, daß es uns 
und den Menschen draußen nicht schadet, manches
mal zurückzuschauen, und wenn Sie dann lesen, 
daß — namentlich für die Frauen — die Reichs-
frauenführerin in Graz weilte am 2. 12. und den 
Frauen schmackhaft macht, wie wertvoll es ist, daß 
man festgestellt hat, daß neue Berufe der Frau er
schlossen sind, und zwar, daß sie sich in der Rü
stungsindustrie bewährt hat und daß sie nunmehr 
ihren Stolz hineinlegt, als deutsche Ff au und Mutter 
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an der Heimatflak Dienst zu versehen. Sie sehen 
bezeichnenderweise, wenn heute zwei Menschen 
i rgendwo verunfallen, dann ist das in großen Bal
kenlet tern in der Zeitung. Blättern Sie nach, dort 
finden Sie „Luftangriff auf Graz" am 6., 12. und 18. 
nicht auf der ersten Seite, sond&rn auf der vierten 
Seite im Kleindruck und daß so und so viele Tote 
sein werden und daß geringfügiger Häuserschaden 
entstanden ist. Viel später finden Sie dann ganz 
kleine Kasterln — schwarz eingerahmt — und sto
ßen darauf, wie viele Menschen es waren, die da 

- zugrunde gingen. Am 9. Dezember lesen Sie, daß es 
pro Zuteilungsperiode 125 g Käse gegeben hat oder, 
wenn Sie feststellen, daß Rasierseife auf der Rau
cherkarte abgegeben wird und viele solche andere 
Dinge mehr. Wir sollen nicht dem Vergangenen 
leben, ich glaube aber, daß der Blick in diese Tage 
dazu angetan ist, den Menschen von heute das 
richtige Maß und Gefühl dessen zu vermitteln, wie 
gut es uns geht, weil wir in Österreich scheinbar 
nicht in der Lage sind, die guten Zeiten zu mei
stern. (Abg. Dr. R a i n e r : „O ja, o ja, keine Angst, 
wir können es!").In diesem Sinne, meine Damen und 
Herren, daß 20 Jahre verflossen sind, 20 Jahre ins 
Land gezogen sind in der Hast des Alltags, im 
Streben nach dem Mehr von morgen, vieles in Ver
gessenheit geraten ist, glaube ich, daß gerade wir 
und die Menschen draußen nie vergessen dürfen, 
wie sehr wir uns in diesen Tagen nach Freiheit und 
Frieden gesehnt haben. Nach Freiheit, Frieden, 
Wohlstand und Sicherheit, nach jenen Werten! 
meine Damen und Herren, die erst all dem, das 
Menschenantlitz trägt, Würde verleiht. Wir, d ie wir 
für das politische Geschehen in diesem Land die 
Verantwortung zu t ragen haben, haben die Pflicht, 
aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Bei 
allen unseren Beschlüssen, mögen sie auch für den 
einzelnen, für bestimmte Interessengruppen oder 
politische Parteien von besonderem Interesse und 
Bedeutung sein, haben wir die tiefe Verpflichtung, 
immer das Gemeinsame aller über das Interesse 
einzelner und über das Trennende zu stellen. 

In dieser Gesinnung wünsche ich allen steirischen 
Landsleuten Glück und Frieden für 1965. (Langan
haltender Beifall bei der SPÖ.) 

2. Präsident Afritsch: Zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter L e i t n e r. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Franz Leitner: Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! In der Einbegleitungsrede zum Vor
anschlag 1965 stellte Finanzreferent Landeshaupt
mannstellvertreter Dr. Schachner fest, daß „das 
Jahr 1964 durch einen umfassenden Konjunkturauf
trieb gekennzeichnet ist, der noch für einige Zeit 
anhalten wird.". Gewiß ist allen Damen und Herren 
dieses Hauses der Ausspruch von Herrn Landes
hauptmann Krainer noch in Erinnerung, als er sagte: 
„Österreich darf nicht in Neutrali tät verhungern." 
Herr Landeshauptmann Krainer wollte als Sprecher 
der Reformer dieser rechtsradikalen Gruppierung in 
der ÖVP damit die Behauptung zum Ausdruck brin
gen, daß Österreich ohne an die EWG angeschlos
sen zu sein, nicht lebensfähig ist. Inzwischen hat 
sich für alle deutlich herausgestellt , daß Österreich, 

obwohl es der EWG nicht angehört, eine wirtschaft
liche Hochkonjunktur erlebt. 

Die Hochkonjunktur in Österreich beruht u. a. 
auch auf dem weltoffenen Handel, den wir nur dank 
unserer Nichtzugehörigkeit zur EWG betreiben 
können. Herr Landesrat Sebastian hat heute wieder 
auf das Problem der Klein- und Mittelbauern hin
gewiesen und es ist tatsächlich so, daß deren Exi
stenz sehr bedroht ist, wenn Österreich in irgend
einer Form der EWG angeschlossen wird. 

Ich kann mich noch erinnern, daß hier in diesem 
Hause der Herr Landtagsabgeordnete Lackner von 
der ÖVP zu diesem Problem gesprochen und es 
ungefähr so dargestellt hat: Österreich hat 400.000 
Bauern. Ein Drittel davon ist lebensfähig, ein Drit
tel davon kann man durch Subventionen lebensfä
hig machen und ein Drittel davon muß zugrunde 
gehen, muß geopfert werden, wenn Österreich der 
EWG angeschlossen wird. Dieses Drittel, das sind 
die Klein- und Mittelbauern, das sind gerade in 
der Steiermark viele Bergbauern. Viele zehntau-
sende Bauernhöfe würden in dieser Situation unter 
die Räder kommen. (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Der Abg. Lackner hat das nicht gesagt, damit keine 
Unklarheit besteht, das ist eine irrige Meinung!") 
Doch, Herr Landeshauptmann! Wenn Sie wollen, 
suche ich Ihnen das aus den Protokollen heraus. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Sie werden es 
nicht finden!") Wenn Sie wollen, suche ich Ihnen 
das bis morgen aus den Protokollen heraus. Dann, 
Herr Landeshauptmann, werden Sie erklären, daß 
doch der Leitner recht gehabt hat. 

In der EWG fallen die Agrarstützungen und der 
Zollschutz weg und die Bauern würden dann der 
schärfsten Konkurrenz der uns im Agrarsektor weit 
überlegenen EWG-Länder, besonders Italien und 
Frankreich, ausgeliefert. Die Lösung des Herrn Lan
deshauptmannes Krainer „nicht in Neutrali tät ver
hungern" hat offensichtlich Bankrott gemacht. (LH. 
K r a i n e r : „Ich habe gesagt: Neutrali tät ja, aber 
nicht in Neutral i tät verhungern!") Für dieses „Ja" 
haben Sie etliche Jahre gebraucht (Landeshaupt
mann K r a i n e r : „Aber geh!"), als offensichtlich 
wurde, daß Österreich, obwohl es nicht an die 
EWG angeschlossen ist, nicht nur nicht verhungert, 
sondern eine Hochkonjunktur hat, im Gegensatz 
zu verschiedenen anderen EWG-Ländern, die wirt
schaftlich nicht so günstig dastehen wie Österreich. 

Diese Lösung, Herr Landeshauptmann — Sie 
haben sie in den letzten zwei, drei Jahren nicht 
mehr wiederholt — (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Aber gerade jetzt habe ich sie wiederholt, haben 
Sie das nicht gehört?"— Zwischenruf von der ÖVP: 
„Ein Archäologe!"), Sie haben sie abgeändert — ich 
habe sie ausgegraben, nicht, weil ich mich freue, 
daß Sie unrecht gehabt haben, sondern weil ich 
Ihnen beweisen will, daß es nicht richtig ist, daß 
Österreich in Neutralität verhungern muß, Öster
reich hat gerade auf Grund der Neutralitätspolitik 
besondere wirtschaftliche und politische Möglich
keiten, die dazu beigetragen haben, daß wir heute, 
in einer sehr gut mit Zahlen zu belegenden Kon
junktur leben. (Landesrat W e g a r t : „Auch ein 
Fortschritt!") 



Der Herr Landeshauptmann hat erklärt: „Selbst
verständlich beachten wir die Neutralität und den 
Osthandel." Das hindert den Herrn, Landeshaupt
mann und die ÖVP-Reförrner aber nicht, ihre EWG-
Vorstöße weiter fortzusetzen. Die EWG, die ein 
Gebilde von nur 6 Staaten ist, behindert und ge
fährdet eine echte Großraumwirtschaft, wie sie am 
Weltmarkt notwendig ist. Die Reformer schützen 
so wie in der Vergangenheit auch jetzt wirtschaft
liche Gründe für den EWG-Anschluß nur vor. In 
Wirklichkeit erwarten sie vom westdeutschen Groß
kapital einen Rückhalt und eine Unterstützung 
im Kampf gegen Demokratie und sozialen Fort
schritt in Österreich. (Landeshauptmann K r a i -
n e r : „Plauscherl!") Das tut Ihnen weh,, Herr Lan
deshauptmann! (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Weil wunderbare Demokraten in diesen Ländern 
zu finden sind!") Wie Herr Landesrat Sebastian 
schon ausgeführt hat — der Herr Landeshauptmann 
sagt, daß ich verneble —, gibt es auch Schwierigkei
ten in der Industrie und besonders in den Klein-
und Mittelindustrieh, die besonders davon betroffen 
wurden. Deshalb ist es umso unverständlicher, daß 
der Herr Landesrat Sebastian und auch die steirische 
SP-Führung so oft in das Hörn von Krainer bläst. 
(Landesrat B a m m e r : „SPÖ-Führung!") Sie ha
ben, scheint's Minderwertigkeitsgefühle wegen 
„ö"! (Gelächter — Nein-nein-Rüfe von der SPÖ.) 
Die steirische SP-Führung tut sich besonders hervor 
in der Förderung und Stützung großdeutscher 
Kräfte. (Unverständliche Zwischenrufe.) Und da 
taucht bei sehr vielen, selbst sozialistischen Wäh
lern der Gedanke auf, daß es mit dem „ö" bei der 
steirischen SPÖ nicht ganz gut bestellt ist! (Abg. 
Dr. P i t t e r m a n n : „Herr Kollege, Sie sprechen 
ein großes Wort gelassen aus!" •— Abg. He i d i n -
•g e r : „Pittermann und Leitner einer Meinung! Das 
ist einmalig in diesem Haus!") Alles, was der Herr 
Abg. Dr. Pittermann hier im Landtag sagt, ist ja 
nicht schlecht, z. B. das, was mit seiner Tätigkeit in 
seinem Beruf .zusammenhängt. (LH. K r a i n e r : 
„Ich hoffe nicht, daß Sie von ihm behandelt werden 
wollen!" — Gelächter.) 

Meine Damen und Herren! Die EWG steht der 
Verstaatlichung feindlich gegenüber. (LH. K r a i 
n e r : „Es gibt genug verstaatlichte Betriebe ifi der 
EWG, auch in Frankreich. Jetzt plauschen Sie schon 
wieder!") Es ist so, daß Österreich besonders viele 
verstaatlichte Betriebe hat.- (Unverständliche Zwi
schenrufe.) Der ÖVP ist jeder verstaatlichte Betrieb 
ein Dorn im Auge! (Unverständliche Zwischenrufe.) 
Und diese Kräfte in der EWG sehen natürlich in der 
großen Verstaatlichung in Österreich ein Hindernis, 
und deshalb muß ihrer Ansicht nach die Verstaatli
chung abgebaut statt ausgebaut werden. Vizekanzler 
Dr. Pittermann (Zwischenruf von der ÖVP: „Herr!"), 
also Herr Vizekanzler Dr. Pitterniann — er ist aber 
nicht hier —• (Gelächter.) Vizekanzler Dr. Pitter
mann hat- erst vor einigen Tagen zu dieser Frage 
Stellung genommen und erklärt, daß er weder eine 
politische noch wirtschaftliche Notwendigkeit Sehe, 
andere Wirtschaftszweige in die Verstaatlichung 
einzub^eziehen oder den Sektor der verstaatliehteii 
Unternehmungen zu vergrößern. Wenn aber Vize
kanzler Dr. Pittermann — Herr •— den Sektor der 

verstaatlichten Unternehmungen nicht vergrößern 
will, dann ist er offensichtlich auch dagegen, daß die 
verstaatlichte Industrie neue Fertigungsbetriebe er
richtet. Fertigprodukte können bekanntlich im Aus
land besser abgesetzt, werden als Roh- und Halb
fabrikate.. Fertigungsbetriebe zu bauen ist eine Vor
aussetzung dafür, daß in den sogenannten „unter
entwickelten Gebieten" im „Grenzland" neue Ar
beitsplätze geschaffen werden. (Unverständliche 
Zwischenrufe.) Die Errichtung einer Fertigungsin
dustrie ist auch notwendig für die Obersteier
mark. Das wäre auch eine Voraussetzung dafür, 
damit viele Frauen, die gerne arbeiten gehen oder 
wollen, dies auch können. Deswegen kann man 
nicht verstehen, warum Vizekanzler Dr. Pittermann 
— „Herr" — gegen den Ausbau der verstaatlichten 
Betriebe ist. Die ÖVP wird gut tun, hier verschie
denen Herren einiges Benehmen beizubringen. Herr 
Landesrat Sebastian hat das ja sehr deutlich gesagt! 
(Landesrat W e g a r t : „Tun Sie ihn nicht unterstüt
zen!") Ich weiß, wo ich bin. Vor 4 Jahren starteten 
die Befürworter des EWG-Anschlusses und- Gegner 
der. verstaatlichten Kohlenhetriebe eine Carnpagne 
zur Einschränkung und Schließung von Kohlengru
ben, die bis zur Drosselung der Produktion auf 
3 Millionen Tonnen im Jahr gehen sollte. Diesem 
Angriff ist in der Steiermark der Bergbau Ratten 
zum Opfer gefallen. Einen weiteren großen steiri
schen Bergbau wollte man noch vor 1 Vi oder 
2 Jahren in der Steiermark schließen: Entweder 
eine Grube in der Weststeiermark oder die Grube 
Fohnsdorf, die direkt genannt wurde. Wir Kommu
nisten haben uns in den Gemeinden, Betriebsräten, 
der Arbeiterkammer und den Gewerkschaften für 
die Aufrechterhaltung des Kohlenbergbaues einge
setzt. Ihnen ist bekannt, wie oft ich zu diesem 
Problem im Landtag Stellung genommen habe. Wir 
Kommunisten führten den Nachweis, daß der öster
reichische Kohlenbergbau vom österreichischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkterhalten werden muß 
und daß nur dann der gefährdete Arbeitsplatz der 
Bergarbeiter gesichert werden kann. Die Entwick
lung hat uns rechtgegeben. Heute steht die Frage 
umgekehrt. Österreich hat nicht zuviel, sondern zu 
wenig Feinkohle. Andere Kohle hätten wir immer 
schon zu wenig. 

Für den Betrieb der bestehenden kalorischen 
Kraftwerke mußte gerade in den letzten Monaten 
Kohle vom Ausland eingeführt werden. (Landesrat 
W e g a r t : „Polen!") Ein von der Steweag irr> 
Raum von Leibnitz geplantes kalorisches Kraftwerk 
kann angeblich deswegen nicht auf Kohlenbasis ge
baut werden, weil die Alpine Montan nicht im
stande ist, das dazu notwendige Quantum Fein
kohle — .350.000 t Kohle jährlich — auf mindestens 
20 Jahre zu liefern. 

Der neue Vorstandsdirektor der Alpine Montan, 
Professor Fabrizius, stellte anläßlich der letzten 
Barbarafeiern öffentlich fest, daß eine Drosselung 
der Kohlenförderung unter 6 Millionen Tonnen ver
hängnisvoll gewesen wäre und die Schwierigkeiten 
im Kohlenbergbau, aber auch in der Elektrizitäts
industrie; überhandgenommen hätten." Im Zwi
schenbericht der Landesregierung zur Kohlenfrage, 
der hier im Landtag behandelt wurde und der ge
gen meine Stimme angenommen wurde, wurde der 
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Senkung der Kohlenförderung auf 4,5 bis 5,5 Mil
lionen Tonnen zugestimmt. Was können Sie heute 
zur Rechtfertigung Ihrer e igenen Beschlüsse noch 
vorbringen? 

Für Steiermark ist wichtig, daß man neben der 
Bereitstellung dringend notwendiger Investitionen 
in Kohlenbergwerken — Fohnsdorf, Weststeiermark 
usw. — die Aufschließung fündiger neuer Kohlen
gebiete durchführt, damit bei Auskohlung einiger 
Bergwerke in Weststeiermark der Abbau in den 
neuen Gruben ohne Verzögerung erfolgen kann, 
damit wirtschaftliche Schwierigkeiten verhindert 
werden und nicht die Arbeitsplätze der Bergarbei
ter verlorengehen. 

Ich glaube, es war der Herr Landesrat Wegart , 
der im Zusammenhang mit Barbarafeiern in die
sem Gebiet den Bergarbeitern versprochen hat, alles 
zu tun, daß dem Bergarbeiter nicht nur ein Arbeits
platz, sondern der Arbeitsplatz in der Heimat ge
sichert wird. Schöne Worte, aber es ist auch not
wendig, entsprechende Maßnahmen zu veranlassen, 
vor allem die Aufschließung neuer möglicher Koh
lengruben in Weststeiermark. 

Jetzt wäre die beste Zeit, endlich durch entspre
chenden Druck von Seiten der Steiermärkischen 
Landesregierung, des Steiermärkischen Landtages 
und aller anderen Instanzen durchzusetzen, daß 
endlich der seit Jahren versprochene gesamtöster
reichische Energieplan erstellt wird, und zwar so, 
daß der Arbeitsplatz der Bergarbeiter gesichert ist. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten gibt es seit etwa 
zwei J ahren auf dem steirischen Erzberg. Auf Grund 
des Konkurrenzkampfes mit dem ausländischen Erz 
will die VÖEST die Erzbezüge vom steirischen Erz
berg einschränken. Auch hier haben wir Kommu
nisten Vorschläge gemacht, damit die Produktion 
uneingeschränkt weitergeführt und damit der Ar
beitsplatz gesichert ist. Wir Kommunisten stehen 
auf dem Standpunkt, daß das österreichische Erz 
Vorrang gegenüber dem ausländischen Erz haben 
muß. Der Erzberg ist nach wie vor der eiserne 
Brotlaib der Steiermark. Es ist unverständlich, daß 
es keine genügende Koordinierung zwischen den 
zwei verstaatlichten Betrieben gibt, obwohl beide 
Betriebe einem Minister, dem Herrn Vizekanzler 
Dr. Pi t termann unterstehen. Wir fordern die Sicher
stellung einer zweckentsprechenden Koordinierung 
dieser beiden Betriebe und einen langfristigen Lie
fervertrag der VÖEST für steirisches Erz. 

Die verstaatlichte Grazef Waggonfabrik leidet 
.seit J ahren unter Auftragsmangel. Es gibt den pa
radoxen Zustand: Die Waggonfabrik braucht Auf
träge für Eisenbahnwaggons; gleichzeitig bezahlt 
die österreichische Bundesbahn für die Benützung 
ausländischer Leihwaggons im letzten Jahr 200 Mil
lionen Schilling. Dieser Betrag wird sich für 1965 
auf 250 Millionen Schilling erhöhen. Diese Millio
nenbeträge könnten eingespart werden, wenn die 
österreichischen Bundesbahnen von den verstaat
lichten Banken entsprechend niedrige Kredite be
kommen würden, um der Grazer Waggonfabrik ent
sprechend große Aufträge geben zu können. Die 
Grazer Waggonarbei ter wären dann ihrer ständi
gen Sorge um den Arbeitsplatz enthoben. Der Be
trieb könnte außerdem wesentlich ausgebaut und 
konkurrenzfähiger gemacht werden. 

Ungewiß ist auch das Schicksal der Dynamit
fabrik St. Lambrecht. Ich nehme die heutige Gele
genheit wahr, um die steirische Landesregierung 
neuerdings aufzufordern, daß sie den Betrieb rasch 
kauft und damit sichert, daß dieser Betrieb in Sankt 
Lambrecht bleibt und entsprechend ausgebaut wird, 
wird. 

Die unterentwickelten Gebiete in der Ost- und 
Südsteiermark sind seit langem als erdölhaltig be
kannt. Die amerikanische Rohöl-Aktiengesellschaft 
(RAG) hat aber offensichtlich kein Interesse, daß 
in Steiermark Erdöl gefördert wird. Die Landes
regierung hat bisher — wenigstens wurde das in 
diesem Hause noch nie aufgerollt — keinerlei Ini
tiative entfaltet, daß in diesem Notstandsgebiet, in 
dem dringend Arbeitsplätze benötigt werden, Erd
ölbetriebe entstehen. Man hat direkt den Eindruck, 
daß die Verantwortlichen im Land allen Maßnah
men, die zur Erschließung neuer Erdölquellen füh
ren könnten, aus dem Wege gehen. Aber gerade 
das Erdöl ist noch ein Hoffnungsenergieträger un
serer Wirtschaft und könnte im verarmten Grenz
land eine wirtschaftliche Konjunktur herbeiführen. 
Deshalb fordere ich die Steiermärkische Landesre
gierung auf, entweder die Rohöl-Aktiengesellschaft 
zu zwingen, das erdölhaltige Gebiet in Steiermark 
rasch zu erschließen oder zu veranlassen, d aß . die 
Konzession an die österreichische Mineralölver
waltung abgegeben und übertragen wird. (Abg. 
H e i d i n g e r : „Oder daß das ö l von selbst her
auskommt.") Die RAG hat im Ausland Erdölquel
len in Konzession, für sie ist es wahrscheinlich 
zweckmäßiger und gewinnbringender, das Erdöl 
nach Österreich einzuführen statt es selbst hier zu 
fördern. Außerdem müßte Vorsorge getroffen wer
den, daß im Raum südlich von Graz eine Erdöl
raffinerie, besonders im Zusammenhang mit der 
Pipeline, die da heraufgeführt werden soll, errichtet 
wird, die ebenfalls vielen Arbeitern dieses Gebietes 
Arbeitsplätze schaffen würde. 

Meine Damen und Herren, ich möchte auch er
innern, daß beide Regierungsparteien vor den letz
ten Nationalratswahlen ihren Wählern und dem 
österreichischen Volk die Stabilisierung des Preis
gefüges und des {Schillings versprochen haben. 
Nicht nur das, sie haben auch versprochen, die 
Preise zu senken. Alle diese Versprechungen wur
den, wie die Erfahrungen zeigen, nicht gehalten. 
Die Teuerung ist zu einer Dauererscheinung gewor
den. Große Empörung hat im heurigen Jahr die 
Fleischpreiserhöhung ausgelöst. Aber die Teuerung 
beschränkt sich nicht nur auf Fleisch. So ist z. B. 
der sogenannte „Gemüsekorb" in Graz nach der 
amtlichen Statistik im Juli 1963 von S 49'43 bis 
Juli 1964 auf S 71'29 gestiegen, das ist eine Teue
rung um 44'2°/o. Selbst in den teuren Fremdenver
kehrsstädten wie Innsbruck stieg der „Gemüse
korb" im selben Zeitraum nur um 15'5°/o, in Bregenz 
um 10'6%, in Salzburg um 23'8°/o. Das ist noch 
immer nur die Hälfte der Preissteigerung, wie sie 
in Graz zu verzeichnen gewesen ist. Der verant
wortliche Landesfunktionär für Preissteigerungen, 
Herr Landesrat Peltzmann, verantwortet sich damit, 
daß in Graz eine Markthalle fehle. Wen aber, Herr 
Landesrat, kann eine solche Erklärung befriedigen? 
Unsere Hausfrauen werden ihnen das nicht glau-
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ben. (Lahdesrat P e 11 z m a n n : „Ihre Zahlen sind ja 
an den Haaren herbeigezogen!") Nein, Herr Landes
rat, ich habe mich bei diesen Zahlen auf Ihre eigenen 
Angaben gestützt, die Sie vor wenigen Wochen bei 
einer ÖVP-Pressekonferenz unserem Redakteur 
bzw. Chefredakteur persönlich gemacht haben. Ich 
bin ebenfalls bereit, Ihre eigenen Unterlagen, die 
Sie vervielfältigen ließen, herzubringen. (Landesrat 
P e l t z m a n n : „Ich werde Ihnen das anschlie
ßend vorlesen. — Landesrat W e g a r t : Er hat die 
falschen Unterlagen erwischt!" — Abg. Dr. P i 11 e r -
m a n n : „Er hat die Unterlagen von Jugoslawien 
oder von der Tschechoslowakei erwischt!") 

Die steirische Arbeiterkammer hat in diesem Zu
sammenhang feststellen müssen, daß selbst ein be
scheidener Nahrungsaufwand zum „unerschwing
lichen Luxus" für viele Menschen geworden ist. 
Das steht alles dort drinnen. (Landesrat P e l t z 
m a n n : „Bei der Arbeiterkammer steht das drin
nen? Wunderbar!") Herr Landesrat Peltzmann fin
det aber, daß diese Teuerung nicht als „überdimen
sional" zu bezeichnen ist. Wenn man den Vertreter 
des Wirtschaftsbundes der Unternehmer zum Ver
antwortlichen der Landespreisbehörde macht, dann 
ist es kein Wunder, wenn die Preise steigen und 
gegen die Teuerung nichts Ernsthaftes getan wird. 
(LH. K r a i n e r : „Wunderbar!") Das habe ich alles 
aus dem Material, das mir der Herr Landesrat Peltz-
mnn gegeben hat. (Abcf. Dr. R a i n e r : „Gutes Ma
terial!") Dieses Beispiel zeigt, ohne den Herrn Lan
desrat jetzt beleidigen zu wollen, daß man, wie 
man so im Volksgebrauch sagt, den Bock zum Gärt
ner gemacht hat. (Landesrat P e l t z m a n n : „Bei 
35.000 Betrieben 28 Strafverfahren im Jahr, rechnen 
Sie sich in Promille aus, was da rauskommt! Die 
Polizei wird sich bedanken bei Ihnen für diese Fest
stellung!") Ich möchte betonen, daß der Herr Lan
desrat Peltzmann diese Funktion mit Zustimmung 
der steirischen SP-Führung übernommen hat. (Abg. 
H e i d i n g e r : „Ah, schau, das ist das Neueste!") 
Sie haben zumindest nicht dagegen protestiert und 
es ist so, daß man damit den Bock zum Gärtner 
gemacht hat. (Abg. H e i d i n g e r : „Herr Abg. 
Leitner, bitte die Verfassung zu studieren!") 

Auch Herr Ländeshauptmann Krainer hat bei 
einer vor kurzem stattgefundenen ÖVP-Pressekon
ferenz zur Preisfrage Stellung genommen und zu 
den unerhörten Preissteigerungen die Meinung ver
treten, daß man sie nicht „dramatisieren" soll. (Lan
desrat W e g a r t : „Das tun Sie.") Ich stelle nur 
die Wahrheit fest. Wir Kommunisten sind der Mei
nung, daß die arbeitenden Menschen sehr wohl 
Gründe haben, sich über die Preissteigerungen der 
letzten Zeit aufzuregen, umsomehr, als ihnen ge
rade das Gegenteil von dem, was gekommen ist, 
versprochen wurde. Bedeutet doch für einen Arbei
ter oder Angestellten die Teuerung von 4 ' 3% bei 
einem Nettolohn von monatlich 2000 S einen Jahres-
lohnverlust von 110 S. (Landesrat W e g a r t : „Von 
der Erhöhung, die er erhalten hat, reden Sie 
nichts!") Es ist bekannt, daß in Steiermark der Berg
bau und die, Eisenindustrie ca. :60% der Gesamt
industrie ausmacht. Bekanntlich hat der ös te r re i 
chische Gewerkschaftsbund für die Metall- und 
Bergarbeiter ein Stillhalteabkommen abgeschlossen. 

Diese ganze Gruppe Arbeiter hat während des gan
zen Jahres 1964 keine Lohnerhöhung oder nur eine 
geringfügige Erhöhung bekommen. Z. B. in der Al
pine 2%, während die Teuerung 4'3°/o beträgt. 

Bundeskanzler Dr. Klaus erklärte, daß die Preise 
im Jahre 1965 mindestens im gleichen Ausmaß wie 
heuer steigen werden. Das steht zwar im Wider
spruch mit dem was Finanzminister Dr. Schmitz 
zum Budget erklärt hat. Das heißt, daß die Teue
rung im nächsten Jahr mindestens 5 % beträgt. Die 
Teuerung im nächsten Jahr wird gar nicht mehr 
geleugnet. Die Teuerung ist bereits im Budget ge
plant und vorberechnet. Sonst könnte z. B. die Um
satzsteuer im Jahre 1965 nicht wie geplant um 30c/o 
steigen. 

Weitere wichtige Preiserhöhungen wurden bereits 
von der Paritätischen Kommission bewilligt, wie 
die Stromtarife und die Preise für Elektrowaren mit 
1. Jänner 1965. 

Die Großagrarier fordern eine Ivlilchpreiserhö-
hung. Herr Abgeordneter, wir haben Vorschläge, 
wie man den Klein- und Mittelbauern 30 Groschen 
zusätzlich für die Milch geben kann, ohne deswe
gen die Konsumentenpreise zu erhöhen. Wir schla
gen dazu vor — das hat auch schon die Sozialisti
sche Fraktion gemacht —, die Milchpreisstützungen 
gestaffelt zu gewähren. Nur die kleinen und mittle
ren Bauern sollen diese Milchpreisstützung be
kommen, während die großen Bauern, die sowie
so genügend. verdienen, diese Stützung nicht er
halten. 

Der Brotpreis soll ebenfalls erhöht werden und 
man geht bestimmt nicht fehl, wenn man annimmt, 
daß es ab dem neuen Jahr wieder zu einer Teue
rungslawine bei uns kommen wird. 

Die Elektrizitätsgesellschaften begründen ihre 
Tariferhöhungen mit mangelndem Kapital, das not
wendig ist, um den Bau neuer Kraftwerke in Öster
reich zu verwirklichen. Tatsächlich benötigen sie 
Kapital. Tatsächlich verteuert jedes Prozent Kredit-
zinsen, das diese Elektrizitätsgesellschaften bezah
len müssen, die Stromerzeugung um 10°/o. Wenn 
die verstaatlichten Banken, die bekanntlich über 
genügend Kapital verfügen, diesen verstaatlichten 
oder verländerten Elektrizitätsgesellschaften Kre
dite statt um 7 oder 6 um 5 oder 4 % zur Verfügung 
stellen würden, dann wäre es nicht notwendig, 
Strompreistariferhöhungen vorzunehmen. Es ist eine 
berechtigte Forderung an die verstaatlichten Ban
ken, dafür Kreditverbilligungen zu gewähren, han
delt es sieh doch dabei um Gesellschaften, die dem 
Staat bezw. den Ländern gehören. 

Die Vertreter , der Regierungsparteien im Steier-
märkischen Landtag erhöhen aber nicht nur bei der 
Steweag die Strompreistarife. -

Sie verteuern zum fünften Male innerhalb der 
letzten Jahre die Tarife der Krankenhäuspflegeko
sten. Ab 1. Jänner 1965 sollen die Krankenhausge-
bühren wieder um 3 Schilling erhöht werden. Das be
deutet für die Steiermärkische Gebietskrankenkasse 
eine zusätzliche Belastung von 4 Millionen Schilling 
im Jähr. Dieser Posten wird 19 Millionen Schilling 
mehr eintragen. (Landesrat W e g a r t : „Ja, wer 
macht denn das?" — Erster Landeshauptmannstellv. 
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DDr. S c h a c h n e r - B l a z i z e k : „Da sind die 
Mehrverpflegstage auch drinnen!") Herr Landes
hauptmann, das sind sehr wenige. Wesentlich mehr 
Versicherte gibt es nicht. Soweit mir bekannt ist, 
sind die Landeskrankenanstal ten immer voll belegt. 
Mehr als voll belegen kann man sie nicht. (Erster 
Landeshauptmannstellv. DDr. S c h a c h n e r - B l a 
z i z e k : „Herr Leitner, das müssen Sie studieren, 
sie sind jährlich über dem Durchschnitt belegt!" — 
Landesrat W e g a r t : „Er hat das Budget nicht 
studiert!") Man kann je 30, 40 oder 100 Notbetten 
aufstellen, aber mehr nicht. (Erster Landeshaupt
mannstellv. DDr. S c h a c h n e r - B l a z i z e k : 
„Sehr bescheiden, sehr bescheiden!") Die Steier-
märkische Landesregierung hat 10 Schilling gefor
dert, so wurde berichtet. Aber auf Grund der kom
menden Landtagswahl hat sich die Landesregierung 
mit 3 Schilling begnügt. Trotzdem ist diese Tarif
erhöhung unsozial, weil — wie der Herr Landes
hauptmannstel lvertreter DDr. Schachner festgestellt 
hat — das Land sich budgetmäßig in einer guten Si
tuation befindet, während z. B. die Gebietskranken
kasse, die man von Jahr zu Jahr immer wieder mit 
neuen Tariferhöhungen belastet, im Vorjahr und 
im heurigen J ahr e inen Abgang hat. Gerade von 
einem sozialistischen Finanzreferenten und von 
einem sozialistischen Gesundheitsreferenten müßte 
man sich eine andere Politik erwarten. (Abg. Dr. 
P i t t e r m a n n : „Der Meinung sind wir auch!" •— 
Landesrat B a m m e r : „Schon wieder, Ihr habt 
euch abgesprochen!") Landeshauptmannstellvertre-
ter DDr. Schachner hat in seiner Einbegleitungs-
rede festgestellt, daß das Finden neuer finan
zieller Basen notwendig ist, damit die Länder und 
Gemeinden verschiedene wichtige Aufgaben ent
sprechend finanzieren können. Das ist wirklich not
wendig. (Landesrat W e g a r t : „Das muß der Fi
nanzreferent!" — Erster Landeshauptmannstellv. 
DDr. S c h a c h n e r - B l a z i z e k : „Im Rahmen 
des Finanzausgleiches!") Die Länder und Gemein
den brauchen, um ihre Aufgaben erfüllen zu kön
nen, mehr Geld. Dazu ist eine Umverteilung der 
Steuermittel zwischen Bund, Ländern und Gemein
den notwendig. Die Länder und Gemeinden müssen 
einen wesentlich größeren Anteil an der Mineral
ölsteuer und vom Zuschlag zur Mineralölsteuer er
halten. Der Bund müßte den Krankenanstaltenerhal
tern — bei uns in Steiermark vor allem dem Land 
Steiermark — größere Zuschüsse geben, als das 
bisher der Fall ist, mindestens in dem Ausmaß, 
wie es vor 1938 der Fall war. (Landesrat W e 
g a r t : „Das ist eine geizige Gesellschaft!") Den 
Gemeinden müßte die vom Bund widerrechtlich ein: 
kassierte 40°/oige Gewerbesteuer zurückgegeben 
werden und das Land müßte die Landesumlage den 
Gemeinden erlassen, damit diese ihre Straßen, 
Schulen usw. bauen könnten. (Landesrat W e -
g a r t : „Was macht der Bund dann, wenn er zu 
wenig hat?") Ich werde Ihnen auch das sagen. 
(Landesrat W e g a r t : „Da bin ich neugierig!") 
Statt hunderte Millionen, die der Bund in den letz
ten Jahren schon verbunkert hat und leider schließt 
sich das Land dieser „Verbunkerung" an, siehe 
Atombunker in der Bezirkshauptmannschaft Knittel-
fe ld—. (Landesrat W e g a r t : „Vielleicht müssen 
Sie einmal hinein!") Außerdem ist das nicht Sache 

der Landesregierung allein, sondern 'müßte im Land
tag beraten und beschlossen werden. (Landesrat 
B a m m e r : „Das haben wir am Sonntag schon 
alles in der Wahrhei t gelesen!") Es wäre auch not
wendig, die Ausgaben für das Bundesheer um die 
Hälfte herabzusetzen. (Landesrat „W e g a r t : 
„Wir haben das niedrigste Heeresbudget!") Erst vor 
kurzem hat die Landeskonferenz des ÖGB. dies in 
einer Resolution verlangt. Und schließlich ist es 
hotwendig, die Unternehmer, den Großhandel, die 
Großagrarier wesentlich s tärker zu besteuern, an
statt ihnen Steuererleichterungen und Subventionen 
in den verschiedensten Formen zu gewähren. Dann 
wären genug Mittel vorhanden, um alle berechtig
ten Wünsche der arbeitenden Menschen wenigstens 
in absehbarer Zeit zu erfüllen. (Abg. S t ö f f l e r : 
„Wenn Sie die Betriebe umbringen, haben Sie auch 
keine arbeitenden Menschen mehr, um sie zu be
glücken, aber das verstehen Sie ja nicht!") 

Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner 
stellte am Schlüsse seiner Einbegleitungsrede zum 
Voranschlag 1965 fest: „Mit gutem Gewissen und 
mit absoluter Berechtigung kann ich behaupten, 
daß diesmal mit einem tiefen Griff in die Re
serven versucht wurde — doch nicht nur we
gen der bevorstehenden Landtags- und Gemeinde
ratswahlen — alle Wünsche, zumindest aber alle 
berechtigten und dringlichen Wünsche, zu erfüllen." 
Ich hoffe, daß das nicht nur so ein Passus ist, der 
dem Herrn Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner herausgerutscht ist. (Zwischenruf: „Nein!") 
In keiner Zeitung, außer in unserer, war dies zu le
sen! (Gelächter. — Unverständliche Zwischenrufe.) 

Aber, meine Damen und Herren, stimmt es, daß 
versucht wurde, alle berechtigten und dringlichen 
Wünsche zu erfüllen? Es ist richtig, daß das Land 
gegenüber dem Jahr 1964 um 274 Millionen Schil
ling mehr einnimmt, das ist ungefähr eine Steige
rung von 15%>, und daß das Land davon 100 Mil
lionen Schilling aus Reserven nimmt. Das Land 
kann damit einige Wünsche teilweise oder ganz er
füllen. Ich denke dabei an den Wei terbau der neuen 
Kinderklinik, der Chirurgischen Klinik, an die Er
höhung der Mittel für die Förderung des Wohn
hausbaues, an erhöhte Mittel für den Bau von Stra
ßen, Brücken usw. Das ist gut und ich werde für 
mehrere Kapitel dieses Budgets stimmen. (Zwischen
ruf: „Bravo!") 

Aber sehen wir; Vorige Woche hat in der 
Landeshauptstadt Graz die Budget-Beratung statt
gefunden. Der Grazer Gemeinderat konnte im we
sentlichen nur das ordentliche Budget beschließen. 
Soweit es das außerordentliche Budget betraf, wur
den nur die Projekte des außerordentlichen Budgets 
beschlossen, die schon begonnen sind. Die endgül
tige Beschlußfassung mußte sogar um mehrere Mo
nate hinausgeschoben werden. Der kommunistische 
Gemeinderat Kosmus hat bereits mehrere Male 
im Gemeinderat in Graz verlangt, daß die Stadt 
einen Vorzugsanteil vom Land erhält, um Graz 
wirksam' zu helfen. Auch der SP-Stadtrat Pölzl 
forderte bei den letzten Budgetberatungen eine ma
teriell bessere Anerkennung der Landeshauptstadt 
durch das Land. (Landesrat W e g a r t : „Der Lan
desrat Bammer muß was hergeben!") Die Stadt 
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zahlte in drei Jähren 60 Millionen Schilling in den 
Gemeindeausgleichsfonds, erhielt aber nur 13,5 Mil
lionen Schilling zurück. Im Jahr erhält Graz 4 ? | 
Millionen Schilling, muß aber 23 Millionen Schilling 
in den Ausgleichsfonds hineinzahlen. (Landesrät 
B a m m e r : „Dahaben Sie schöne Hausnummern 
erwischt!") Diese Zahlen habe ich von der „Neuen 
Zeit". (Landesrat B a m m e r : „Da haben Sie eine 
alte Ausgabe erwischt!" — Landesrat W e g a r t : 
„Das war die Neue Zeit von Prag!") Es ist traurig, 
Herr Landesrat, daß Sie, der Sie die Stadt Graz von 
der sozialistischen Seite her ver treten sollen, bisher 
für diese Stadt nichts getan haben und nichts von 
diesen Zahlen wissen. (Landesrat G r u b e r : „Was 
glauben Sie, was alles traurig ist, was Sie alles 
nicht wissen!" — Landesrat B a m m e r : „Ich werde 
Sie nachher aufklären! Wenn ich die Briefe schreibe, 
werde ich wohl wissen, was drinnen steht!") O ja, 
solche Zahlen, noch dazu wenn ich dazu beauftragt 
bin und solche Warnrufe und solche Notrufe, die 
merke ich mir, die weiß ich. (Unverständliche Zwi
schenrufe.) Ich werde Ihnen morgen die „Neue 
Zeit" bringen, wo das drinsteht. Vor den Grazer Ge
meinderatswahlen haben die drei Koalitionspar
teien, die ÖVP, die SPÖ und die FPÖ der Stadt 
Graz jährlich 10 Millionen Schilling zusätzlich ver
sprochen. (DDr. H u e b e r : „Jetzt sind wir auch 
schon in der Koalition! Sie müssen am Vormittag 
schlecht gehörtrhaben!") Ihre Fraktion hängt ein
mal der SPÖ und einmal der ÖVP vom Brieftaschel 
heraus! (Gelächter.) Ich werde das auch noch be
weisen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Das von 
der ÖVP ist e ine Plauscherei!") Herr Landeshaupt
mann, ich möchte nicht vorgreifen in meiner Rede, 
aber ich werde auch das beweisen. (Abg. DDr. 
H u e b e r : „Warten Sie erst, bis der Rubel rollt!'' 
— P r ä s i d e n t : „Herr Abgeordneter Leitner, wir 
sprechen über die Finanzen des Landes." — Abg. 
DDr. H u e b e r : „Herr Leitner, Sie sind ein alter 
Internationaler!") 

Die ÖVP hat — ich greife ein bißchen vor — na
türlich mit Zustimmung der SPÖ der Freiheitlichen 
Partei die Funktion des 3. Landtagspräsidenten mit 
Honorar zugeschanzt, obwohl sie darauf keinerlei 
Anrecht hat. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Ha
ben Sie nicht mitgestimmt?") Nein! Die Herren und 
Damen von der ÖVP, genauso wie die von der SPÖ 
haben der FPÖ nicht nur Millionen, sondern auch 
schöne Posten zugeschanzt. Natürlich nimmt nie
mand an, auch die Bevölkerung nicht, daß die SPÖ 
und die ÖVP das aus idealistischen Gründen mach
ten, sondern daß sie dafür e twas bekamen, 

Ich möchte ' auch hinweisen, daß nicht nur der 
Herr Landesrat Bammer im Steiermärkischen Land
tag und in der Landesregierung es versäumt hat, die 
Interessen der Stadt Graz besser und energischer 
zu vertreten, sondern auch der Herr Vizebürger
meister Stöffler. (Abg. S t ö f f 1 e r : „Ich sitze nicht 
an der Kasse!") Nicht an d e r Kasse, aber Ihre Par
tei hat die Führung in der Regierung und da könn
ten Sie beweisen, was die ÖVP und Sie in diesem 
Zusammenhang imstande sind. (Landesrät W e 
g a r t : „Wir haben ja ein Korreferat in der Landes
regierung, Landesrat Barnmer muß zahlen!") Auch 
andere Städte und Gemeinden in Steiermark ha
ben große Schwierigkeiten und dr ingende Wünsche 

an das Land, die durch dieses Budget nicht befrie
dig Werden. Ich verweise auf das Problem der Gös
ser Unterführung, die nur deswegen nicht gebaut 
werden konnte, weil ..dieses Projekt ca; 22 Mil
lionen Schilling .erfordert und -die Stadtgemeinde 
Leoben allein nicht dazu imstande ist. Nur wenn 
Bund und Land entsprechende Mittel bewilligen, ist 
diese Unterführung zu verwirklichen, Morgen, wenn 
die Frage der Straßenbauten auf der Tagesordnung 
steht, werden die verschiedenen Abgeordneten auf
stehen und die Übernahme dieser oder jener Ge
meindestraße durch das Land verlangen. Es gibt 
sehr dringende Straßenprobleme, aber sie werden 
ebenfalls durch dieses Budget nicht gelöst. In den 
letzten Jahren wurden ganze 110 km Gemeinde
straßen vom Land übernommen. (Landesrat W e 
g a r t : „119 km!" — Landeshauptmann K r a i 
n e r : „300 km, da waren Sie nicht da!") Das ist, 
meine Damen und Herren, nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Gerade heute haben alle Abgeordne
ten die Vorlage erhalten, die zeigt, daß die Ge
meinden ca. 17.000 km Wege und Straßen zu ver
walten haben, das Land nur 3000 km und der Bund 
nur e twas über 1200 km. Das zeigt, wie dringend 
es ist, daß das Land Gemeindestraßen übernimmt. 
Man kann nicht vom Budget behaupten, daß alle 
dringlichen Forderungen und Wünsche erfüllt sind, 
wenn so große Mängel und Schwächen vorhanden 
sind. 

Ich verweise darauf, daß in Steiermark die 
Industriegemeinden bei allen Zuteilungen aus 
den verschiedenen Fonds und auch bei den B&-
darfszuweisungen seit Jahren benachteiligt werden. 
Ich wundere mich,- wie der Herr Landeshauptmann
stellvertreter DDr. Schachner dazukommt, zu behaup
ten, das Budget i habe alle dr ingenden Wünsche er
füllt. Im Landtag hat die Sozialistische Partei mit 
der ÖVP in fast allen Fragen gemeinsam gestimmt. 
Von über 1000 Beschlüssen in der Landesregierung 
hat die SPÖ nur in 3 Fällen dagegen gestimmt. So 
ist die Lage! Meine Damen und Herren von der So
zialistischen Fraktion, so kommt man im Interesse 
der arbeitenden Menschen nicht weiter. (Landes
rat B a m m e r : „Ein bisserl-weiter, wie die KP 
sind wir schon!") 

Glaubt der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner, daß im Budgetansatz die berechtig
ten und dringlichen Wünsche der Bediensteten des 
Landes in der Hoheitsverwaltung und in den Lan
desanstalten berücksichtigt wurden? (Erster Landes
hauptmannstellvertreter DDr. S c h a c h n e r - B l a -
z i z e k : „Haben Sie noch nie etwas über die Auto
matik mit dem Bund gehört?") Glaubt er, daß der 
Satz für die Fürsorgeunterstützung nur einiger
maßen dem heutigen Lebensniveau angeglichen 
ist? Glaubt er, daß die Blindenbeihilfe wenigstens 
ein Ausmaß hat, damit die heurige Teuerung und 
die im nächsten Jahr abgedeckt werden kann? 

Immer wieder wird bei den verschiedensten Konfe
renzen, Jugend-Parlamenten und Förumsveranstal-
tungen viel von Familienpolitik und Familienförde
rung gesprochen. Wurde im Budget 1965 z. B. ge
sichert, daß entsprechend der Notwendigkeiten Kin
dergär ten/Kinderhor te , Tagesheimschulen errichtet 
werden, die wesentlich dazu beitragen würden, um 
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die Familie zu sichern? Vor allem den Müttern, die 
da und dort gezwungen sind, trotz der Kinder ar
beiten zu gehen, würde das sehr viel nützen, wenn 
sie ihre Kinder in sicherer Obhut wüßten. 

Zur Förderung für den Bau von Wohnungen 
wurde ein Mehr von 25,5 Millionen Schilling ein
gesetzt. Das begrüßen wir, aber damit ist noch 
lange nicht gesichert, daß z. B. selbst junge Ehe
paare in absehbarer Zeit zu einer Wohnung kom
men, und schon gar nicht, daß sie sich diese neu 
gebaute Wohnung leisten können, daß sie den ho
hen Baukostenzuschuß aufbringen können, gar nicht 
zu sprechen von den Mieten, die jetzt eine Höhe 
erreichen von 700 bis 1000 Schilling. 

Können unsere Sportler und unsere Jugend mit 
den Mitteln, die das Land für Sport- und Jugend
förderung zur Verfügung stellt, zufrieden sein? Ich 
glaube, ich kann es ganz kurz machen. Tokio ist 
der beste Beweis dafür. Denn in Tokio wurden nicht 
die österreichischen Sportler geschlagen, sondern die 
österreichische Sportförderung. (Abg. H e i d i n -
g e r : „Der russische Profi hat gewonnen!") Die zu
ständigen Stellen, und dazu gehört auch das Land 
Steiermark, haben es bisher versäumt, in den mei
sten Schulen Turnsäle vorzusehen bzw. zu bauen 
oder diese zu finanzieren. Diesbezüglich ist im Bud
get 1965 auch nichts wesentliches drinnen. In Graz 
ist ein Hallenschwimmbad notwendig. Nicht eine so
genannte „Bäderabgabe", wie sie Herr Abg. Stöff-
ler vorschlägt, sondern Bund und Land müßten die 
Gemeinde Graz instand setzen, daß sie dafür ent
sprechende Mittel aufbringt und dadurch selbst ent
sprechende Mittel beisteuert. Auch in Leoben wäre 
z. B. eine Kunsteislaufbahn dringend notwendig. 

Viele begabte Kinder in der Steiermark haben 
keine Möglichkeit, eine Mittel- oder Hochschule zu 
besuchen, ihnen fehlt sogar die Möglichkeit — und 
zwar vielen — selbst die Hauptschule zu besuchen. 
Es sind ungefähr 40°/o der im Hauptschulalter sich 
befindenden Schüler. Und die Hauptschule ist be
kanntlich selbst für viele technische und handwerk
liche Berufe heute die Voraussetzung für die Erler
nung dieser Berufe. 

Die heutige Zeit verlangt dringend die Errichtung 
von Gesundenuntersuchungsstellen, damit Krebs
krankheit schon frühzeitig entdeckt und dadurch 
auch geheilt werden kann. Dadurch würden große 
finanzielle Mittel eingespart, die man sonst zur Be
kämpfung dieser Krankheit aufwenden müßte. 

Es ist bekannt, daß in Steiermark in fast allen 
Landeskrankenhäusern, besonders aber in Graz, 
große Bettennot herrscht. Vielen Kranken wird des
halb die Aufnahme in Spitälern verwehrt oder sie 
müssen in überbelegten Zimmern oder sogar auf 
den Gängen im Spital liegen. 

Ich könnte diese Liste „dringender und berechtig
ter Wünsche" noch lange fortsetzen. Aber schon das 
bisher Gesagte beweist, daß die Selbstzufriedenheit, 
wie sie Herr Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner zum Ausdruck gebracht hat, fehl am Platz 
ist und daß keine Rede davon sein kann, daß das 
Land alle berechtigten, ja nicht einmal alle dring
lichsten Wünsche im Budget 1965 erfüllt. 

Wir Kommunisten anerkennen alles, was im In
teresse der werktätigen Bevölkerung geleistet wird. 

Wir kritisieren aber, was unserer Meinung nach 
gegen diese Interessen der arbeitenden Menschen 
gerichtet ist. (Unverständliche Zwischenrufe von 
Abg. Dr. Assmann.) Zu Dr. Assmann: Sie gehören 
zu den Profitschefflern!; Sie gehören nicht zu den 
arbeitenden Menschen. (Gelächter.) Wir stehen auf 
dem Standpunkt, daß die arbeitenden Menschen 
schon genug Steuern bezahlen, während die Unter
nehmer, Großagrarier und Großhändler märchen
hafte Profite einheimsen. (Landesrat W e g a r t : 
„Ist das keine Arbeit?") Wir Kommunisten stehen 
zu einer Politik der Belastung der arbeitenden Men
schen und der Bereicherung der Begüterten in strikter 
Opposition. Die sogenannte Freiheitliche Partei, die 
FPÖ, behauptet ebenfalls, eine Opposition zu sein. 
Gerade in der letzten Zeit hat sie sehr deutlich ge
zeigt, wes Kind sie ist. Die FPÖ hat ihre Käuflich
keit in aller Öffentlichkeit demonstriert. Die FPÖ, 
die „Partei der Sauberkeit", hat sich mit ein paar» 
Millionen kaufen lassen, was sie erst nach hart
näckigem Leugnen zugegeben hat. Die FPÖ hat sich 
ihre Oppositionsrolle auch mit einträglichen Posten 
abkaufen lassen. Dabei hat sich die steirische FPÖ-
Führung besonders unrühmlich hervorgetan. Im 
Landtag wurde ihr der Posten des dritten Vizeprä
sidenten des Steiermärkischen Landtages (DDr. 
H u e b e r : „Der wird Ihnen heute schon etwas er
zählen!") von den beiden Regierungsparteien ge
schenkt. Der Leobner FPÖ-Nationalrat Dr. Kan-
dutsch, der vor Vizebürgermeister Dr. Götz Landes
obmann der FPÖ war, erhielt von der SPÖ den Po
sten eines Rechnungshofpräsidenten im Rang eines 
unabsetzbaren Ministers auf Lebenszeit geschenkt. 
(Abg. S c h e e r : „Das stimmt nicht!") In der Ge
meinde Graz wurde für den neu gebackenen Lan
desobmann der FPÖ, Vizebürgermeister Dr. Götz 
und Spitzenkandidat in allen vier Wahlkreisen, bei 
den kommenden Landtagswahlen der Posten eines 
dritten Vizebürgermeisters auf Antrag der SPÖ ge
schaffen. Dazu wurde ein eigenes Landesgesetz er
lassen. Götz spielt sich vergeblich als Gegner der 
offiziellen FPÖ-Politik des sich von den Regierungs
parteien Korrumpierenlassens auf. Erst im heurigen 
Jahr war es, daß hier das Gesetz beschlossen wurde, 
nachdem Dr. Götz Vizebürgermeister geworden ist. 
Niemand glaubt, daß die SPÖ so einflußreiche und 
gutbezahlte Posten ohne entsprechende Gegenlei
stungen verschenkt. (Abg. H e i d i n g e r : „Sie 
kennen unsere Selbstlosigkeit nicht!") Das ist ja 
auch der Grund, warum selbst unter den FPÖ-An-
hängern und -Wählern ein so großes Durcheinan
der herrscht. (DDr. H u e b e r : „Die werden jetzt 
alle kommunistisch wählen!") Sie haben recht da
mit, Sie wurden wirklich gekauft. Und selbst Vize
bürgermeister Dr. Götz hat am Landesparteitag zu
geben müssen, daß auf der FPÖ das Odium lastet, 
daß die FPÖ für Geld ihre Politik entsprechend 
richtet. Aber nicht nur die FPÖ ist mit dem Odium 
der Unsauberkeit belastet. Auch die Geldspender 
selbst haben demonstriert, was von ihrer „Sauber
keit"' zu halten ist. Diese Bestechungsaffäre und 
dieser Postenschacher haben gezeigt, daß alle Par
teien, außer den Kommunisten, in einem unappe
titlichen Sumpf stecken. (Abg. DDr. H u e b e r : 
„Sie, was machen Ihre Ostgeschäfte, erzählen Sie 
was darüber! über die Firmen, die Ostgeschäfte 
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machen, wo eure Kommunisten Geschäftsführer sind; 
erzählen Sie e twas von den Prozenten, die die KP 
dafür erhält!") Herr DDr., Hueber, ich würde Ihnen 
raten, daß Sie es so machen wie ich, Geben Sie Ihre 
Gebühren und Ihre anderen Honorare Ihrer Partei, 
dann müßte die FPÖ nicht solche Geschäfte machen. 
(Abg. H e i d i n g e r : „Herr Abg. Leitner, Sie sind 

-der steirische Münchhausen!") 

Wir Kommunisten sind konsequente Vertreter 
der arbeitenden Menschen. Wir lassen uns durch 
nichts von der Vertretung der Forderungen und 
Wünsche der arbeitenden Bevölkerung abbringen. 

Ich habe das Budget kritisiert und habe meine 
entscheidenden Einwände dazu gemacht. Ich kann 
daher diesem Budget meine Zustimmung nicht ge
ben. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord-
neter Dr. R a i n e r . Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Dr. Alfred Rainer: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Nicht um die Ge
neraldebatte zu verlängern und auch nicht um eine 
neue Polemik hier vom Zaun zu brechen, aber die 
Ausführungen des Herrn Landesrates Sebastian 
sind doeh Veranlassung, daß ich einiges dazu sage. 
Denn ich glaube, die Zuhörer und alle, die wir 
hier sitzen, haben einen Anspruch darauf und es 
soll der Sinn und der Zweck der Diskussion und 
der Debatte sein, die Wahrhei t zu erforschen. Er
lauben Sie daher, daß ich einiges zu den Ausfüh
rungen eben nur zur Erforschung der Wahrheit 
sage. Ich will nicht polemisieren, auch nicht, daß 
der Herr Landesrat in einem sehr belehrenden Ton 
uns hier Verhaltungsmaßregeln gegeben hat. 
Schließlich und ' endlich macht er diese Budgetrede 
schon fünfmal und eine gewisse Routine gibt ihm 
wahrscheinlich auch die Veranlassung, hier Zen
surnoten auszuteilen. Bitte, das sei ihm selbstver
ständlich freigestellt. 

Aber einige andere Dinge sind es. Der Herr Lan
desrat hat zu Beginn seiner Ausführungen das ge
meinsame Bekenntnis zur Heimat und zum Vater
land gestellt. Es war zwar mit Zwischenrufen auf un
seren Hauptredner unterbrochen, so quasi, wir wa
ren schon Demokraten, wo ihr noch anderes wart. Ich 
glaube, wir sollten das nicht tun; ich bin auch ein 
Anhänger der Zwischenrufe, aber wir sollten doch 
nicht die demokratische Gesinnung in Zweifel zie
hen, nachdem seit dem Jah re 1945 zwanzig Jahre 
vorbeigegangen sind und wir wissen, daß über 
den amtierenden Innenminister sogar ein Gau-
äkt existiert und herumgeschob'eh wurde. Das 
interessiert uns wirklich, nicht mehr. Aber, Herr 
Landesrat,', ich glaube es .und ich bestätige es, daß 
alle sozialistischen Abgeordneten selbstverständ
lich für d ie : gemeinsame Heimat das Beste wollen. 
Ja, l iebe Freunde, auch von uns, von der ÖVP, wird 
das niemand bezweifeln. Aber das Unglück in der Ge
schichte hat j a nie damit begonnen, daß die Gruppe 
der Verantwortlichen absichtlich Böses wollte. Das 
waren Ausnahmsfälle. Es wa r so, daß die Politik 
auch derjenigen, die Gutes wollten, zu, dem Bösen 
führte. Also stehen wir auf der .gemeinsamen Basis, 
wir alle wollen das Beste. Sehen Sie, Herr Landes

rat, wenn Sie dann sagen, daß die Krisis der Koa
lition, die unbedingt war — man" kann nicht an
nehmen, daß man jetzt nicht mehr davon sprechen 
kann —, daß diese Krisis auf die Wahlkampffüh
rung des Jahres 1962 zurückgeht, daß die ÖVP dar
an Schuld trägt, dann darf ich zur Steuerung der 
Wahrhei t Ihnen etwas aus einem Protokoll der 
Pressekonferenz des Exministers Olah vom 6. No
vember 1964 vorlegen. Bitte zucken Sie nicht mit 
den Achseln. 

Der Herr Exminister Olah, um hier die Höflich
keit dem ehemaligen Minister gegenüber zu wah
ren, hat erklärt: Dieser FPÖ-Funktionär erzählte 
Ohla im Herbst 1962 vor den Nationalratswahlen 
von den finanziellen Schwierigkeiten seiner Partei. 
Olah hat dann seinen Gesprächspartner direkt ge
fragt, welche Summe zur Reaktivierung der FPÖ 
notwendig wäre . Es wurde ihm eine Million ge
nannt, worauf Olah dem FPÖ-Mandatar diese Mil
lion zusagte und sie schließlich auch unmittelbar 
darauf anwies. Und wenn noch andere Gelder, und 
zwar ein Vielfaches dieser Millionen an andere 
politische Bewegungen gegeben wurden, und zwar 
auf Grund formeller Beschlüsse der Parteiführung, 
so wird doch sicherlich die Krisis in der Koalition 
mehr mit diesem Geld und mit den damals gekauf
ten Stimmen der FPÖ zusammenhängen, als mit 
der Wahlkampfführung. (Landesrat S e b a s t i a n : 
„Wir haben ein Programm der Zusammenarbeit ge
habt. Olah ist ob dieses Vergehens diszipliniert 
worden!") Bitte, darf ich weitergehen! Das Geld 
wurde vor dem Wahlkampf gegeben. Nun würden 
die meisten Menschen sagen, das war der Grund 
für die Krisis in der Koalition. 

Jetzt muß ich Ihnen noch e twas sagen. Ich werde 
hier dem Vizekanzler Pittermann, Ihrem Obmann 
selbstverständlich den schuldigen Respekt nicht ver
sagen. Ich muß Ihnen sagen, jeder Partei steht es 
frei, einen Obmann zu wählen, der ihr genehm ist, 
der ihr paßt, den sie für richtig hält. Das ist eine 
andere Geschichte. Ich werde nichts über die Ver
gangenheit des Herrn Vizekanzlers Pit termann sa
gen, auch nichts über seine persönlichen Dinge. Nur 
das, was uns mit Sorge erfüllt, das, was wir an 
dem Herrn Vizekanzler als einem Träger der Macht, 
als einem Ämtsträger, um diesen Ausdruck zu ge
brauchen, bekriteln, ist seine Sprunghaftigkeit, ist 
das, daß bei ihm alles Taktik ist, ist das, was Ihr 
Nationalrat Cernez in der „Zunkunft" a ls Oppor
tunismus bezeichnet hat. Darf ich Ihnen hiezu noch 
einige Beispiele anführen. 

Anfang dieses Monates im Parlament hat der 
Herr Vizekanzler — „ja fast histerisch" geschrien: 
„Lösen wir die Koalition auf! Machen wir Schluß! 
Zu Ende mit der Koalition!" 24 Stunden später war 
er am Parteitag der SPD in Deutschland und siehe 
da, da war die Koalition und die Zusammenarbeit 
in Österreich ausgezeichnet, wunderbar, nichts da
gegen zu sagen. 

Ein zweites Beispiel: Am 31. November waren 
die Herren der- SPÖ-Prominenz in Korneuburg. 
Dieses Mal versammelt, um mit mehr Erfolg als in 
Bregenz nun ein Schiff vom Stapel zu lassen. In 
dem Hochgefühl hat der Herr Vizekanzler dort fol
gendes erklärt: „Darum haben die Donauöster-
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reicher nie einen engstirnigen Parteipartikularis
mus gekannt. Sie s tanden treu zur Heimat und 
waren zugleich aufgeschlossen gegen Menschen aus 
anderen Völkern, insbesondere gegenüber ihren 
Nachbarn an der Donau. Hier wurde nur der ver
achtet, der in Notzeiten davonlief oder neidvollen 
Blickes in die besser gefüllten Fleischtöpfe der Nach
barn sah. Darum blieben die Donauösterreicher auch 
bei Gegensätzen duldsam gegen den anders Ge
sinnten und lehnen jeden lokalen und patriotischen 
Extremismus ab." — . Arbeiterzeitung, Dienstag, 
1. Dezember, Seite 4. Die Steirer sind sicherlich 
keine Donauösterreicher, darüber ist kein Zweifel. 
Siehe da, e r hat die Österreicher in die besseren 
eingeteilt, das sind die Donauösterreicher, und in 
die schlechteren, das sind die Alpenösterreicher! 
(Abg. I l e s c h i t z : „Haben wir einmal zur Do
naumonarchie gehört? Das war doch auch ein Be
griff!") Sie müssen den ganzen Artikel lesen! 

Am 12. Dezember, genau 12 Tage später, sagt 
derselbe Mann: „Es wäre ein schlechtes Zeichen für 
die Zukunft unserer Republik, würden wir Öster
reicher selbst in unserem Land künstliche Demar
kationslinien errichten." Das ist ein echter Pitter
mann! Diese gewissen Aussprüche werden j a unter 
Fachleuten als „ein Pittermann" bezeichnet. 

Noch ein drittes Beispiel: Zu Beginn dieses Jah
res. Wenn wir von einer Krisis der Koalition spre
chen, dann müssen wir uns auch die Arbeiterzeitung 
vom 1. Jänner 1964 zur Hand nehmen, und dort war 
die Überschrift dick, s tark und groß, nicht zu über
sehen: Pittermann meldet den Führungsanspruch der 
SPÖ an. Führungsanspruch bedeutet, die Mehrheit zu 
erstreben, die Mehrheit auszuüben. Es ist dies das 
gute Recht eines jeden Parteiführers. Aber nun er
lauben Sie mir doch auch noch einen Blick hinein. 
Wenn ich davon abgehen will, daß hier der Koali-
tionstöter oder wie man ihn sonst nennen will, 
eventuell doch sitzen könnte, erlauben Sie mir noch 
einen Blick in das Protokoll dieser Pressekonferenz 
vom 6. November. Ich muß noch etwas dabei blei
ben. Olah hat da folgendes erzählt: „Darf ich daran 
erinnern", sagte er, „daß ein Professor bei Pitter-
man war" — bitte, Ohla ha t gesagt „Pittermann", 
nicht ich —, also „daß ein Professor bei Pittermann 
war und gesagt hat »Der Olah ist schizophren.« 
Von dieser Behauptung hat sich der Vizekanzler 
nicht distanziert, sondern hat dem Professor ge
antwortet: »Geben Sie mir. das schriftlich.« Ich will 
auch daran erinnern, daß Justizminister Dr. Broda 
in einer Gesellschaft wörtlich gesagt hat »Es wird 
bald aufgeräumt mit dem Schizophrenen. In voller 
Verantwortung als Justizminister erkläre ich, daß 
der Herr Innenminister geisteskrank ist.« Ich habe 
mich in der Zwischenzeit erkundigt bei einem Ner
venarzt, wie das mit der Schizophrenie ist. Ob das 
eine Krankheit ist, die über Nacht über einen 
kommt wie ein böses Fieber oder wie e ine.Grippe 
oder eine Angina. Der hat mir also bestätigt, das 
stimmt nicht. Sondern Schizophrenie ist eine lange 
Entwicklung und die dauert J ah re und Jahrzehnte. 
Und ich muß sagen, eine Partei meldet hier ihren 
Führungsanspruch an, die zur gleichen Zeit einen 
Geisteskranken zum Innenminister bestellt! Der 
Wähler wird hoffentlich merken, daß er hier nicht 
sehr viel Vertrauen haben kann. (Abg. H e i d i n -
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g e r : „Das war sehr sinnig! Ein Psychologe sind 
Sie nicht!") Es ist eben das Ver t rauen in diesen 
Dr. Pittermann nicht da. Ich muß ehrlich sagen, ich 
bin froh, daß ich nicht Landesparteisekretär der 
SPÖ bin, denn das wäre eine Aufgabe, die für mich 
zu schwer wäre bei so einem Parteiobmann. 

Ich nehme sehr gerne zur Kenntnis, um jetzt auf 
die Steiermark zu kommen, Herr Landesrat, daß 
Sie also auch für die Wahlwerbung sind und daß 
Sie — nachdem Sie letztes Mal vom „Wahlkampf" 
gesprochen haben — sich in dieser Hinsicht ver
besserten. Und da ist mir doch auch die Wohnbau
frage, die Sie angeschnitten haben, doch auch An
laß, einiges zur Wahrheitsfindung und Wahrheits
steuerung beizutragen. Sie werfen uns also vor, wir 
machten für Herrn Landesrat Prirsch Propaganda 
im Zusammenhang mit den Wohnbauten. Nun ha
ben Sie den Anspruch für sich geltend gemacht, Sie . 
seien diejenigen gewesen, die die Wohnbauförde
rung ins Leben gerufen hätten. (Landesrat S e b a 
s t i a n : Der Initiativantrag für das Sonderwohn-
bauprogramm ist von uns ausgegangen!") Es war 
aber unser Antrag, der dann durchgegangen ist, 
aber wir werden uns bei der zuständigen Gruppe 
noch darüber unterhalten. Aber schauen Sie, Herr 
Landesrat Prirsch hat sich bei dieser Frage ja wirk
lich aufgezehrt. Er hat dafür seine Gesundheit ge
opfert. Das war doch sein Leibreferat, an dem er 
wirklich mit Leib und Seele hing. Erlauben Sie mir, 
daß ich auch für die „Neue Zeit" Propaganda mache. 
Diese „Neue Zeit" schreibt am 1. November dieses 
Jahres u. a.: „Der Steuerzahler ist der Bauherr." 
Es wird hier polemisiert gegen die bösen ÖVP-
Mandatare, die da immer wieder irgendwelche 
Leute loben, die für den Bau verantwortlich sind 
und denen man danken müsse und da wird dann 
in dieser Zeitung geschrieben und es wird erzählt, 
wieviel Wohnungen in der Steiermark erbaut wur
den, und man flicht dann daraus für einen ÖVP-
Mandatar einen Lorbeerkranz. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Das darf man nur für DDr. Schachner 
als Finanzreferent und für Landesrat Gruber, so 
war es doch Herr Kollege Sebastian, bei Ihrer 
Rede heute. Da war es in Ordnung, bei einem an
dern ist es falsch!" — Landesrat S e b a s t i a n : 
„Warten Sie doch, Herr Landeshauptmann! Der 
Weihrauch brennt ja schon!") Bitte, darf ich jetzt 
fortsetzen? „Jedes Regierungsmitglied verwaltet 
Steuergelder" schreiben Sie, und die „Mittel, die 
für die Wohnbauförderung zur Verfügung stehen, 
kommen über das — sozialistisch geführte — Fi
nanzressort." Bitte, e inverstanden. Und in derselben 
Zeitung, wenn Sie etwas weiterblättern, dann ist 
hinten, auf Seite 12, folgendes: „Übergabe von 
12 Wohnungen der .Ennstaler' in Gratwein." Und da 
steht folgendes drinnen: „Dieser Bau war dank der 
besonderen Initiative von Obmann Nationalrat Ha-
berl und nicht zuletzt durch die besondere Unter
stützung von Hern Landesrat Hans Bammex 
möglich." Auf Seite drei wird darüber geschimpft, 
daß man Personenkult treibt, daß man Leute lobt 
und hinten in einer Annonce, die noch dazu die -
Mieter zahlen müssen, wird plötzlich der Herr Na
tionalrat Haberl und der Herr Landesrat Bammer 
herausgestrichen. Und nun, meine sehr Geehrten, 
zum Schluß: Ihnen, Herr Landesrat, bin ich sehr 



dankbar, denn Sie haben Ihren Weihnachtswunsch 
„allen Landsleuten Glück und Frieden" mit den
selben Worten, die auf dem Plakat des Herrn Lan
deshauptmann stehen, ausgesprochen. Das freut 
mich, denn wir sehen, dieser Spruch ist angekom
men und das ist schließlich ja auch sein Sinn und 
Zweck. (Heiterkeit, Beifall bei der ÖVP.) Es ist auch, 
der Sinn und der Zweck, daß dieser Wunsch, des 
Herrn Landeshauptmannes hinauskommt in alle 
Teile des Landes und zu allen Steirern, denn er ist 
nun einmal der Landeshauptmann a l l e r Steirer! 
Sie h aben einmal gesagt, der Österreicher ist schein
bar nicht in der Lage, die „guten" Zeiten zu be
wältigen und zu meistern. Ich kann Ihnen nur sa
gen, seien Sie beruhigt, der Österreicher i s t in 
der Lage, auch die guten Zeiten zu bewältigen, so
lange die österreichische Volkspartei in diesem 
Lande die Mehrheit hat! (Langanhaltender Beifall 
bei der ÖVP.) 

Präsident Dr. Kaan: Es l iegt keine weitere Wort
meldung zur Generaldebatte vor. Ich frage Sie, 
Herr Hauptberichterstatter, ob Sie den Antrag auf 
Eröffnung der Spezialdebatte stellen? 

Hauptberichterstatter Abg. Bert Hofbauer: Herr 
Präsident, ich stelle den Antrag auf Eröffnung der 
Spezialdebatte. 

Präsident: Ich ersuche die Herren und Damen 
Abgeordneten, die diesem Antrag zustimmen, eine 
Hand zu erheben, (Geschieht.) Der Antrag ist ange
nommen. 

Ich schlage vor, wie es bisher üblich war, die 
Gruppen des ordentlichen Landesvoranschlages ein
zeln zu.behandeln, über jede Gruppe abzustimmen 
und sodann den außerordefitlichen Voranschlag z;i 
behandeln. 

Ich halte es für zweckmäßig, dann über die Be
schlußanträge des Finanzausschusses, wie sie im 
mündlichen Bericht des Finanzausschusses Nr. 63 
zur Regierungsvorlage Einl.-Zahl 427, enthalten 
sind, abzustimmen, hierauf den Dienstpostenplan 
und den Systemisierungsplan zu behandeln. 

Sie sind, wie ich annehme, mit diesem Vorschlag 
einverstanden. (Kein Einwand.) Wir können also in 
dieser Reihenfolge vorgehen. 

Wir gehen über zur Gruppe 0: Landtag und all
gemeine Verwaltung. Berichterstatter Ist Herr Ab
geordneter Gottfried B r a n d l . Ich bitte ihn, den 
Bericht zu erstatten. 

Abg. Gottfried Brandl: Hoher Landtag! Den Da
men und Herren des Hohen Hauses liegt als An
lage 1 zur Regierungsvorlage 427 der Jahresvoran
schlag des Landes Steiermark für das Jahr 1965-vor, 
der im Kapitel „Landtag und allgemeine Verwal
tung" im ordentlichen Voranschlag Ausgaben von 
300,722.500 S vorsieht, denen Einnahmen von 
37,059.300 S gegenüberstehen. Dies bedeutet gegen
über den Voranschlagsziffern 1964 eine Erhöhung 
der Ausgaben um 28,487.400 S und eine Vermeh
rung der Einnahmen um 4,205.100 S. Von den Mehr-; 
ausgaben gegenüber dem Voranschlag 1964 entfal
len auf den Landtag 1,502.700 S, auf die Landtags

kanzlei 1,525.100 S, auf die Landesregierung 
311.000 S , ; auf das Amt der Landesregierung 
11,868.300 S, auf die Bezirkshauptmannsehaften 
5,980.200-S und auf die Agrarbezirksbehörden 
962.000 S. 

Auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse entfallen 
5,005.900 S und auf verschiedene Aufwendungen 
2,699.900 S. . 

Die Erhöhung liegt sowohl im Personalaufwand, 
der eine Summe von 172,226.100 S ausmacht -— das 
ist gegenüber den vorjährigen Ansätzen ein Plus 
von 15,046.500 S — als auch im Sachaufwand be
gründet, welcher von 49,605.900 S im Voranschlag 
1964 auf 58,237.300 S im Jahr 1965 ansteigt. , 

Der gesamte Pensionsaufwand der Hoheitsver
waltung beträgt 61,016.900 S gegenüber 56,111.000 S 
im Voranschlag ^ür das Jahr 1964. 

Eine neue Ausgabenpost von 1 Million Schilling 
erscheint im Voranschlag für die Automatisierung 
der Dienststellen der Landesverwaltung. Es. ist„ge-

• plant, die Bezugsliquidierung der Landesbedienste
ten über das Rechenzentrum abzuwickeln. Damit 
wird der Fortschritt der Technik auch in der Ver
waltung des Landes eingeführt. 

Ferner ist ein Betrag von 500.000 S für die Auf
stockung des Hoftraktes des Amtsgebäudes Bürg
gasse 2 zur Unterbringung der Landwirtschaftlich
chemischen Versuchs- und Untersuchungsanstalt vor
gesehen. Neu erscheinen bei diesem Kapitel auch 
Beträge sowohl .-auf der "Ausgaben- wie auf der Ein
nahmenseite für das Erholungsheim für Landesbe
dienstete, Villa Barbara, die im Vorjahr noch bei 
Gruppe 4, Landeskrankenhäuser und Heilstätten, ge
führt Wurde. 

Die Voranschlagsziffern zur Gruppe 0, Landtag 
und Allgemeine Verwaltung, wurden im Finanz
ausschuß beraten, und' ich bi t te Sie daher, den bei 
der Gruppe 0 vorgesehenen Voranschlagsziffern die 
Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord
neter DDr. S t e p a n t s c h i t z . Ich erteile es ihm. 

Abg. DDr. Stepantschitz: Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben bei den 
Reden der Generaldebatte so manchesmal den Ein
druck gewinnen können, als sei die Steiermark ein 
Notstandsgebiet sondergleichen. Ich möchte Ihnen 
eine andere Zahl nennen. In Graz hat im heurigen 
Jahr bereits jeder 7. Einwohner, eingeschlossen 
Kinder und Greise, ein .Auto. Wir haben eine Zu
nähme der Motorisierung mitgemacht, die' ihres
gleichen sucht. Nun bringt dieser Zustand freilich 
nicht nur allen die Wohltaten des Fortschrittes der 
Technik, sondern auch sehr viele Unannehmlich-
Iseiten und über diese möchte ich kurz sprechen, 
wenn ich mich zu Wort gemeldet habe zum Budget
posten, der die Förderung der Arbeitsgemeinschaft 
für Verkehrssicherheit vorsieht. Wir hat ten in 
Österreich im ' Jahre 1963 59.495 Verletzte und 1777 
Tote. In Steiermark waren bei 7668 Verkehrsun
fällen 10.5.81 Verletzte festzustellen und 326 Tote. 

_Das waren wieder um 47 mehr als im Vorjahr. Im 
heurigen Jahr wurden bis September bereits 278 
Tote gezählt, so daß leider zu e rwarten ist, daß 
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die Zahl der Toten im heurigen J ahr wieder höher 
l iegen wird als im vergangenen Jahr. Es ist hier 
nicht der Platz, eine Totenrede zu halten. Es ist auch 
hier nicht der Platz, um mit Resignation Feststel
lungen zu treffen. 

Ich möchte mich nur kurz zu Wor t gemeldet ha
ben, um die Frage zu erörtern, was könnte gesche
hen, um diese verheerenden Zustände doch einiger
maßen zu bessern. Wir haben seit einigen Jahren 
ein Gesetz, e ine Straßenverkehrsordnung, die in 
wirklich bewundernswerter Weise beraten und 
öffentlich zur Diskussion gestellt worden ist. Den
noch war es gerade bei dieser Verkehrsordnung, 
die alle anerkannt haben, bei der das Volk zur 
Mitarbeit aufgerufen worden ist, notwendig, be
reits im heurigen Jahr etwa ein Drittel der Para
graphen zu novellieren. War es also ein schlechtes 
Gesetz? Ich glaube nicht. Ich meine, die Tatsache, 
daß man so viel novellieren mußte, ist nur ein Be
weis dafür, daß man beim Verkehr mit dem Gesetz 
allein nicht auskommt. Es geht nicht darum, ein 
besseres Gesetz zu machen oder noch ein Gesetz 
zu machen, es geht hier meiner Meinung nach um 
ganz andere Dinge. Es geht hier um einen Appell 
an den Menschen. Ich darf vielleicht drei Gedan
ken anmerken. 

Ich darf zu sprechen kommen auf die Führer
scheine. Es gibt Länder, die überhaupt keinen Füh
rerschein haben und im Verhältnis weniger Ver
kehrstote als wir haben. Es ist also sicher eine Pro
blematik, ob der Führerschein geeignet ist, die Ver
kehrssicherheit festzustellen. Eine weitere Tatsache 
im Zusammenhang mit dem Führerschein. In Wien, 
habe ich gelesen, haben etwa 50% der Bevölkerung 
die Chance, beim ersten Mal durchzukommen. In 
Steiermark ist das Gott sei Dank anders. Da kom
men über 8.0% schon beim ersten Antreten durch. 
Aber wenn es in Wien so ist, dann muß man sich 
doch sagen, entweder ist die Prüfung falsch oder 
fehlen bei der Bevölkerung überhaupt die Voraus
setzungen, um eine solche Prüfung im allgemeinen 
zu bestehen. Aber wesentlich scheint mir nicht zu 
sein, ob ein Kandidat bei der Verkehrsprüfung die 
Gesetze auswendig kann, ob er routinemäßig um 
ein paar Kurven herumkommt; wesentlich scheint 
es mir zu sein, daß man bei der Prüfung, wenn man 
sie schon hat, feststellt, ob erstens die Reaktions
bereitschaft da ist beim Autofahrer, und ob zwei
tens auch die moralischen Voraussetzungen gegeben 
sind, ob die entsprechende Verantwortlichkeit da 
ist. Es ist zweifellos sicher nicht sehr leicht, diese 
zwei Dinge festzustellen. Ich glaube doch, in An
betracht der wirklich bedrohlichen Zahlen, die ich 
bezüglich der Verkehrstoten nennen mußte, wird 
sich die Öffentlichkeit den Kopf zerbrechen müssen, 
wie man diese zwei Gesichtspunkte bei der Führer
scheinprüfung wi rksam einbauen kann. Es wird in 
dem Zusammenhang auch festzustellen sein, daß die 
Fahrschule nicht nur dazu da sein kann, um eben 
ein gewisses Fahren dem Fahrer beizubringen, daß 
er gerade die Prüfung besteht; es wird auch not
wendig sein, daß echte Perfektionskurse durchge
führt werden, wo man den Fahrer ausbildet bei 
jenen Fahrten, die dann eben - wirklich gefährlich 
sind. Gefährlich sind ja nicht diese kleinen Stadt
fahrten. 

Etwas Zweites. Die Großzahl der Unfälle ist dar
auf zurückzuführen, daß es bei unserem Verkehr 
zur Schlangenbildung kommt und daß es, wenn auch 
schon nicht direkt, so doch im Rahmen des Ver
fahrens zur Katastrophe kommt. So weiß doch jeder 
Autofahrer, daß durch die Schlangenbildung eine 
gewisse Nervosität erzeugt wird, eine Nervosität 
der ganzen Verkehrssituation. Für die Schlangen
bildung sind maßgeblich verantwortlich die Last
autos, vor allem die mit Anhängern. Wir werden 
alles tun müssen, damit die Benzinlastwagen von 
der Straße wegkommen. Wir werden alles tun müs
sen, damit die Pipeline endlich auch unser Land ver
sorgen kann und so zu einer wesentlichen Entla
stung der Straßen beiträgt. 

Aber auch eines darf ich ganz offen sagen! Es ist 
doch immer wieder so, daß ein Lastauto den Ver
kehr in einer Kurve oder bei einer leichten Stei
gung bremst und wenn es bergab geht, dann geht 
es mit „Karacho" dahin. Es wird notwendig sein, 
auch bei uns, wie in anderen Ländern, die gesetz
lich bestehenden Höchstgeschwindigkeiten deutlich 
am Lastwagen zu verzeichnen, so daß die Möglich
keit besteht, echte Kontrollen durchzuführen. 

Und nun das Dritte. Wenn es wo einen Notstand 
gibt, dann sucht die Bevölkerung immer wieder 
nach Hilfsmaßnahmen. Wir haben Selbstschutzver
bände, Feuerwehren. Wir haben Selbstschutzver
bände gehabt, als der Feind ins Land gekommen 
ist. Ich glaube, wir brauchen auch einen echten 
Selbstschutz zur Bekämpfung des Mißbrauches der 
Landstraßen. Ich glaube, daß es möglich wäre, daß 
etwa der Automobilklub oder die genannte Ar
beitsgemeinschaft für Verkehrssicherheit bewährte, 
moralisch einwandfreie Kraftfahrer zu einem frei
willigen Hilfsdienst heranzieht, der nicht wie die 
Polizei mit Strafmandaten vorgeht, der aber doch 
die Möglichkeit hätte, regulierend in den Verkehr 
einzugreifen. Wir müssen feststellen, daß die Exe
kutive mit den heutigen Mitteln, die in dankens
werter Weise verbessert worden sind, immer noch 
nicht in der Lage ist, den Verkehr so zu kontrol
lieren, wie es notwendig ist. 

Man könnte zum Verkehr sprechen nicht nur bei 
der Gruppe 0. Man könnte zum Verkehr sprechen 
bei dem Budget über die Schulen und über die Stra
ßen, dort, wo man von der allgemeinen Verwaltung 
seine Anmerkungen machen soll, und auch dort, wo 
es um das Siedlungswesen geht. Man kann über 
den Verkehr leider sehr lange sprechen im Kapitel 
Fürsorge und Gesundheitswesen. Es ist in diesem 
Budget viel getan in allen Kapiteln, und wir kön
nen sagen, die Zahlen, die vor uns stehen, sind 
nicht schlecht. Das Gesetz, das den Verkehr regeln 
sollte, ist auch kein schlechtes Gesetz. Aber alles 
das ist zu wenig. Es geht darum, die richtigen Men
schen in diesem Land zu haben, Menschen, die auch 
auf der Straße wissen, was sie ihrer Familie, ihren 
Mitmenschen und auch sich selbst schuldig sind. 

Ich wollte hier keine Totenrede halten und es 
war auch keine. Ich wollte nur einen Anruf an uns 
alle richten, vielleicht noch mehr zu tun als bisher, 
um die Voraussetzungen zu schaffen, daß unsere 
Straßen auch von Menschen befahren werden, die 
wissen,, was sie zu tun haben. (Beifall.) 
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Präsident: Zum-Wort gemeldet hat sich Herr" Ab
geordneter •: S c h l a g e r. Ich erteile es ihm. 

Abg. Schlager: Hohes Haus, sehr geehrte Damen 
und Hefren! Zum vierten Male in der Periode die
ses Landtages habe ich Gelegenheit, zu deti Pro
blemen der beim Lande Steiermark Bediensteten 
Stellung zu nehmen. Wieder finden die Beratungen 
dieses Budgets in dieser vorweihnachtlichen Zeit 
statt. Auf allen Straßen und Wegen begegnen wir 
Menschen, die.freudig bewegt sind und die dabei 
sind, für ihre Lieben das passende Weihnachtsge
schenk einzukaufen. Das Einkaufen eines passenden 
Weihnachtsgeschenkes ist aber von. den vorhande
nen Mitteln abhängig. Und deshalb ist es gewiß 
sinnvoll, daß ein Teil des 13. und 14. Monatsgehal
tes bei den öffentlichen Bediensteten am 1. Dezem
ber zur Auszahlung gelangte, damit . gerade dieser 
Stand sich verschiedene Wünsche anläßlich des 
Weihnachtsfestes erfüllen kann. Und hier möchte 
ich feststellen, es ist und bleibt ein Verdienst der 
Gewerkschaft, daß das Realeinkommen im öffent
lichen Dienst, wenn auch wei taus nicht im vollen 
Umfange, so doch noch in einem erträglichen Maße 
den Preisauftrieben nächgezogen wurde. Es gibt der
zeit t rotzdem noch bei- verschiedenen einzelnen 
Gruppen berechtigte Wünsche. Ich möchte aber auch 
allen Bediensteten unseres Landes in Erinnerung 
rufen, welch harte Verhandlungen seitens der Ge
werkschaft notwendig waren, ja, daß sogar Kampf
maßnahmen angedroht werden mußten, damit die 
9°/oige Erhöhung der Löhne und Gehälter durchge
setzt werden konnte und daß diese 9°/oige Erhö
hung erst in zwei Etappen durchgeführt wurde. Die 
Bediensteten des Landes Steiermark sind durch die 
Automatik bei Lohn- und Gehaltsfragen mit den 
Mn^^s^B^dtemteteTreTig-vB'rhuT^ 
die Gesetzesautomatik, weil ich weiß, daß keine 
Verordnungsautomatik besteht. Und es erwarten 
sich daher auch die Landesbediensteten, daß sie zu
mindest den Bundesbediensteten gleichgestellt sind. 
Daß dies nicht überall der Fall ist, meine sehr ge
ehrten Damen und Herren, darauf werde ich mir 
erlauben, etwas später zu sprechen zu kommen. 

Wenn man die Budget-Situation des Bundes der 
des Landes gegenüberstellt und die Zahlen ver
gleicht, dann sieht man, daß sich das Land Steier
mark finanziell wesentlich besser steht als der 
Bund, und ich meine, daß dies sicherlich ein Ver
dienst unseres Landesfinanzreferenten ist. Heute 
wurde darüber ja schon gesprochen. 

Weiters machen wir jedesmal bei der Budget
debatte, und zwar die Redner fast aller Parteien, 
die Feststellung; daß > die Kosten der Hoheitsver
waltung, gemessen an unserem Landesbudget, rund 
V2M« betragen. Und-im gleichen Atemzug wird auch 
die Feststellung gemacht, daß dieser Betrag, daß 
dieser Prozentsatz von 12°/o wesentlich. un ter -dem 
Bundesdurchschnitt liegt. Wenn man dann Erwä
gungen anstellt, warum diese Zahlen unter dem 
BundesdurGhschnitt l iegen, dann kann man doch mir 
zu einer Erkenntnis kommen,, nur zu einer Über
legung kommen, daß es sieherlich^bei den Bedien
steten liegt, daß sie fleißig arbeiten, damit wir 
diese Zahlen erreichen konnten und daß sehr viel 

gespart wird bei unserem Land. Und für diese Lev 
stung gebührt allen Bediensteten des Landes ohne 
Unterschied an welcher Stelle des Landes sie Dienst 
tun, unser wirklich" "aufrichtiger Dank. Ich stelle auch 
fest, daß es erfreulich ist, daß diese Leistungen erst
malig im Lande Steiermark dahingehend anerkannt 
wurden, daß es ein Weihnachtsgeld gibt: Und hier 
freue ich mich auch darüber, daß man da doch von 
der Automatik abgewichen ist, und ich freue mich 
auch darüber, daß dieses Weihnachtsgeld noch 
rechtzeitig zur Auszahlung kommt, weil es von den 
sozialistischen Regierungsmitgliedern urgiert wurde. 
(Zwischenruf von der ÖVP: „Das haben Sie in der 
„Nfeuen Zeit" gelesen!") Die Bediensteten des Lan
des werden sicherlich nach Ablauf dieser Landtags
periode auch prüfen, ob das Hohe Haus zu den Be
diensteten loyal war bzw. ob die Wünsche, die die 
Personalvertretung an das Hohe Haus gestellt hat, 
auch erfüllt wurden. Ich muß auch das positiv her
ausstreichen, . daß die Ansätze für Beihilfen bei 
Wohnbauten, daß die Ansätze für Beihilfen bei 
Hausstandsgründungen und Geburten erhöht wur
den und daß die Betriebsgemeinschaftspflege ge
fördert wurde, weil auch dafür Mittel vorgesehen 
wurden. Ebenso freudig mache ich auch noch eine 
andere Feststellung: Nach langem Drängen und 
langem Streit — ich habe in jeder Budget-Sitzung 
bisher darauf hingewiesen — ist es gelungen, daß 
auch im Lande endlich die 5-Tage-Woche eingeführt 
wurde. Ich stelle fest, sieben lange Jahre hat sich 
der Herr Landeshauptmann seit dem ersten Be
schluß Zeit gelassen, bis endlich dieser Beschluß 
auch zum Tragen gekommen ist und die 5-Tage-
Woche nun eingeführt wurde. Nun hat die Regie
rung endlich diesen Wünschen Rechnung getragen. 
Man hört überall, daß die neue Dienstzeit gut an-

- l o m m t und daß sie auch_auJierhalb von Graz bei 
den vielen Dienststellen der Bezirkshauptmannschaf
ten sicherlich Freude gebracht hat. Es gibt aber' in 
Steiermark auch andere Probleme bei den Bedien-

• steten, die beweisen, meine Damen und Herren, 
daß das Land Steiermark mit der Automatik nicht 
immer voll und ganz übereinstimmt. Ich komme 
jetzt dabei auf den großen Kreis des C-Problems, 
der C-Bediensteten zu sprechen. Ich habe früher ge
sagt, es besteht eine Gesetzesautomatik, aber keine 
Verordnungsautomatik. Und das Land Steiermark 
hat in der G-Frage schlechtere Durchführungsbestim
mungen als andere Bundesländer. Nur Vorar lberg 
und Wieii sind eine Ausnahme. Vorarlberg hat ke ine 
Gesetzesautomatik mit dem Bund und Wien ha t von 
Haus aus eine materiell bessere Gehaltsregelung als 
die Bundesländer und der:Bund,selbst hat eine bes
sere Lösung des C-Problems als das Land Steiermark. 
Und wie sieht es hier aus? Beim Bund werden in der 
dritten Diehstklässe der C-Gruppe Biennien däzli-
gerechrret. (Landesrab W e'g,a r t : „Die" es auch 
beim Land, gibt!") In der 4. zwei Biennien, Herr 
Landesrat, und in der 5. werden drei Biennien cla-
zugereehhet. Und es hat l anger Käinpfe bedurft, daß 
endlich die Bundesregelung auch beim Land einge
führt wird. (Landesrat W.-e g a r t : „Was heißt -. 
Kampf? Nachschauen haben wir müssen, das war 
alles, damit kein Fehler gemacht wird!") Ich höre 
nur Worte, allein nur fehlt der .Glaube. Erst unter 
dem_ Druck der Personalvertretüng hat man sich da-
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zu herbeigelassen, diese Frage nun zu regeln. Je
denfalls freue ich mich, daß das jetzt im letzten 
Moment doch noch angeordnet wurde. Es ist nun 
das C-Problem gelöst, meine Damen und Herren, 
aber ich habe noch andere Dinge, die auch nicht 
mit der Bundesautomatik in Einklang zu bringen 
sind. Vielleicht höre ich auch da, daß es schon 
wieder gelöst worden ist, z. B. bei den Bedienste
ten der Gruppe E, das sind die Aufräumerinnen, 
Hausarbeiter, Haus- und Wirtschaftspersonal, be
steht gegenüber den gleichwertigen Bundesbedien
steten auch ein Nachteil. Und zwar, weil beim Bund 
a l l e Vordienstzeiten angerechnet werden, wäh
rend beim Land eine einschlägige Beschäftigung die 
Voraussetzung dazu ist. Außerdem fällt beim Bund 
die dreijährige Wartezeit weg, während sie beim 
Land vorhanden ist. Ich möchte auch hier dem 
Herrn Referenten sagen und ihn bitten, daß man 
auch diese Fragen dem Bund angleicht und die Lan
desbediensteten nicht schlechter stellt. 

Seitens der Fürsorgerinnen kommt auch immer 
wieder der Wunsch zum Ausdruck, daß die zurück
gelegte Ausbildungszeit nach dem 18. Lebensjahr 
angerechnet werden soll, so wie dies bei den Kran
kenschwestern der Fall ist. Wenn man nachrechnet, 
daß die Ausbildungszeit der Fürsorgerinnen drei 
Jahre beträgt, so ist damit mindestens eine Vor
rückung verbunden. Es ließen sichi auch weitere 
berechtigte Wünsche der Landesbediensteten noch 
aufzählen. Ein Problem möchte ich/da noch heraus
stellen. Es dreht sich um größere Prüfungsnachsicht 
in technischen Diensten. Mir wurde berichtet, daß 
viele bewährte Männer im Dienste des Landes ste
hen, die ihre Gesellenprüfung gemacht haben — 
wie Garagenmeister und Werkmeister — und i h ren 
Dienst sehr brav versehen, aber daß sie nicht wei
terkommen, weil sie die entsprechende Werkmei
sterprüfung nicht haben, obwohl sie schon ein be
stimmtes Alter erreicht haben. Es wäre sehr zweck
mäßig, daß man diesem Menschen- und Personen
kreis dies nachsieht. 

Ich habe jedes Jahr hier im Hohen Haus die 
Nachwuchsfrage angeschnitten und immer wurde nur 
gesagt, ich würde übertreiben. Ich habe die Gele
genheit gehabt, bei den Brückeneröffnungen in 
St. Lorenzen und in Thalheim an der Mur dabei zu 
sein und habe dort die Ansprache von Hofrat Dipl.-
Ing. Trümmer gehört, der einen Ruf der Not an die 
dort Anwesenden machte und gesagt hat, daß es in 
dieser Art und Weise auf keinen Fall mehr weiter
gehen kann. Es sind einfach keine Bediensteten 
vorhanden, und wenn wir sehen, wie viele Hunderte 
Menschen durch diese Dienststellen wandern, dann 
muß man einsehen, daß der Ruf dieses Hofrates 
absolut berechtigt war. Es ist kein Personal mehr 
vorhanden oder zu wenig Personal. Es ist zu wenig 
Personal vorhanden für die Planung, für die Über
prüfungen und vor allen Dingen für die Bauaufsicht. 
Gerade hier, meine ich, daß man doch zu einer Lö
sung kommen muß. Der Herr Landeshauptmann hat 
bei diesen Ansprachen in seiner Schluß anspräche 
hingewiesen und hat gesagt, wir werden schon zu 
einer Lösung kommen. Das Problem ist sehr schwer 
— ich sehe ein, daß das Problem sehr schwer ist — 
und nicht einfach zu lösen, weil es eine Lawine 
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nach sich zieht. Aber ich kann von dieser Stelle nur 
die eine Empfehlung- machen, einen Blick über un
sere Grenzen zu werfen. Mir wurde berichtet, daß 
es in anderen Bundesländern besser sei und daß 
vor allen Dingen dort Möglichkeiten geschaffen 
wurden und nicht diese Schwierigkeiten bestehen. 
Der Plan, Kräfte einzustellen und sie mit hohen Zu
lagen zu versehen und damit die alten bewährten 
Kräfte zurückzustellen, weil diese die Zulagen nicht 
haben, der Plan erscheint mir auf keinen Fall als 
sehr geeignet, die Arbeitsmoral zu heben. 

Positiv kann ich feststellen, daß die Bemühungen 
vorhanden sind, daß verschiedene Dienststellen neu 
gebaut werden, daß die Raumschwierigkeiten bald 
behoben werden. Es sind Ansätze da für den Neu
bau der Bezirkshauptmannschaften Knittelfeld, Ju
denburg und auch für Brück. 

Ich habe auch als angenehm vernommen, daß das 
Wohnungs- und Siedlungsamt in ein Gebäude am 
Dietrichsteinplatz umzieht, habe aber andererseits 
feststellen müssen, daß in der Landhausgasse raum
mäßig die technischen' Dienststellen noch außer
ordentlich schlecht untergebracht sind. Da sind acht 
Beamte in einem Raum von ca. 30 m2 und müssen 
dort noch ihren Par teienverkehr abwickeln. Ich 
kann mir lebhaft vorstellen, daß das ein äußerst 
unguter Zustand ist. Ich bin deshalb der Meinung, 
daß auch die Raumlösung ein Gebot der Stunde ist. 
In anderen Kanzleien habe ich feststellen müssen, 
daß man nicht einmal so viel Platz hat, daß man 
die Pläne auflegen kann, sondern daß die Beamten 
die Pläne unter dem Tisch liegen haben müssen, 
um überhaupt andere Arbeiten durchführen zu kön
nen. 

Früher wurde gerade vom Berichterstatter gesagt, 
daß die Villa Barbara geschaffen wurde und als 
Erholungsheim den Landesbediensteten dienen soll. 
Ich kann von dieser Stelle aus nur die Bitte rich
ten, daß man bei den Pensionspreisen der Villa 
Barbara auf die Einkommensverhältnisse der Lan
desbediensteten Rücksicht nimmt und daß man vor 
allen Dingen die kinderreichen Familien auch bei 
diesen Erholungsaufenthalten entsprechend berück
sichtigt. 

Wenn ich nun einige Dinge aufgezeigt habe vom 
Landesdienst, komme ich auf eine Rede des Herrn 
Landesrat Wegart zu sprechen, denn diese Rede 
verfolgt mich nun schon seit den Nationalratswah
len im Jahre 1962. Die Landesbediensteten werden 
nicht der Meinung sein, daß es eine gute Rede war. 
Propagandistisch vielleicht! Die Rede, die dort ge
halten wurde, gipfelte in dem Höhepunkt, die 
Gruppe E muß verschwinden. Selbstverständlich 
müssen mit dem Verschwinden der Gruppe E auch 
die anderen Gruppen entsprechend geregelt wer
den. Jeder, der mit den Problemen des öffentlichen 
Dienstes vertraut ist, weiß, wie unendlich schwer 
die Abschaffung einer bestimmten Gruppe über
haupt ist. Meiner Meinung nach müßte dies auch 
dem Herrn Landesrat schon damals bewußt gewe
sen sein. Ich habe aufmerksam verfolgt in all die
sen Jahren, ob diesen Worten nun die echten Taten 
folgen würden und hier bin ich eigentlich sehr ent
täuscht worden. 
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Präsident: Ich bitte die Abgeordneten, die Plätze 
einzunehmen. "Es stört den Redner. 

Abg. Sclilager (fortfahrend): Ich sage gerade jetzt 
wieder vor Wahlen und möchte kundtun, daß man 
nicht Dinge verspricht, die man später nicht halten 
kann oder vielleicht nicht zuhalten gewillt ist. Ge
rade die niedrigen Einkommensverhältnisse der 
Gruppe E rufen nach einer Regelung. Mir ist be
kannt, daß ein Familienvater mit 2 Kindern ca. 
1700 S verdient, und wenn dieser an eine Haus
haltsgründung denkt, mit seinen 1700 S kaum eine 
Wohnung mit 500 S mieten kann, geschweige denn, 
daß er vielleicht eine Mietvorauszahlung leisten 
kann. Er steht vor Ausgaben, die für ihn fast nicht 
lösbar sind. Ich meine, wir alle müssen wirklich 
trachten, alle im Landtag vertretenen Parteien, daß 
man hier auf diesem Gebiet echt etwas unternimmt 
und versucht, eine Lösung zu finden, um auch die
sen Personenkreis zufriedenzustellen. 

Vielleicht wird meinen Ausführungen entgegen
gehalten, daß eine Gehaltsautomatik besteht, daß 
man das nicht anders lösen kann. Aber, ich freue 
mich darüber, die Frage des Weihnachtsgeldes hat 
bewiesen, daß das Land auch eine eigene Initiative 
haben kann und es sind vom Land Steiermark schon 
Initiativanträge auch an den Bund erfolgt. Durch 
solche Initiativanträge wurden bestimmt oft sehr 
schöne Dinge erreicht. 

Ich möchte zum Abschluß sagen, versuchen wir 
doch die offenen Fragen einer Lösung zuzuführen, 
die für alle Teile tragbar ist. Der Erfolg wird sein, 
daß durch erhöhte Arbeitsfreude und durch das 
Vertrauen die Arbeitsleistung weiterhin steigen 
wird. Ein Steigen der Arbeitsleistung dient letztlich 
ja nur dem Wohle der Bevölkerung und dem Wohle 
der steirischen Heimat. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile der Frau Abgeordneten 
Edda E g g e r das Wort. 

Abg. Edda Egger: Hoher Landtag! Im heurigen 
Jahr wurde die Landesdienstzweigeverordnung ab
geändert, um die Bewertung der Anstellungserfor
dernisse und der Dienstleistungen gerechter vorzu
nehmen und sie der heutigen Zeit besser anzupas
sen. 

Darin befindet sich die Bestimmung, daß iür An
gestellte im fachlichen medizinischen Dienst, eben
so wie im Pflegedienst — also für Kränkenschwe
stern und Hebammen —, die Ausbildungszeit, die 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurückzu
legen ist, dem-Dienstalter zugerechnet wird. Einem 
durchaus vergleichbaren und dabei sehr schweren 
und verantwortungsvollen Beruf fehlt diese Be
stimmung. Wir haben daher einen Resolutionsan
trag eingebracht, um diese "Ungerechtigkeit auszu
gleichen, die heute: die .Fürsorgerinnen trifft und 
die: im. Verhältnis zu ihrer Ausbildung und zu ihrer 
Leistung ungerecht ist: Sie wissen, auch Fürsorge
rinnen können ihre fachliche-Ausbildung erst nach 
Vollendung ihres 18. Lebensjahres beginnen und es 
sind sogar sehr hohe Anforderungen, die sie er
füllen müssen, um diesenBefuf erlernen, zu können. 
Daher ist auch der Antrag aaf Anrechnung dieser 
Ausbildungszeit im Grund hur ein erster Schritt, 

dem noch einige weitere Verbesserungen folgen 
müßten. Die Fürsorgerinnen müssen für ihre Aus
bildung nicht nur die Pflichtschule absolviert haben, 
sondern sie sollen eine Matura haben, um dann die 
zweijährige Ausbildung machen zu können. Haben 
sie "keine Matura, sondern nur eine dreijährige, 
über die Pflichtschüle hinausgehende Ausbildung, 
dann muß noch ein weiteres Jahr vor der Fürsor
gerinnen-Ausbildung zurückgelegt werden. Es ist 
daher ungerecht, daß dieser Beruf nicht als B-Be-
ruf gewertet wird. Ebenso wäre es eine Forderung, 
die immer Wieder — und nach meiner Meinung 
zu Recht — erhoben wird, daß auch die Beamten-
Matura als B-Erfordernis gerechnet werden müßte. 
Denn die Fürsorgerinnen haben eine sehr umfas
sende Tätigkeit zu erfüllen, ihre fachliche Tätigkeit 
beschränkt sich nicht auf ein spezielles Gebiet, sie 
müssen im Gesundheitsdienst wie in der Jugendfür
sorge ins Rechtswesen gehende Arbeiten leisten 
und, was das wichtigste ist, sie haben eine sehr 
verantwortungsvolle und dabei meist auf sich allein 
gestellte Tätigkeit zu leisten. Wir müssen feststel
len, daß die Einstufung hier in Steiermark sehr zu
rückgeblieben ist gegenüber anderen Bundeslän
dern, die besser einstufen und bessere Anstellungs-
bedinguhgen gewähren. Das ist auch beim Grazer 
Magistrat der Fall. Dadurch erfolgt eine Abwande
rung der Fürsorgerinnen aus dem Landesdienst, die 
durchaus nicht günstig ist. Diese Verbesserungen 
müßten bald, geschaffen werden, z. B. bessere Ein
stufung der älteren Fürsorgerinnen, eventuell eine 
Dienstzulage für die Schwere des Dienstes, der Ur
laub müßte dem Dienst besser angepaßt werden. 
Die verschiedenen Forderungen müßten natürlich 
entsprechend aufeinander abgestimmt werden. Die 
Verbesserungen sind so wichtig, weil sich in un-. 
serer Fürsorgerinnenschule bereits ein katastropha
ler Mangel an Schülerinnen zeigt. Wir haben im 
heurigen Jahr nur einen vorbereitenden Jahrgang, 
keinen ersten Jahrgang. Dabei kommen die älteren 
Fürsorgerinnen in zunehmendem Maße ins Pen
sionsalter und auch der Jahrgang, den wir heuer 
führen, ist sehr schwach besetzt. In Deutschland hat 
man aber gesehen, daß mit einer besseren Einstu
fung sofort-der Mangel an Fürsorgerinnen behöben 
ist. Wie ich gesagt habe, arbeiten Fürsorgerinnen 
unter besonders schweren physischen und psychi
schen Bedingungen, arbeiten meistens ganz allein 
auf sich gestellt und haben eine sehr große Ver
antwortung zu tragen für das Schicksal anderer 
Menschen. Dieser Beruf erfordert auch bei bester 
Bezahlung immer noch großen Idealismus. Aber die 
steirische Fürsorgerin ist nicht bestens besoldet, ja 
nicht einmal gut, deshalb ist es nötig, daß solche 
Änderungen durchgeführt werden. (BeifalL) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Abge^ 
ordneter Dr. A s sin a n n. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Assmann: Hoher Landtag,, sehr geehrte 
Dam^n und Herren! Herr Abg. Schlager hat in seiher 
Rede im Zusammenhang mitder schwer erkämpften 
5-Tage-Wöche für die Landesbediensteteh erwähnt, 
daß es sich in; diesem Fall um ein siebenjähriges 
Hmausschleppen seitens des Herrn Landeshaupt
mannes gehandelt habe. (Abg. S e h 1 a g e r : „Vom 
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1. Beschluß des Landtages weg!") Sie haben das aus
drücklich als ein Versäumnis des Herrn Landes
hauptmannes hingestellt. Ich möchte dazu nur fol
gendes sagen: Nämlich, daß es Ihnen ja wahrschein
lich genauso bekannt sein wird, daß auch noch 
heute sehr, sehr viele Beamte in der Landesregie
rung — und vor allem Frauen — nicht ganz der 
Auffassung sind,. daß das mit der 5-Tage-Woche 
wirklich die günstigste Lösung ist. Ich möchte das 
nur grundsätzlich hier festgestellt haben. (Landesrat 
G r u b e r : „Das sind nur einzelne, Herr Abgeord
neter!") Ich habe wiederholt gehört, das sind nicht 
nur einzelne und es gibt j a z. B. verschiedene an
dere Institutionen, wenn ich richtig informiert bin, 
z. B. auf dem Gebiet Krankenkasse, wo sich sehr 
wohl die Mehrheit dafür entschieden hat — und ich 
lasse mich gerne korrigieren, wenn das nicht stimmt 
—, daß also die 5-Tage-Woche n i c h t eingeführt 
werden soll. (Landeshauptmann K r a i n e r : . „Als 
Zwischenruf sei gesagt, es sind noch immer erst 
34% der arbeitenden Menschen, die bis jetzt die 
5-Tage-Woche haben!") Ich wollte das also nur 
grundsätzlich hier deponieren. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sehr viele meiner Vorredner haben heute bereits 
Gelegenheit gehabt, für die verschiedensten Belange 
Dank auszuteilen nach dort und nach dahin und ich 
muß jetzt zu einem Kapitel im Zusammenhang 
mit der allgemeinen Verwaltung sprechen, wo ich 
das leider nicht machen kann, weder nach der einen 
noch nach der anderen Seite hin, einen Dank aus
zusprechen. Es handelt sich nämlich in diesem Zu
sammenhang, um das Kapitel der Lohnverrechnung. 
Ich würde mich sehr freuen, wenn es einem Ab
geordneten des Landtages, ob er nun von dieser 
oder j ener Partei ist, möglich sein würde, allen 
j enen Stellen und Institutionen zu danken, die es 
ermöglichten, daß die Lohnverrechnung endlich ein
mal erleichtert würde. Vielleicht dazu nur kurz 
einige Überlegungen. Die wirtschaftliche Entwick
lung in Europa zielt auf die Errichtung eines gro
ßen Marktes ab. Dieser soll große Vorteile in wirt
schaftlicher Hinsicht ermöglichen und man sollte 
diese Vorteile dann entsprechend ausnützen kön
nen. Vorteile oder besondere Möglichkeiten dieser 
Art werden sich dadurch ergeben, daß die Zölle ab
gebaut werden. Wir, die wir innerhalb des EFTA-
Bereiches leben, werden ja schon gesetzlich dazu 
bestimmt sein, immer wieder von Zeit zu Zeit Zölle 
abzubauen, was aber anderseits auch wiederum die 
Möglichkeit mit sich bringt, daß Waren vom Aus
land hereinkommen. Somit werden wir in einen 
immer schärferen Wet tbewerb kommen und es müs
sen sich alle Betriebe entsprechend darauf einstel
len, europareif zu werden. Daß man dies versucht 
durch Auflegen von Groß-Serien und durch ver
schiedene andere Belange, ist ja bekannt und es 
ist in dem Zusammenhang dann sehr ungut, daß 
wir gegenüber anderen Ländern im Zusammenhang 
mit der Lohnverrechnung ein sehr großes Handi
kap zu t ragen haben. Die Kosten setzen sich nun 
einmal eben aus sehr, sehr vielen einzelnen Punkten 
zusammen. Die Errechnung, Einhebung und Auf
gliederung der Sozialversicherungsbeiträge sowie 
aller mit Löhnen und Gehältern zusammenhängen
den Steuern in Österreich sind den einzelnen Un

ternehmungen aufgebürdet worden, ohne daß da
für in i rgendeiner Form ein Äquivalent geleistet 
wird. Man sollte doch meinen, daß diese Arbeit 
jedem einzelnen so leicht wie möglich gemacht 
wird. Aber das ist nicht der Fall. Im Gegenteil, 
schon bei der Sozialversicherung gibt es drei ver
schiedene Grundlagen, z. B. für die Pensionsver
sicherungsanstalt, für die Krankenkassen- und für 
die Arbeitslosen-Beiträge. Bei der Lohnsteuer ist ja 
die Situation noch wesentlich schlimmer, da gibt es 
mehr Ausnahmen von den Regeln als Regeln selbst. 
Das ist so kompliziert, daß ich Ihnen dazu ein Bei
spiel vorlesen möchte: „Die Überstundensätze sind, 
soweit es sich um 25°/oige und 50°/oige Zuschläge 
handelt, bis zu einem Betrag von S 130.— frei. Dar
über hinaus sind sie steuerpflichtig. Handelt es sich 
aber um 100%ige Überstunden, dann ist die Hälfte 
der Überstunden frei, die zweite Hälfte aber nur, 
wenn das monatliche Einkommen S 4333.33 nicht 
übersteigt, sonst müssen die gesamten Zuschläge 
versteuert werden." Manche Einkommensteile un
terliegen der Lohnsteuer, dem Kinderbeihilfenbei
trag, nicht aber der Lohnsummensteuer. Ein Salz
burger Fachgremium hat errechnet, daß es auf 
diese Art und Weise nicht weniger als 170 — meine 
Damen und Herren, 170! — verschiedene Kombina
tionen gibt. Die Folge dieser komplizierten Berech
nungsweise ist natürlich sehr oft, daß Fehler ge
macht werden und daß man auf diese Fehler erst 
durch spätere Prüfungen draufkommt und z. B. der 
Betreffende oft gar nicht mehr herangezogen wer
den kann zu einer eventuellen Nachleistung, weil 
er inzwischen seinen Arbeitsplatz gewechselt hat. 
Und die Kontrollen in diesem Zusammenhang wer
den ja auch von verschiedenen Stellen durchgeführt. 
Das ist einmal das Sozialversicherungsinstitut 
selbst, dann das Finanzamt und die Ortsgemein.de, 
weil ja die Lohnsummensteuer eine Gemeinde
steuer ist. Um welche Beträge es sich hiebei in ganz 
Österreich handelt, die für diese komplizierte Be-
rechnungsart aufgewendet werden, kann man, glaube 
ich, kaum schätzen. Jedenfalls sind das enorme Be
träge. Ich möchte sagen, daß im Wet tbewerb mit 
anderen Wirtschaften diese Posten auch sehr aus
schlaggebend sind. Ich weiß ganz genau — und ich 
habe immer wieder versucht, mit den dafür in 
Frage Kommenden dieses Thema anzuschneiden —, 
daß die Erledigung oder eine positive Teilerledi
gung eine sehr schwierige Sache ist. Es wäre zu 
appellieren an alle, die dafür in Frage kommen, 
und es wäre zumindest teilweise zu versuchen, eine 
Erleichterung auf diesem Gebiet zu schaffen. Es ist 
sicherlich eine gewisse Großzügigkeit zur Teillö
sung dieses Problems notwendig. Ich kann nur alle 
Zuständigen aufrufen, diese Großzügigkeit auch in 
diesem speziellen Fall einmal walten zu lassen. 

Das Land Steiermark ist der zweitgrößte Arbeit
geber, wie wir heute schon gehört haben, so daß ich 
glaube, daß dieses Problem gerade auch für das 
Land Steiermark von besonderem Interesse ist, und 
ich möchte immer wieder bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit darauf verweisen. 

Zum Schluß vielleicht die kurze Feststellung, daß 
in diesem speziellen Fall die öffentliche Verwaltung 
gleichzeitig auch das Opfer ihrer e igenen Verwal
tung geworden ist. (Beifall.) 
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Präsident:- Zu^Wort gemeldet ist Herr Präsident 
Dr, Stephan. 

Präsident Dr. Stephan: Hohes Haus! Meine Da
men und Herren! Unser Generäldebatter Dr; Hueber 
hat Ihnen bei seiner Generäldebattenrede angekün
digt, daß ich auf die verschiedenen Zwischenrufe, 
die die Parteifinanzierung, die sogenannte Olah-Mil-
lion etc. betreffen, zu sprechen kommen werde. Sie 
werden es mir nicht übel nehmen, wenn ich trotz
dem bei dem Konzept bleibe, das ich mir ursprüng
lich1 für die jetzige Rede entworfen habe, und Ihre 
Geduld noch ein wenig auf die Probe stellen muß. 
Sie wissen aus nunmehr 12jähriger Erfahrung, daß 
ich nie lange Reden halte, daß ich Sie nicht allzu 
lange aufhalten werde. 

Inzwischen hat mir auch der zweite Fraktions-
Freund, Scheer, einen Zettel zugeschoben, den er 
sich selber vorbereitet hat und der sicherlich in 
diese Gruppe paßt und den ich nur kurz streifen 
will. 

Es ist heute in der Generaldebatte schon einmal 
davon die Rede gewesen, daß wir immer weniger 
Zeit im Landtag für die Besorgung unserer Ge
schäfte brauchen und daß immer mehr in der Regie
rung erledigt wird; der Landtagsabgeordnete selbst 
also weit weniger an der Verantwortung mitträgt, 
als das eigentlich wünschenswert wäre. Dazu kann 
ich Ihnen ein instruktives Beispiel geben. Der Ab
geordnete Scheer hat nämlich zusammengestellt, wie 
lange Finanzausschuß-Sitzungen für das Budget in 
den verschiedenen Jahren seiner Tätigkeit in die
sem Hohen Hause gedauert haben, und daraus ist 
einigermaßen ersichtlich, mit welcher Intensität sich 
die Abgeordneten mit der Materie befaßt haben. Im 
Jahre 1950 wurde 7 Tage lang insgesamt 57 Stun
den vom Finanzausschuß über das Budget 1951 be
raten. Ich überschlage die folgenden Jahre und zähle 
nur das Jahr 1955 auf, in dem noch immer 5 Tage 
und insgesamt 40 Stunden vom Finanzausschuß über 
das Budget 1956 beraten wurde, während es im 
heurigen Jahr 1964 für das Budget 1965 1 Tag mit 
8% Stunden war, der ausgereicht hat, um das ge
samte Volumen zu bewältigen, obwohl —r wie Sie 
wissen — die" Summen erheblich gestiegen sind. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Reiner.) Sie glauben doch 
nicht, vejehrtester Herr Kollege Dr. Rainer, daß wir 
im Jahre 1950, ich war nicht dabei, nur geplaudert 
haben 7 Tage lang, sondern Sie werden vermutlich 
auch gearbeitet haben. Dasselbe dürfte im. Jahre 
1955 der Fall gewesen sein. Es ist doch so, daß man 
damals den Abgeordneten noch mehr Möglichkeit 
gegeben hat, Einfluß auf die finanzielle Gebarung, 
den Plan des Landes, zu nehmen. Ich habe den Auf
trag meines Kollegen Scheer erfüllt. Ich glaube, er 
war immerhin instruktiv. L - . 

Nun zu meinem eigenen Konzept! Zum 12. Mal, 
seitdem; ich gewählt worden bin, sitze ich hier an 
diesem Platz und nehme an einer Budgetdebatte 
teil. Daß einem in 1-1 Jahren, es sind nöcti keine 
vollendeten 12 Jahre, über die -verschiedenen Be
ziehungen vom Mandatar zum Mandatar, vom Man
datar zur Bevölkerung, vom Mandatar zum Beam
ten, vom Beamten, zur Bevölkerung verschiedene 
Gedanken, kommen, können Sie sich wohl vorstel

len. Insbesondere, wenn man vorher Und auch wäh
rend dieser Zeit im Wirtschaftsleben tätig war und 
teils passiv auch an diesen Dingen teilgenommen 
hat, d. h. in der Beamtenschaft in der Bezirkshaupt
mannschaft, in der Landesregierung und auch sonst 
viel zu tun hatte. Daß man auch dort oder da mit 
Politikern zu tun hat, außerhalb-dieses Hohen Hau
ses ist auch selbstverständlich. In meinem Fall ist 
die nahe Nachbarschaft zum allseits geschätzten Prä
sidenten Wallner eine wirklich häufige Gelegenheit 
dazu. Ich habe diese 11 Jahre lang diese Beziehun
gen wirklich beobachtet und glaube daher, hier ganz 
kurz darüber sprechen zu dürfen. 

Die Beziehungen.vom Mandatar zur Bevölkerung 
sind im allgemeinen, ich darf hier etwas allgemein 
aussprechen, diktiert von der Parteizugehörigkeit 
des Mandatars und dem Erfolg bei der nächsten 
Wahl — Gemeinderatswahl, Landtagswahl, Natio
nalratswahl oder andere Wahlen. Er nimmt sich als 
Beauftragter seiner Wähler, insbesondere seiner 
Parteizugehörigen, an und begeht damit, glaube ich, 
einen Fehler. Er ist nicht nur der Abgeordnete sei
ner Partei, sondern insbesondere dann, wenn er in 
die Landesregierung aufrückt, der Beauftragte der 
steirischen Bevölkerung. Ich glaube, daß man ins
besondere dann, wenn man ein Regierungsmitglied 
wird, den Unterschied zwischen den verschiedenen 
Parteien in bezug auf das einzelne Bevölkerungs
mitglied, das ein Anliegen hat, fallenlassen müßte, 
weil man damit sonst seiner Aufgabe nicht gerecht 
werden würde. (Landeshauptmann K r a i n e r : "Ge
nauso geschieht es!") Ich habe nichts Gegenteiliges 
behauptet, Herr Landeshauptmann! Ich sage nur, 
daß es so sein müßte. Ich habe allerdings, Um Ihnen 
sehr geehrter Herr Landeshauptmann, zu wider
sprechen, während meiner Landesratzeit einmal 
einen Mann empfangen, der in einer Berufsschule 
Lehrer werden Wollte und der nach der Vorsprache 
bei einem sozialistischen Regierungsmitglied und 
der Vorsprache bei dem ÖVP-RegierUngsmitglied 
auch zu mir gekommen ist. Und als er bei mir zur 
Tür hereinkam, habe ich ihn gebeten Platz zu neh
men, nach seinen Zeugnissen und nach seinem bis
herigen Leben gefragt und habe ihm gesagt, ich 
glaube —- soweit es auf mich ankommt —, ich werde 
seine Bewerbung unterstützen können. Er hat selbst 
in einer Versammlung an Ort und Stelle, wo er tat
sächlich Berufsschullehrer geworden ist, bekanntge
geben, daß ich der einzige gewesen wäre, der nicht 
nach seiner Parteizugehörigkeit, 'sondern, der nach 
dem Zeugnis gefragt hat. (Landeshauptmann K r a i 
n e r : „Bei welchem . Regierungsmitglied der ÖVP 
war er?" — • Landesrat W e g a r t".: „Nennen Sie den 
Namen, wer das gewesen ist, der ihn nach dem Par
teibuch gefragt hat, das verlange ich-von Ihnen.") 
Ja, das Parteibuch hat in einem Fair der Landesral 
Brünner verlangt und im anderen Fall der Länaesrät 
MatzneR (Abg, Ing, K o c h : -,/Das ist mehr als -ge
schmacklos.'^) Sie fragen ja doch. (Abg. Dr. P i t t e r -
m a n n : „Sie haben auch den Satz über die Phari
säer gelesen, seht, ich bin nicht so wie jene.") Ich 
bin, Gott sei Dank, nicht so nervös, daß ich mich 
von mehr oder weniger geistreichen Zwischenrufen 
aus der Fassung bringen lasse, nota bene ich die 
ganze Angelegenheit so erzählt habe, wie ich sie 

. hörte,; ujxd e r s t durch die Fragen des;Herrn Landes-
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Hauptmannes aufgefordert wurde, nähere Einzelhei
ten zu erzählen. Ich möchte dazu einiges sagen. Ich 
pflege auch in diesem Hause nicht zu lügen, wenn 
mir aber einer vielleicht ins Gesicht sagen sollte, 
daß ich ihn angelogen habe, dann werde ich ent
sprechend reagieren. Denn, wenn man mir heute 
hier vorwirft — nachdem ich 11 Jahre hier sitze —, 
daß ich die Unwahrheit sage, so sprechen sie, die 
das sagen, wider besseres Wissen. Ich habe hier 
noch n ie gelogen. (Abg. DDr. H u e b e r : „Heute 
herrscht besondere Fairneß in diesem Haus.") Ich 
darf fortfahren. Ich habe in diesen 11 J ahren auch 
die Beziehungen zwischen Mandataren selbst ken
nengelernt, und obwohl der eben vorübergegangene 
Zwischenfall mich eines • anderen belehren könnte, 
muß ich sagen, daß in diesen 11 Jahren die Bezie
hungen zwischen den Mandataren aller Parteien 
gute waren. Daß es mir während der 4 J ahre Zeit 
der Regierungszugehörigkeit ebenso wie in der Zeit, 
als ich hier als Abgeordneter saß, im allgemeinen 
leicht gefallen ist, den Weg zu den Mandataren der 
anderen Parteien und das Verständnis für eine ver
ständig vorgebrachte Meinung zu finden. Es ist mir 
im allgemeinen s e l t e n passiert, was mir eben 
passiert ist. Ich habe in diesen 11 Jahren auch be
obachten können, daß die Beziehungen der Manda
tare zu den Beamten, mit. den Beamten und umge
kehrt in der Steiermark Gott sei Dank so gute wa
ren, daß die Beamten, die ja schließlich dort und da, 
wie Sie ja wissen, auch nach Parteigesichtspunkten 
ausgewählt, befördert und angestellt werden, trotz.-
dem in ihrer Arbeit jedem Mandatar gegenüber 
immer ihre Pflicht als Beamte getan haben und, so
weit ich es beobachtet habe, auch in der Bevölke
rung draußen einen Unterschied nicht gemacht ha
ben. Das möchte ich hier nur festgestellt haben. 

Ich glaube bzw. glaubte, dieses Resümee ziehen 
zu müssen, um damit kund zu tun, daß ich glaube, 
daß hier in diesem Hohen Hause, im Steirischen 
Landtag, zum Unterschied von anderen Körperschaf
ten — ich war nicht dort, ich habe mir das nur schil
dern lassen —, zum Unterschied auch vom National
rat, tatsächlich das Bestreben zu sachlicher Arbeit 
vorhanden ist und nicht zur Demagogie, nicht zur 
gegenseitigen „Nur-Parteiwirtschaft". Daß es mir 
schwerfällt, das sei noch angefügt, an die heutige 
Budgetdebatte, an einige mehr oder weniger ge
schmackvolle Äußerungen des Abg. Pölzl eine gute 
Erinnerung zu bewahren, das können Sie mir glau
ben, nicht des Abg. Pölzls wegen, sondern seines 
Nachfolgers wegen. Der Kommunist Pölzl war das, 
daß da keine Irrtümer vorkommen. 

Jetzt noch ganz kurz etwas über das Thema be
titelt „Parteifinanzierung". Der Herr Abg. Dr. Pit
termann hat wörtlich gesagt: „den Sozialisten blieb 
es vorbehalten, die Bestechung einer politischen 
Partei erstmals vorzunehmen." Ich darf dazu eines 
sagen. Ohne die Entgegennahme der sogenannten 
Olah-Million durch die FPÖ von mir aus gut zu hei
ßen, stelle ich fest: Der Herr Innenminister Olah 
hat die bewußte Million, oder sollten es mehr ge
wesen sein, aus Gewerkschaftsbeständen und nicht 
aus Parteibeständen genommen. Das ist allgemein 
bekannt . (Landesrat W e g a r t : „Bei der Finanzge
barung kennt sich ja nicht einmal ein Bilanzbuch
halter aus." — Abg. H e i d i n g e r : „Aber gelobt 

habt Ihr ihn heute!") Zur Frage des Herrn Abg. Dr. 
Pittermann, warum wir — d. h. unsere Partei — so
lange dazu geschwiegen haben (Abg. L e i t n e r : 
„Abgestritten!"), stelle ich fest: Gegenseitige Ver
schwiegenheit — ich sehe hier eine Reihe von Leu
ten, die das wirklich wissen müßten — ist bei der 
Hergabe von Spenden für die Parteien Grundsatz. 
Und wenn man sich Parteispenden gibt und. wenn 
man sich Verschwiegenheit verspricht, dann bricht 
man schwer als erster dieses Versprechen. Das hat 
in diesem Fall zuerst der andere gebrochen. (Lan
desrat W e g a r t : „Der Olah war für Sie keine Pri
vatperson, sondern der Innenminister und der stell
vertretende Parteivorsitzende einer gegnerischen 
Partei!") Er hat es als Gewerkschaftsobmann gege
ben. Ich darf Sie aber vor allem fragen, welche Par
tei in Österreich hat von der Gewerkschaft noch 
kein Geld bekommen? (Landeshauptmann K r a i -
n e r : „Die ÖVP nicht, nicht einen Groschen." — 
Abg. Dr. R a i n e r : „Die Mitglieder der christlichen 
Gewerkschaft zahlen j a auch in die Gewerkschaft 
hinein!" — Abg. DDr. H u e b e r : „Und wir zahlen 
nichts in die Gewerkschaft?") Sie haben mich ferner 
gefragt, Herr Doktor Pit termann: „Warum ist Ihre 
Parteiführung nicht zurückgetreten?" Herr Doktor 
Pittermann, Sie müßten in der Zwischenzeit den Zei
tungen entnommen haben, daß von unserer Partei
führung bzw. vom Bundesparteivorstand der Frei
heitlichen Partei in Wien entsprechende Folgerun
gen gezogen wurden. Es liegt natürlich nicht an der 
ÖVP und auch nicht an Herrn Dr. Pittermann, uns 
e twa Vorschläge für die Neubesetzung der Partei
führung bzw. des Bundesobmannes zu machen. (Lan
deshauptmann K r a i n e r : „Tun wir ja nicht!" — 
Dr. P i t t e r m a n n : „Sicherlich nicht, Herr Kollege. 
Ich habe ja diese Anfrage nur auf die Frage Ihrer 
Wähler hin gestellt.") Im übrigen mag hier noch 
festgehalten sein, daß wir nicht an eine Eigenmäch
tigkeit des Herrn Innenministers Olah in dieser Be
ziehung glauben, sondern daß wir bei einer einiger
maßen geordneten finanziellen Gebarung glauben 
müssen, daß das auch andere gewußt haben. (Abg. 
Dr. R a i n e r : „SPÖ-Führer, 17!") Ich darf erinnern, 
daß im Zusammenhang mit der Finanzierung von 
Parteien in Österreich schon öfter geredet wurde. 
Ich darf nur ganz kurz erinnern an den Fall a) Ha-
selgruber-Volkspartei, b) Stickstoffwerke-SPÖ und 
c) Ostgeschäfte Predler-KPÖ. J a glauben Sie denn, 
daß wir das vergessen haben und daß wir uns jetzt 
von Ihnen anschießen lassen, bloß weil Sie das für 
die nächste Landtagswahl brauchen. (Landeshaupt
mann K r a i n e r : „Nein, das ist ja ein viel größe
rer Skandal; Bestechungen von Partei zu Partei hat 
es bisher in Österreich noch nicht gegeben!") Ich 
darf Ihnen zu den Finanziers der Parteien eine 
Reihe anderer aus eigener Wissenschaft aufzählen. 
Sie brauchen an die Gewerkschaft, an die Wirtschaft, 
an die Banken, an die Raiffeisenverbände, an die Ge
nossenschaften zu denken, von denen ich zum Teil 
weiß, woher und wohin das Geld gegangen ist. Le
gen Sie auf den Tisch dieses Hauses Ihre Finanzie
rungsmethode und erzählen Sie uns, ob Sie die 
20 Millionen, die Sie für eine Wahl brauchen, tat
sächlich aus den Spenden Ihrer Parteifreunde allein 
aufbringen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Nur 
aus Spenden, genau wie Ihr (zur SPÖ gewendet)!" 
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— Landesrat W e g a r t : „Ich bin Finänzreferent der 
Partei im Land, ich lade Sie ein, in das Landespar-
teisekretariat >zu kommen und Einsieht in unsere 
Finanzierung zu nehmen. Da haben wir gar nichts 
zu verbergen!" — Abg. DDr. H u e b e r : „Uns in
teressiert in erster Linie die Bundeskasse; die Bun
deslade!" — Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Herr Kol
lege Hueber, sind Sie auch schon unter die Dialekti
ker gegangen?") Ich sagte schon, die Parteien sind 
herzlich eingeladen, im Bundesvorstand, in der Bun
desparteileitung, denn bei uns dreht es sich auch 
um die Bundesparteileitung, sich die Art der Finan
zierung offen auf den Tisch legen zu lassen und aul 
Grund dieser Veröffentlichung die anderen Parteien 
zu beschuldigen. Ich glaube, daß es am besten wäre, 
wenn man versuchen würde, in unserem Lande, in 
unserem Österreich, einen ähnlichen Weg zu gehen, 
wie ihn andere Staaten bereits eingeschlagen haben. 
Wir leiden darunter, daß alle Parteien keine gesetz
liche Verankerung in der Verfassung haben. Es sind 
Wahlparteien. Man möge entweder ein Parteienge
setz schaffen oder man möge die Verfassung in die
ser Beziehung novellieren. Man möge aber vor allen 
Dingen auch versuchen, es mag nicht leicht sein, in 
dieses Gesetz die Möglichkeit einzubauen, daß die 
Parteien von Staats wegen nach bestimmten Grund
sätzen finanziert werden. Damit würde von vorn
herein jeder übelmacherei gegenseitig, jeder Fech
terei dort und da und auch, der von Ihnen so ge
nannten Bestechung ein Riegel vorgeschoben wer
den. Ich glaube, daß es ein Vorschlag zum Guten 
wäre, wenn man das nicht nur im eigenen Land, 
sondern im Bund und im Nationalrat zum Vorschlag 
bringen würde und wenn Sie, gerade die Maßgebli
chen, in der Bundesregierung sich ans Werk machen 
würden, um diesen Zankapfel aus der Welt zu schaf
fen. Ich habe -gesprochen. 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung auf eine 
halbe Stunde, zwecks Lüftung des Saales, 

(Unterbrechung: 18.45 Uhr, Fortsetzung: 19.20 Uhr.) 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sitzung 
wieder auf und erteile der Frau Abg. P s b n d e r 
das Wort. 

Abg. Psonder: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren!. In der Gruppe 0 scheint unter 702 ein Be
trag von 40.000 Schilling auf, davon bekommt das 
Institut für Wohnungs- und Haushaltsforschung 
20.000 S. Ich möchte Ihnen nun im Auftrage dieses 
Instituts berichten über dessen Arbeit, damit der 
Hohe Landtag etwas über diese Ausgäbe erfährt. 
Auf der ganzen Welt ist man bestrebt, die Industrie
betriebe zu rationalisieren und setzt Techniker und 
Wirtschaftsfä-chleute ein, um durch eine sinnvolle 
Planung die Produktivität zu steigern und die Ar
beitsbedingungen zu erleichtern. Auf dem Gebiet 
des Haushaltes aber, der die größte Arbeitsstätte 
mit den meisten Arbeitskräften darstellt, hat man 
bis vor etlichen Jahren keinen Wert auf Planung, 
Mechanisierung und Arbeitserleichterung gelegt. 
Bis dann die wirtschaftliche Lage als Folge 
des Krieges, das Streben- nach einem aus
reichenden Einkommen die Häusfrauen zwang, 
zum Lebensunterhalt /der Familie beizutragen. 

Durch diese Tatsachen wurde es notwendig, 
Hilfsgeräte für die Haus- und sonstige Arbeit 
zu schaffen. Die überspitzte Entwicklung dieses In
dustriezweiges brachte nun Geräte auf den Markt, 
die eine gewisse Sorgfalt vermissen lassen und nicht 
immer zweckmäßig und praktisch sind. Außerdem 
sieht sich die Hausfrau bei der Deckung ihres Be
darfes einem verwirrenden Überangebot von Wa
ren und Typen gegenüber, was ihr die Wahl der 
Geräte und Hilfsgeräte erschwert. So kommt es nicht 
selten vor, daß solch ein Haushaltsartikel nach ein-
oder zweimaligem Gebrauch zur Seite gelegt wird, 
um dann in einer Lade zu verschwinden, um die ge
wissenhafte Hausfrau und Verwalterin des Familien
budgets und Volksvermögens ständig daran zu er
innern, daß sie eine unüberlegte Ausgabe gemacht 
und ihrer Familie eigentlich einen finanziellen Scha
den zugefügt hat. 

Um nun die Hausfrau vor unnützen und unzweck
mäßigen Ausgaben und Anschaffungen zu bewah
ren, wurde das Institut für Wohnungs- und Haus
haltsforschung geschaffen. Es will durch bessere Wa
renkenntnis, fachmännische Beratung bei der Wohn
raumgestaltung, praktische Übung der Handhabung 
von Küchengeräten, Vorträge über Ernährungsfra
gen, Vorträge über Unfallverhütung, Kurse in Erster 
Hilfe, Kochkurse usw. die' Ratsuchenden, vor allem 
aber die Hausfrauen zu bewußten Konsumenten ma
chen, der durch kritische Beurteilung die Erzeugung 
von zweckentsprechenden und formgerechten Haus
haltsartikeln erreichen will. 

Auf dem Gebiet der fachmännischen Wohnraum
gestaltung ist das Institut ganz neue Wege gegan
gen. Es hat erstmals in Graz 3 Gemeindewohnungen 
mustergültig eingerichtet, auf die verschiedenen 
Wohnungsbedürfnisse Rücksicht genommen und da
durch hat sich dann der Wohnwert der verschiede
nen Grundrisse deutlich gezeigt. Das Institut konnte 
nach dieser praktischen Erprobung der Grundrißpla
nung verschiedene Vorschläge zu Verbesserungen 
machen. Dieses Experiment hat das Institut nach 
einem Jahr noch einmal mit ebenso großem Erfolg 
durchgeführt. Es waren mehr als 6000 Besucher, die 
diese Ausstellung besuchten. 

Auf die Bedeutung, die das Bett im Leben des 
Menschen hat, wurde bei der Ausstellung „Das gute 
Bett" hingewiesen. Vom Bett' des kleinen Kindes 
über Etagenbetten, Klapp-Betten, die während des 
Tages wenig Raum beanspruchen, über Nötbetten, 
Kastenbetten, ausziehbare Doppelbetten, über Bett
bank und Couch bis zum normalen Bett waren alle 
soliden, zweckentsprechenden • und formschönen 
Schlafmöglichkeiten vertreten. Zur Ausstellung ge
langten nur-Möbel, die neben diesen Eigenschaften 
auch preislieh im Rahmen blieben. Wie sehr das In
stitut neben den technischen Dingen, vor altera auf 
die Gesunderhaltung der Hausfrau öder der richti
gen Hilfe bei einer bjestfehenden KöEperbehiriderung 
Bedacht nimmt, zeigte die Ausstellung „Die-ihvälide 
Frau und ihr Haushalt". Hier wurde vom einfachen 
Schuhlöffel rhit langem Stiel über Geräte für-^Ein
armige bis zur wohldurchdachten Küche für Ge
lähmte bis zum sorgfältig durchdachten Duschraum, 
Bad und WC :für alte und gebrechliche Leute alles 
gezeigt, was den durch Krankheit, Unfall oder Alter 
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behinderten Frauen Erleichterung und Hilfe bei 
ihrer Arbeit im Haushält und bei der Körperpflege 
bringen kann. Diese Ausstellung, die bei den Kör
perbehinderten viel Anklang gefunden hat, zeigte 
das Institut auch mit viel Erfolg in Kapfenberg und 
Leoben. 

Welch große Bedeutung das Spielzeug im Leben 
des Kindes hat, haben bedeutende Psychologen ein
deutig festgestellt. Um die Eltern auch auf diesem 
wichtigen Gebiet zu beraten und vor Fehlanschaf
fungen zu bewahren, hat das Institut nun schon zum 
2. Mal eine überaus gutbesuchte Spielzeugausstel
lung arrangiert. Es wurde versucht, kindertümliches, 
für die Entwicklung des Kindes wertvolles und dem 
Alter entsprechendes Spielzeug und Beschäftigungs
material zu zeigen. Durch Anordnung nach Alters
klassen konnten die Besucher sich einen guten Über
blick verschaffen und dann die richtige Auswahl 
treffen. Das Fehlen jeglichen Kriegsspielzeugs war 
sehr lobend bei dieser Ausstellung anerkannt wor
den. 

Eine sehr große Bedeutung mißt das Institut der 
Hausfrau als Hüterin der Volksgesundheit bei. Aus 
diesem Grund werden im Rahmen des Instituts jähr
lich viele Kochkurse abgehalten. Mit Vorträgen über 
gesunde und vitaminreiche Ernährung, die das In
stitut in Graz, Ober- und Weststeiermark gehalten 
hat, sollten die Hausfrauen auf ihre verantwortliche 
Aufgabe ihrer Familie gegenüber aufmerksam ma
chen. Das dabei immer wieder eine verstärkt durch
zuführende Kontrolle aller Lebensmittel verlangt 
wird, braucht wohl nicht besonders hervorgehoben 
zu werden. Die Kennzeichnungspflicht bei allen 
Konserven, bei allen Fetten und die bindenden Vor
schriften für Wurstrezepturen sowie die Durchfüh
rungsbestimmungen und Vorschriften für das neue 
Lebensmittelgesetz sind Forderungen, die das Insti
tut in der Sorge um die Gesunderhaltung der Fami
lie seit J ahren erhebt. 

Bemerken möchte ich dazu noch, daß das Institut 
weiter mitteilt, daß bei den Beratungen, die sich mit 
den individuellen Belangen des Ratsuchenden be
fassen, s treng darauf geachtet wird, daß sie völlig 
objektiv und sachlich und ohne jede Reklame für 
ein Gerät oder eine Firma gemacht werden. Auch 
werden bei Hausfrauennachmittagen Proben von ir
gendwelchen Waren weder als Gewinn noch als Ge
schenk ausgegeben. 

Der Bericht des Instituts für Wohnungs- und 
Haushaltsforschung soll heute dem Hohen Haus zur 
Kenntnis gebracht werden mit der Bitte um etwas 
größere ideelle Anerkennung und um mehr finan
zielle Unterstützung. 

Nun, Hohes Haus, möchte ich dazu weiters be
merken, daß, wenn ich sagte, das Institut kümmere 
sich um die Gesunderhaltung der Familie, so wurde 
in Form von Resolutionen, die das Institut, aber 
auch die sozialistischen Frauen an die zuständigen 
Minister richteten, vor allem wegen der großen 
Wurstskandale , die uns durch die Presse bekannt
gemacht wurden, dringend nach einer gesetzlichen 
Ordnung, nach Erstellung eines Lebensmittelkodex 

.beim Wurstrezept verlangt. Was hier, Hohes Haus, 
an Verbrechen an der Volksgesundheit geschieht, 
ist nicht zu rechtfertigen. Wie ernst es den Frauen 

darum ist, möchte ich auch dazu feststellen, daß das 
Institut des Hauswirtschaftlichen Beirates einstim
mig verlangt hat, eine volle Namensveröffentli
chung und Gewerbeentziehung bei Verstößen gegen 
das Lebensmittelgesetz. Nun wissen wir aber, daß 
es im freien richterlichen Ermessen liegt, Urteile 
auszusprechen, wenn die gesetzlichen Voraussetzun
gen im Einzelfall bestehen. Wir Frauen wollen auch 
von dieser Stelle aus unserer Besorgnis Ausdruck 
verleihen, damit alle Verantwortlichen sich ihrer 
Verantwortung voll bewußt sind und voll bewußt 
werden. Mit der Vorberei tung des Entwurfes eines 
neuen Kodex 3, Wurstwaren, ist auf Grund einer 
Anfrage im Nationalrat geantwortet worden, daß 
bereits mit den Vorberei tungen begonnen wurde, 
und wir hoffen nur, daß diese Arbeit in absehbarer 
Zeit abgeschlossen sein wird. 

Aber seit gestern habe ich nun auch eine neue 
große Sorge, die die Frauen betrifft. Und zwar habe 
ich das gestern durch Zufall erfahren. Es klingt lä
cherlich, aber wenn wir uns mit der Volksgesund
heit befassen, so möchte ich doch auch den Ernst der 
Sache aufzeigen und daß wir wirklich als Frauen 
um die Volksgesundheit uns sehr bemühen. Es soll 
die Bewilligung erteilt worden sein, daß das Sauer
kraut geschwefelt werden kann. Was heißt das, Ho
hes Haus? Das Sauerkraut ist ein allgemeines Volks
genußmittel. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Das 
ist nicht Sache der Politik, sondern des Sozialmini
steriums!") Wenn nun das Sauerkraut geschwefelt 
wird, so heißt das, daß das gesundheitsschädlich ist. 
Wenn es gekocht wird, verliert es an Schwefel. 
Aber wie ist es in Wirklichkeit? Wenn man nach 
Hause kommt und die Kinder das Sauerkraut er
wischen, wird ein bißchen genommen. Es essen da
von auch die Älteren, alle essen rohes Sauerkraut 
gern. Das ist eine Angelegenheit, die uns bedrückt. 
In diesem Zusammenhang ist die Feststellung sehr 
erfreulich, daß die Landesregierung die Einstellung 
eines weiteren Lebensmittelaufsichtsorganes für 
1965 im Dienstpostenplan vorgesehen hat. Wir ha
ben im Land 4 Lebensmittelinspektoren und einer 
wird dazukommen. Graz hat 10 Inspektoren, in 
Leoben gibt es 2, in Kapfenberg einen und inMürz-
zuschlag auch einen. Ich glaube, Sie pflichten mir 
bei, daß zu einer ausreichenden Lebensmittelkon
trolle ein entsprechender Einsatz von Lebensmittel
inspektoren notwendig ist. Eine Verstärkung der 
Kontrolltätigkeit auf diesem Gebiet kommt nicht nur 
den Konsumenten, sondern mittelbar auch den reel
len Gewerbetreibenden zugute. Schließlich ist auch 
aus Gründen des Fremdenverkehrs, Herr Landesrat 
Wegart, die Beseitigung von Mißständen auf dem 
Lebensmittelsektor geboten. 

Hohes Haus! Die Erhaltung der Volksgesundheit 
ist eine gesellschaftliche Aufgabe, an der wir alle 
interessiert sein müssen. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abgeordneten L e 11 -
n e r das Wort. 

Abg. Leitner: Meine Damen und Herren! Einen 
wichtigen Bestandteil der Ausgaben im Budget neh
men die Personalkosten ein. Wie der Herr Abgeord
nete Schlager festgestellt hat, sind diese für die 
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Höheitsver#altung mit 12% als niedrig zu verzeich
nen. Das ist meiner Ansicht nach in erster Linie dar
auf zurückzuführen, daß die Gehälter der Landesbe
diensteten noch weit davon entfernt sind, den tat-
sächlichen Lebenshaltungskosten angepaßt zu sein 
und noch weniger, daß in diesen Gehältern auch der 
Zuwachs zum. Sozialprodukt seinen Niederschlag fin
det. Wir fordern für die • öffentlichen Angestellten, 
dazu gehören die Landesangestellten oder Landes
bediensteten, die Valorisierung, und zwar auf den 
Grundgehalt von 1946. Bekanntlich sind seit dieser 
Zeit die Preise um ungefähr das lOfache gewachsen. 
Vergleicht man aber die Gehälter der öffentlichen 
Bediensteten, so haben sie im Durchschnitt das 8-
bis 8 % fache erreicht. Ich glaube, daß , man sagen 
kann, daß die Landesbediensteten diesen Wohl
stand nicht mehr imstande sind zu bewältigen. Be
sonders die niedrigen und mittleren Gehaltsempfän
ger sind durch die Teuerung schwer getroffen, durch 
das Zurückbleiben der Gehälter und darum verlan
gen wir die Vollvalorisierung der Grundgehälter auf 
das lOfache von 1946. Die Ankündigung neuerlicher 
Preiserhöhungen muß unserer Ansicht nach die Ge
werkschaften veranlassen, auch für die öffentlichen 
Bediensteten, auch für die Landesbediensteten, Ge
haltsforderungen zu stellen. Es wäre daher Aufgabe 
und Pflicht des Herrn Landesfinanzreferenten, schon 
rechtzeitig Vorsorge zu treffen und entsprechende 
Mittel in das Budget einzusetzen, damit das Landes
budget nicht in Unordnung gerät. Aus der Tages
presse ist zu ersehen, daß die Landesregierung den 
Landesbediensteten eine Weihnachtsaushilfe aus
zahlen wird. So sollen die männlichen Bediensteten, 
die eine Haushaltszulage erhalten, 300 Schilling be
kommen, weibliche und ledige Bedienstete 150 Schil
ling. Weiters soll ein Betrag von 150 S für jedes im 
Haushalt des Bediensteten sich befindende Kind zur 
Auszahlung kommen. Wenn auch diese ausbezahl
ten Betrage keine nennenswerte Erhöhung darstel
len oder eine finanzielle Hilfe, so anerkennen wir 
trotzdem, daß es einen gewissen Ausgleich für die 
Landesbediensteten darstellt. Aber wir glauben, daß 
es nicht angeht, aus dieser Weihnachtsaushilfe eine 
einmalige Sache zu machen, denn sonst schaut das so 
aus, als ob die Landesbediensteten nur wegen der be-. 
vorstehenden Landtagswahlen ein Weihnachtswahl
zuckerl bekämen. Wir beantragen deshalb, diese 
Weihnachtsaushilfe jährlich zur Auszahlung zu brin
gen. Wir fordern auch, daß den Landesbediensteten 
die gleiche Weihnachtszulage außer dem 14. Gehalt 
gegeben wird, so wie sie den Grazer Gemeindebe
diensteten schon gegeben wird. Die Grazer Gemein
debediensteten bekommen im heurigen; Jähr für 
1964 20% ibres Bruttogehaltes, 1965 40% und 1966 
sogar 70% ihres Bruttogehaltes als Weihnachtszu
lage. Ich weiß schon, daß vielleicht auf meinen Vor
schlag von, gegenüber gesagt wird, daß damit das 
äehaltsschema, das an die Bundesbedieiisfeien ab
geglichen ist, in Unordnung geraten könnte. Das Ge
haltsschema müßte aber nicht abgeändert werden, 
wenn man den Weg der Gewährung von Verwen
dungszulagen wählen würde, wie .ihn das Land bzw. 
die Gemeinde Wien bereits gegangen sind. Dort 
wird eine Verwendungszülage gegeben im AusmaS 
von 100 bis 300 Schilling. Das ist sicher keine ideale 
Lösung. Diese Zulagen werden nicht in die Pension 

eingerechnet,- aber es ist doch etwas und den Lan
desbediensteten wäre damit gedient. Natürlich müß
te verfügt werden, so wie in Wien, auch die Pen
sionisten in diese Lösung einzubeziehen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch zum Pro
blem der Einrechnung von Zulagen Stellung iieh-
men, was ja für die Pensionsversicherung und für 
die Pensionsgestaltung der Landesbediensteten auch 
entscheidend ist. Diese Frage betrifft zwar in erster -
Linie die Bediensteten in den Landesanstalten, weil 
es dort bereits so ist, daß verschiedene Zulagen aus
bezahlt werden. Die Vertragsbediensteten, die auf 
Grund der Bestimmungen des ASVG ihre Pension 
bekommen, bekommen gewisse Zulagen in die Pen
sion eingerechnet, während dies bei den pragmati
schen Bediensteten, also Beamten, nicht geschieht. 
Dadurch ist die Differenz vom letzten Bezug zur 
Pension bei den Pragmatisierten viel größer als bei 
den Bediensteten, die nach dem ASVG ihre Pension 
erhalten. 

Die Einführung der 5-Tage-Woche war — wie der 
Herr Abgeordnete Schlager schon berichtet hat - -
eine langjährige Forderung der Bediensteten. Wir 
waren auch dafür, daß die Landesbediensteten ge
fragt werden. Sie wurden auch gefragt und haben 
sich zu einem überwiegenden Prozentsatz für die 
5 - Tage - Woche entschieden. (Landeshauptmann 
K r a i n e ' r : „Mehr als die Hälfte der Grazer Be
diensteten haben diese Dienstzeit abgelehnt!") Ich 
begrüße also diese Tatsache und möchte nur darauf 
hinweisen, daß die 5-Tage-Woche wahrscheinlich 
schön viel früher gekommen wäre, wenn die Lan
desbediensteten bzw. die öffentlich Bediensteten 
eine Personalvertretung, und zwar eine gewählte 
Persönalvertretung, hätten. Bekanntlich fehlt aber 
das notwendige Personalvertretungsgesetz. Man 
muß es aber als einen eigentümlichen Zustand, wenn 
nicht als Schande betrachten, daß in einem Sozial
staat, wie es Österreich ist, einige hunderttausend 
öffentliche Bedienstete bis heute noch kein gesetz
liches Vertretungsrecht haben, und wir stellen uns 
vor, daß die Personal Vertreter zumindest dieselben 
Rechte haben müßten, wie sie die Betriebsräte in 
den Betrieben und Büros bereits habend Für, die 
Landesbediensteten besteht zwar eine sogenannte 
provisorische Personalvertretung, aber auch diese 
ist nicht zusammengesetzt worden auf Grund von 
Gewerksehaftswahlen, sondern auch auf Grund von 
Parteienvereinbarungen. Wenn man sehpil Gewerk
schaftswahlen nicht zuläßt, dann i s t es unserer An
sicht nach notwendig, daß die provisorische Persö
nalvertretung zumindest-auf _Grund der Ergebnisse" 
der letzten Gewerkschaftswahlen, die im Jahre 1951 
durchgeführt wurden,* konstituiert wird. Die derzeit 
bestehende provisorische Persönalvertretung ent
spricht auf keirien Fäll mehr dem Willen der Län-
desbediehsfeten. _ 

Präsident: Als nächster hat sich zu Wort gemeldet 
Herr Abg. S t o f f l e r . Ich erteile es ihm. 

Abg. Stöffler: Hohes Haus! Ich möchte auf die 
Ausführungen des Herrn Präsidenten Dr. Stephan, 
zu sprechen kommen. Herr Präsident,, ich bin fest 
überzeugt, daß Sie keineswegs die Absicht, haben., 
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hier eine Unwahrheit zu sagen. Es ist wohl sicher
lich Sache des Geschmacks, bei Behandlung irgend
einer Sache sich selbst zu loben und andere zu ta
deln. Aber bitte, wenn schon ein solcher Tadel aus
gesprochen wird, und wenn, also von uns — ich 
glaube dieses Recht haben wir — der Versuch ge
macht worden ist, das zu prüfen, was hier als Ta
del gesagt wird, oder zu prüfen, ob die Information, 
die wir bekommen haben, richtig war, dann fällt 
uns dies in diesem Falle sehr schwer, denn der 
Mann, den wir befragen könnten, ist tot. Ich glaube, 
es wäre auch Ihnen sicherlich lieber gewesen, ein 
anderes Beispiel zu nennen, wenn Sie nur eines 
gewußt hätten. Denn der Vorwurf an den verstor
benen Präsidenten Brunner widerspricht so ganz 
seinem Leben, seiner Art, seinem Wesen und sei
nem immer gezeigten Verhalten. Ich glaube, das 
genügt zur Sache. Was die Geldzuwendung seitens 
der Gewerkschaft betrifft, so darf ich Ihnen mittei
len, daß ich soeben mit Wien ein telephonisches Ge
spräch geführt habe und folgendes feststellen 
konnte. Von der Gewerkschaft werden grundsätz
lich keine Subventionen für politische Parteien ge
geben und wurden auch bisher nicht gegeben. Die 
anerkannten Gewerkschaftsfraktionen aber erhal
ten für Bildungsbestrebungen, Kurse der Betriebs
räte und ähnliches mehr, von Fall zu Fall Zuwen
dungen, über die im Präsidium des Gewerkschafts
bundes Beschluß gefaßt wird. Es ist ein Fall be
kannt, der mir im Augenblick schnell gesagt wer
den konnte, daß auch z. B. ein parteifreier Betriebs
rat, und zwar der Betriebsrat von Radenthein, eben
falls auf Grund eines Ansuchens eine solche Sub
vention für Bildungszwecke bekommen hat. Alle 
diese Beschlüsse sind in der Rechnungslegung aus
gewiesen. Es ist nicht so, daß der Ausweg gewählt 
werden könnte, auch die anderen haben etwas be
kommen. 

Ich darf nun im allgemeinen zu dieser unange
nehmen Frage, die im Zusammenhang mit Korrum
pierung usw. aufgeworfen wird, folgendes sagen: 
Niemand besitzt einen Röntgenapparat, um recht
zeitig feststellen zu können, wann einer welche Ver
fehlung machen wird. Immer wird es Menschen ge
ben, die den Anforderungen nicht gewachsen sind, 
die an sie gestellt werden, und die eben versagen 
aus Schwäche, aus anderen Gründen. Ja es gibt 
welche, die zum Zwecke der Durchführung eines 
Programms, das ihnen persönlich gar nicht zunutze 
kommt, den geraden Weg verlieren. Auch nicht in 
Ordnung! Solche Dinge kommen vor bei politischen 
Parteien, solche Dinge kommen vor bei anderen In
stitutionen. Wir lesen, daß da und dort Mitglieds
beiträge veruntreut werden und die Leute kommen 
dann vor den Richter. Auch da sind die Konsequen
zen gezogen worden. 

Es ist auch heute die Haselgruberaffäre genannt 
worden. Auch da sind die Konsequenzen gezogen 
worden. Polzer mußte gehen, bei Ihnen der Herr 
Hutterer. Die Konsequenzen sind gezogen worden. 
Das Haus ist reingefegt worden. Aber es besteht 
doch ein großer Unterschied gegenüber der Geldan
nahme durch die Leitung einer Partei aus der Hand 
eines aktiven Spitzenfunktionärs einer anderen Par
tei! 

Verehrter Herr Präsident Stephan! Sie haben 
heute in sehr nachhaltiger Weise sich dagegen ver
wahrt, als nicht ehrenhaft zu gelten. Ich stimme dem 
zu. Das ist Ihr gutes Recht. Ich hin auch der Mei
nung, das ist sogar die Pflicht eines jeden. Ich bin 
überzeugt, bin wirklich persönlich überzeugt, daß 
Ihnen kein unehrenhafter Vorwurf gemacht wer
den kann. Ich bin auch persönlich überzeugt und 
ich glaube, mit mir alle in diesem Haus, daß Sie 
sich zur Entgegennahme dieser Bestechungsgelder 
nicht hergegeben hätten. Es bleibt nur die Frage 
offen: Warum verteidigen Sie etwas, was keiner in 
diesem Hause Ihnen zugemutet hätte? (Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Lan
desrat W e g a r t. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Franz Wegart: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Schla
ger, dessen Ausführungen sich sonst immer durch 
eine besondere Sachlichkeit auszeichnen, hat heute 
einmal einen etwas anderen Weg beschritten, so 
daß ich mich veranlaßt sehe, dazu einige Richtig
stellungen und vor allem eine Korrektur vorzu
nehmen. 

Durch die 11. Gehaltsgesetznovelle wurde für die 
in C eingereihten Bediensteten vorgesehen, daß in 
C/3, C/4 und C/5 Biennien zuzuerkennen wären. 
Leider hat te dieser Passus der 11. Gehaltsgesetz
novelle eine sehr unklare Formulierung und die hat 
das Personalreferat und den Vorstand der Abtei
lung 1 veranlaßt, beim Bundeskanzleramt Rück
sprache zu halten, damit wir nicht e twa eine Ent
scheidung treffen, die wir unter Umständen später 
zurückzunehmen hätten. Wir gingen daraufhin 
nach Wien, wir hatten richtig gehandelt, denn auch 
andere Länder haben diesbezüglich Nachfrage ge
halten und ist die Entscheidung nach mehrfachen 
Gesprächen in Wien mit den Vertretern des Bun
deskanzleramtes am 10. Dezember, jetzt vor weni
gen Tagen, gefallen, daß die Auslegung, so wie sie 
nun getroffen ist, vorzunehmen wäre. Ich darf noch 
hinzufügen, daß den davon Betroffenen, es dürften 
rund 300 im Land sein, kein Groschen auf Grund 
einer e twaigen verspäteten Entscheidung verloren 
geht, sondern daß selbstverständlich von dem Ter
min des Inkrafttretens dieses Gesetzes nachgerech
net und auch ausbezahlt wird. Ich möchte auf die
sen Umstand, daß ich Ihnen das hier zur Kenntnis 
bringe, besonderen Wert legen. 

Die nächste Frage, ist die Frage der Fünftage
woche. Ich möchte auch hier ein ganz ernstes Wort 
sagen. Natürlich hat es im Landesdienst Bedien
stete gegeben, die den Wunsch geäußert haben, die 
Fünftagewoche einzuführen. Aber ich möchte Ihnen 
auch nicht verheimlichen, daß es nicht wenige ge
geben hat, und zwar überraschenderweise für uns 
in der 2. Instanz, die sich dagegen ausgesprochen 
haben. Die Landesregierung hat nach sorgfältiger 
Prüfung und nach sorgfältigen Überlegungen ein
mal provisorisch die Fünftagewoche eingeführt und 
sie ist mittlerweile eine bleibende Einrichtung ge
worden. Es hat auch diesbezüglich innerhalb der 
beiden Regierungsparteien keine Schwierigkeiten 
und keine Gegensätze gegeben, wenn nicht andere 
versucht hätten, darauf ein Süppchen zu kochen 



und der Meinung waren, hier ließe sich -vielleicht 
etwas holen. •' . . _•-• 
y Ich möchte aber auch noch zu einer anderen Frage 
etwas sagen. Das sind die Wünsche, die hier ge
äußert wurden, und zwar hinsichtlich der Anrech
nung von Vordienstzeiten in der Gruppe E> Auch 
hier, l ieber Herr Kollege Schlager, muß ich Sie be
richtigen. Es ist von mir keine Zusage, kein Ver
sprechen oder Ähnliches abgegeben Worden. Ich 
habe hier im Hohen Haus vor vielen, vielen Jah-
len als Abgeordneter den Standpunkt vertreten, .daß 
Mittel und Wege gesucht werden sollen, die viel
leicht uns einmal e inen Weg aufzeigen, wie wir das 
E-Problem befriedigend lösen können. Ich bin mitt
lerweile in die Position des Personalreferenten ein
gerückt und muß selber sagen, daß diese Fragen 
nicht so einfach zu lösen sind, als ich sie selber 
auch gerne gelöst haben möchte. Ich möchte das 
ausdrücklich sagen, weil mir das Problem der E-
Bediensteten in vielerlei Hinsicht sehr gründlich 
bekannt ist und weil Sie sicher sein dürfen, daß 
ich nichts unversucht lasse, auch hier nach Mitteln 
Ausschau zu halten, um eines Tages vielleicht auch 
durch einen Vorstoß beim Bund einen Weg zu fin
den, um dieses Problem jedenfalls besser zu lösen, 
als es gegenwärtig der Fall ist. Ich möchte das auch 
hier einräumen. Es gibt auch andere Möglichkeiten, 
die wir selbst im Personalreferat wahrnehmen wer
den, um diese Frage da u nd dort zu erleichtern. 

Was die Villa Barbara anlangt, darf ich sagen, 
daß diesbezüglich bereits ein Antrag von mir und 
der Landesregierung gestellt würde im Zusammen
hang mit der Personalvertretung und daß die Ver-
pflegssätze so angesetzt sind, daß wir sägen kön
nen, sie dürften sicherlich sozial vertretbar sein. 
Jedenfalls hat die Personalvertretung selbst dieser 
Auffassung zugestimmt. Das möchte ich nur kurz 
zu einigen Bemerkungen von Ihnen gesagt haben. 

Aber, Hohes Haus, lassen Sie mich darüber hin
aus eine andere Beobachtung sagen. Die öffentliche 
Hand befindet sich im Rahmen ihrer Personal
wünsche und Personalanliegen mit der Wirtschaft, 
ich sage es bewußt so, in einem gnadenlosen Kon
kurrenzkampf. Wir sind z. B. nicht in der Lage, A-
Posten im Landesbauamt zu besetzen. Wir sind 
nicht in der Lage, A-Posten im Rahmen der Landes
verwaltung zu besetzen; Nun kommt eine neue 
Spezies dazu, durch die wir wahrscheinlich da und 
dort in nächster Zeit Unannehmlichkeiten erleben 
werden, und zwar dadurch, daß uns der Nachwuchs 
bei den Ärzten fehlt. Es gibt viele Vorschläge und 
viele Ideen, aber ich brauche Ihnen, der Sie selber 
Bediensteter, im Rahmen der öffentlichen Verwal
tung sind, nicht vor Augen führen, wie schwierig 
es ; ist, zu Sonderregelungen im Einzelfall" zu grei
fen. Wenn man diese Frage lösen will, und ich- bin 
überzeugt, daß wir dazu kommen müssen, dann 
können es" nicht Eirizellösüngen, sondern nur glo
bale Lösungen sein, weil jede> Einzellösung auto-
rnatisch zu Eifersüchteleien, zu Neid, zu Reibereien 
usw. führt. Wir glauben, daß wir auch hier mit 
Rücksicht darauf, daß die Aufgaben der Landesver
waltung mit ihren vielfältigen: Bereichen, die wir 
gegenwärtig haben, auch nur dann gelöst werden 
können , ' wenn uns" der notwendige- Nach wuchs zur 
Verfügung steht. 

Ich freue mich, daß zum Ausdruck gebracht würde, 
daß die HoheitsyerWaltüng nur einen geringen Um
fang hat. Ab e r wir wollen nicht übersehen, daß-die 
Aufgaben dieses Landes im Verlaufe1" von wenigen 
Jahrzehnten in alle Bereiche des Lebens eingedrun
gen sind. Das Land hat heute; rund : 12.000 Bedien
stete, davon fast die Hälfte allein in unseren Lan-
des^Krankenanstalten. Und es ist verständlich, daß 
auch diese Landesbediensteten, wenn sie auch nicht 
in der Hoheitsverwaltung sind, ebenso das Landes
budget mit in Anspruch nehmen und daher auch 
mit im Personaletat eingebaut sind. Wir 'hat ten vor 
40 Jahren, um nur zwei Ziffern zu nennen — sie 
er läutern besser als alles andere — im- Lande ins
gesamt 3000 Bedienstete. Wir sind innerhalb von 
40 Jahren — man könnte sagen, innerhalb einer 
Generation — auf 12.000 hinaufgeklettert und man 
kann nur sagen, daß es Bereiche gibt, d ie scheinbar 
noch eine Erweiterung erfahren. Ich darf nur ein 
Beispiel von vielen sagen. Vor 40 Jahren hat es 
in der Kraftfahrzeugäbteilung keine Notwendigkeit 
gegeben, Leute einzustellen. Heute ist das eine Ab
teilung, die uns gerade bei jeder Bezirkshauptmann
schaft viel Kopfzerbrechen bereitet, weil die Fre-
qrenz gerade dort eine außerordentlich s tarke ist. 
Und so könnte ich viele dieser Dinge nennen, um 
Ihnen nur auch hier von dieser War te her gesehen, 
die Problematik im Rahmen der Personalsituation 
des Landes zu sagen. Und was ich als Personalrefe
rent mit besonderer Freude am Schluße vermerken 
möchte, ist, daß wir auch in diesem Jahr im Rah
men unserer Landesbediensteten, unserer Beamten 
und Angestellten, keinen einzigen Fall gehabt ha
ben, bei dem wir hätten zugreifen müssen? weil es 
i rgendwo eine Unregelmäßigkeit oder Unkorrekt-
heit gegehen hätte. Auch unsere Landesbedienste
ten haben sich hier durch besondere Sauberkeit und 
besondere Korrektheit ausgezeichnet. Wir predigen 
ihnen auch unentwegt, das Spannungsfeld zwischen 
der' Verwaltung und der Bevölkerung auf ein Min
destmaß zu beschränken." Wir wissen, daß es ein 
solches Spannungsfeld immer geben wird, aber wir 
sind bemüht, auch hier einen Kontakt zur Bevöl
kerung zu pflegen im Rahmen des Parteienverkehrs 
und im Rahmen der vielfältigen Berührungen, die 
das Personal mit, der Bevölkerung hat, damit wir 
sagen können, daß sie hier voll und ganz ihren 
Aufgaben und Pflichten nachkommen. (Beifall.) 

•""Präsident:' Zü rn .Wor te gemeldet hat sich He-rr 
Präsident S t e p h a n . Ich erteile es ihm. 

Präsident Stephan: Hohes Haus! Eine ganz kurze 
Replik auf die Ausführungen des Herrn Bürgermei-

. sters StÖffler. Wenn Sie sich an den Ablauf meiner 
Ausführungen vor 1 öder 1 % S tunden erinnern, so 
werden Sie zugeben müssen, daß ich gespröcheh 
habe über die Beziehungen des Mandatars zur Be
völkerung unter besonderer Berücksichtigung der 
Beziehungen des Regierüngsrriitgliedes zur Bevöl-

. kerung, und dabei habe ich festgestellt und behaup
tet, ' d a l das Regierungsmitglied von sich aus über 
den Par te ien zu s tehen ha t bei Ausübung seines 
Referates und jeden Steirer gleich zu behandeln 
habe. Der Herr Landeshauptmann hat durch einen 
Zwischenruf gesagt: „und das geschieht auch". Ich 
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habe mich — das steht nicht in meinem Konzept, 
ich könnte es Ihnen zeigen — dadurch veranlaßt 
gesehen, einen Fall, an den ich mich erinnert habe, 
anzuführen, wo das nach meinem Dafürhalten nicht 
so ganz geschehen ist. Ich habe dabei weder den 
Namen des betreffenden Bewerbers — und den wer
den Sie von mir auch nicht erfragen — noch den 
Namen der beiden Politiker der beiden großen Par
teien genannt, worauf von Seiten der ÖVP ein 
wildes Geschrei erscholl: „Wer war das, welcher 
Referent war das?" Stellen Sie sich vor, ich sage 
Ihnen nun den Namen nicht. Na, das Geschrei hätte 
ich mir dann anhören wollen, wie Sie dann be
hauptet hätten, daß das von mir aus der Luft ge-
griffe wäre, weil ich mich an die Leute gar nicht 
mehr erinnern könnte, weil das gar nicht stattge
funden hätte. Ich habe daher weiß Gott nicht im 
Sinn gehabt, das Andenken des auch von mir sehr 
verehrten und geschätzten Präsidenten und Landes
rates Brunner irgendwie zu verunglimpfen, ich war 
aber genötigt, auf Ihre dezidierte Frage: „Wer war 
das?" ebenso die Wahrheit zu sagen, wie ich sie 
immer sage. Daß das zu meinem Unglück ein Ver
storbener und noch dazu ein honoriger Verstorbe
ner dieses Hauses war, dafür kann ich nicht. Ich 
habe von vornherein nicht die Absicht gehabt, den 
Fall zu nennen, ich habe nicht die Absicht gehabt, 
einen Namen zu nennen, aber ich muß Ihnen eines 
noch dazu ins Stammbuch schreiben: Ich bin in die
sem Hause ~— ich habe das heute nicht erwähnt, 
weil ich nicht die Absicht hatte, in ein Wespennest 
hineinzustechen und in diesem Hause Unfrieden zu 
säen — aber ich bin es in diesem Hause gewohnt 
geworden, daß man bei Dingen, die mit der Sache 
an und für sich nichts zu tun haben, einem irgend 
etwas anzuhängen beliebt, damit die einschlägige 
Tagespresse doch noch irgendwie die Möglichkeit 
erhält, aus einer an und für sich für die eine oder 
andere Partei nicht sehr lukrativen Debatte noch 
etwas herauszuholen. Das ist nicht im Sinne meiner 
Ausführungen und meiner Einstellung. Das sei nur 
noch dazu gesagt. (Abg. S t ö f f l e r : „Erlauben 
Sie mir einen kurzen Zwischenruf.'1) Bitte. (Ab
geordneter S t ö f f l e r : „Eine Schwalbe macht 
keinen Sommer, wenn Sie darüber reden, daß 
das Verhältnis vom Mandatar zu dem, der sich an 
ihn wendet, doch nicht in Ordnung sei, dann hät
ten Ihnen mehr solcher Fälle bewußt sein müssen 
und nicht nur der eine Fall, der uns beiden nicht 
angenehm ist.") ich könnte ja, wenn ich wollte, aber 
ich möchte nicht, denn dann würde ich ja neuer
dings dort oder da anecken. (Landesrat W e g a r t : 
„Und wenn es vor 8 Jahren war, dann hätte ich es 
aber schon vor 8 Jahren gesagt und nicht erst heu
te.") Ich habe es ja schon vor 2 Jahren in diesem 
Hause erwähnt, damals wurde ich aber nicht nach 
dem Namen gefragt und ich habe damals dasselbe 
Beispiel gebracht. Aber diesmal wurde ich provo
ziert. Damals wurde der Name nicht verlangt, weil 
es wohl unwichtig schien oder weil man mir damals 
nichts auswischen wollte. (Landeshauptmann K r a i -
n e r : „Ich habe in meiner 17jährigen Tätigkeit 
als Landeshauptmann und vorher in meiner drei
jährigen Tätigkeit als Landesrat nie einen einzigen 
Menschen gefragt, welcher Partei er angehöre, und 
wenn Sie nun sagen es sei so, dann ist das ja eine 

allgemeine Behauptung, gegen die man sich zur 
Wehr setzen muß.") Ich habe nur gesagt, daß ein 
Regierungsmitglied bei Ausübung seiner Tätigkeit 
auf die Parteizugehörigkeit keine Rücksicht nehmen 
soll, worauf Sie gesagt haben: „Das geschieht im
mer" und ich habe dann geantwortet, daß ich den 
einen oder anderen Fall kenne, wo das nicht ge
schehen ist. Aber nicht bei Ihnen, wohlgemerkt. 
(Landesrat W e g a r t : „Aber Herr Präsident Ste
phan, es gibt noch einen Grund: man muß ja nicht 
jedem alles abnehmen, wenn einer daherkommt 
und einem etwas erzählt. Wenn ich den Leuten 
alles abnehmen würde, nur weil sie gerade vom 
Landesrat Sebastian oder Landesrat Bammer kom
men, dann müßte ich ja dauernd irgendwo auf der 
Flohjagd sein!") Ich glaube, es ist nicht notwendig, 
mehr darüber zu sagen, als ich bereits gesagt habe. 
Auch zum zweiten Punkt, den der Herr Abgeord
nete Stöffler angezogen hat, möchte ich nur noch 
eine Kleinigkeit erwähnen. Wie Sie wissen — ge
rade im Zusammenhang mit dem Referat, das der 
Herr Bürgermeister Stöffler geführt hat — ist 
meine Partei seit Jahren, ja seit Jahrzehnten be
strebt, eine Fraktion im Gewerkschaftsbund zu be
kommen; Ich glaube, daß das allgemein bekannt ist. 
Die eine oder andere Fraktion im Gewerkschafts
bund hat zeitweise auch schon mehr oder weniger 
vage Zusagen und Versprechungen gemacht, uns 
im Gewerkschaftsbund eine Fraktion zuzubilligen, 
da wir ja auch bei den Betriebsratswahlen unsere 
Mandate machen, unsere Betriebsräte stellen und 
unsere Obmänner dort oder da aufzuzeigen haben. Es 
wäre also nicht mehr als billig, da wir ja auch den 
Gewerkschaftsgedanken nicht ablehnen, eine Frak
tion im Gewerkschaftsbund zu erhalten. Und wenn 
wir, Herr Bürgermeister, diese Fraktion hätten, dann 
würde diese Fraktion — genauso wie alle anderen 
dort vertretenen Fraktionen — ihre Gelder zur 
Ausbildung der Gewerkschaftsfunktionäre wie auch 
vielfach bei Ihnen (zur ÖVP) und bei Ihnen (zur 
SPÖ) bekommen. Wir sind weder parteifrei noch 
ÖVP-Mitglieder. Wir hätten vom Gewerkschafts
bund zur Ausbildung, wie Sie sagen, zur Schulung 
Beihilfen, Unterstützungsgelder bekommen müssen. 
Wir haben nichts bekommen können, weil wir keine 
Fraktion dort hatten. Das ist nicht unsere Schuld. 
Wir haben bei den letzten Betriebsratswahlen, das 
wird Ihnen ebenso bekannt sein, weit mehr Man
date gemacht als die sogenannten Parteifreien. Wir 
hätten umso mehr Grund, auch vom Gewerkschafts
bund Unterstützungsgelder zur Ausbildung unserer 
Gewerkschaftsfunktionäre zu bekommen. Daß mit 
der Ausbildung der Gewerkschaftsfunktionäre auch 
die Ausbildung der politischen Funktionäre wenig
stens zum Teil Hand in Hand geht, also hier Par
teigelder verwendet werden, werden Sie nicht leug
nen. 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
zu dieser Gruppe vor. Der Herr Berichterstatter hat 
das Schlußwort. 

Berichterstatter Gottfried Brandt: Ich verzichte 
auf das Schlußwort und wiederhole meine eingangs 
gestellte Bitte, die Damen und Herren des Hohen 
Hauses mögen den Voranschlägen zur Gruppe 0, 
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Landtag und allgemeine Verwaltung, die 'Zustim
mung geben. 

Präsident; Sie haben den Antrag des Berichter
statters gehört. Wer mit den Ansätzen und Posten 
der Gruppe 0 einverstanden ist, möge ein Hände-
zeicheix geben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 0 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 1, öffentliche Ordnung 
und Sicherheit, Berichterstatter ist Herr Abgeord
neter Alois K l o b a s a . Ich bitte ihnr den Bericht 
zu erstatten. 

"Berichterstatter Abg. Klobasa: Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Als Berichterstatter der 
Gruppe 1, Zivilschutz, habe ich über die Gruppe mit 
den niedrigsten Ansätzen zu berichten. Allerdings ' 
muß ich feststellen, daß der Ansatz von 450.000 S 
gegenüber 300.000 S im Vorjahr eine Erhöhung um 
50% erfahren hat. 

Es ist die Versendung einer Broschüre zur Auf
klärung der Bevölkerung über Maßnahmen zur Ver
meidung von Opfern bei Kriegsereignissen oder son
stigen Katastrophen vorgesehen; weiters die Betei
ligung des Landes an der Erstellung von Richtlinien 
für Schutzraumbauten und die Mitarbeit mit dem 
österreichischen Zivilschutzverband. 

In der Steiermark hielt in den Monaten Oktober 
und November eine fahrbare Schule Zivilschutz-
informationskurse ab. In allen Bezirken wurden 
diese Grundschulungskurse abgehalten. In Graz war 
der Kurs so stark von Interessenten besucht, daß 
der Saal polizeilich gesperrt werden mußte. 

Sie sehen, verehrte Damen und Herren, es herrscht 
für den Zivilschutz reges Interesse. 

In der letzten Sitzung des Finanzausschusses 
•wurde das Kapitel Zivilschutz ebenfalls eingehend 
diskutiert. Ich habe den Auftrag, namens dieses 
Ausschusses die Ansätze des Abschnittes 17, Zivil
schutz, dem Hohen Haus zur Annahme zu empfeh
len. 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Ab
geordneter DDr. H u e b e r . 

Abg. DDr. Friedrich Hueber: Hoher Landtag! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wie der Herr Bericht
erstatter bereits ausgeführt, hat, sind die Mittel der 
Gruppe 1 auch für die Mitarbeit mit dem österrei
chischen Zivilschutzverband bestimmt worden. Ich 
darf Ihnen daher in meiner Eigenschaft als Funk
tionär des steirischen Zivilschutzverbandes einen 
kurzen Bericht über die bisherigen organisatorischen 
Leistungen des Zivilschutzverband.es auch in diesem 
abgelaufenen Jahr geben. 

Der organisatorische Ablauf des Ziyilschutzver-
bandes hat erfreuliche Fortschrittegemacht.E§ gönn
ten, mit Ausnahme der Landeshauptstadt-Graz und 
der politischen Bezirke Graz-Umgebung und Voits,-
berg, in allen anderen politischen Bezirken der 
Steiermark die Bezirksleitungen konstituiert: wer
den. Die Zusammenarbeit zwischen der Kandeslei-
tung des österreichischen Zivilschutzverbandes und 
den Bezirksleitungen mit den Organen; des behörd

lichen' ZivilschutzeS -ist ausgezeichnet und beginnt 
nun auch ihre Früchte zu tragen. Das geht am be
sten daraus hervor, daß anläßlich deir Durchführung 
von Sstühdigen Grundschulungskurseh in allen stei
rischenBezirksstädten und auch, wie. der- Herr Be
richterstatter ^hervorgehoben hat, in ^der Landes
hauptstadt Graz, von den Bürgermeistern der ein-
zelnen Gemeinden insgesamt 588 Personen gemeldet 
wurden, die sich bereit erklärt hatten, auf freiwilli
ger Basis im Zivilschutz mitzuarbeiten. Hiezu muß 
bemerkt werden, daß die Gemeinden mit weniger 
als 500 Einwohnern bei der Durchführung dieser 
Grundschulungskurse nicht zur Meldung von Teil
nehmern veranlaßt wurden. 

Es war ein erfreuliches Zeichen des Interesses, 
das die Bevölkerung dem Zivilschutzgedanken ent
gegenbringt, daß die Zahf der tatsächlichen Teil
nehmer über 1000 betragen hat; demnach nahezu 
doppelt so groß war als die Zahl der gemeldeten 
Personen; Die Abhaltung dieser Grundschulungs
kurse erfolgt unter Einsatz der fahrbaren Zivil
schutzschule des Landesverbandes Niederösterreich, 
die durch Vermittlung des Bundesverbandes samt 
2 Vortragenden zur Verfügung gestellt wurde. Die 
hiefür anerlaufenen Kosten betrugen 9600 S, wozu 
noch die dem Land Steiermark unmittelbar er
wachsenen Spesen in der Höhe von rund 3000 S 
kommen. Die Gesamtkosten können unter Berück
sichtigung der Teilnehmerzahl von 1000 Personen 
wohl als gering bezeichnet werden. 

Der Landesverband Steiermark muß jedoch im 
kommenden Jahr darangehen, die nunmehr begon
nene Schulung nachhaltigst fortzusetzen. Das wird 
jedoch nur möglich sein, wenn entsprechend ausge
bildete Mitarbeiter zur Verfügung stehen, die na
türlich auch entsprechendes Werbematerial zur Ver
fügung haben müssen. Es wird sich somit darum 
handeln, eine größere Zahl von Lehrfilmen, die be
reits zum Teil in sehr guter Qualität' vorhanden 
sind, anzuschaffen; allenfalls auch ein Vorführungs
gerät und ein eigenes Kraftfahrzeug. Am zweck
mäßigsten wird es seih, wenn auch in der Steier
mark, so wie dies bereits bei den Landesverbänden 
Niederösterreich und Salzburg der Fall ist, eine 
fahrbare Zivilschutzschule eingerichtet wird. Die Ko
sten einer solchen fahrbaren Zivilschutzschule be
laufen sich auf etwa 130.000 S bis 150.000 S, Diese 
Schulung durchzuführen, wird in erster Linie Auf
gabe des Zivilschutzverbäiides im-Land Steiermark 
sein. -

Außer diesen Aufgaben, meine Damen und Her
ren, erwachseh im Rahmen des Zivilschutzes auch 
nochandere Verp'ffichlungen. Man wird sich ernst
lich damit befassen müssen, daß auch in die beiden 
steirisehen Bauordnungen, die einerist für Steier
mark außer Graz und die andere für die Ländes
hauptstadt Graz.-Bestimmung^nvaufgenommen wer
den oder- daß ein Sondergesetz -beschlossen "wird, 
wonach bei Neubauten zwingend der Einbau von 
Scnutzraume'nünter Berüeksientigung der schon yor-
liegenden Richtlinie^^yorgesehr iebeh wird. Ein sol
cher Einbau erfordert eine Erhöhung des Bauauf
wandes um etwa 2 bis 5°/o oder in Geldbeträgen 
pro Kopf der sich schützendenPersonenausgerech
net, etwa 20Ö0. B bis 2500 S. -E.s ist- erfreulich,- daß . 
die SteierHiärffisehe Landesregierung? hier schon; eiisf 
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gutes Beispiel gegeben hat, indem in einzelnen neu
errichteten bzw. zur Errichtung gelangenden Amts
gebäuden solche Schutzräume bereits eingebaut 
bzw. geplant sind. Dasselbe soll auch für alle üb
rigen Neubauten des Landes gelten. 

Für die Landeshauptstadt Graz gibt es noch eine 
zusätzliche Aufgabe, und das ist die Sanierung des 
Stollensystems im Grazer Schloßberg. Ich habe den 
Herrn Präsidenten des Hohen Landtages gebeten, 
eine mir vom Zivilschutzverband zur Verfügung ge
stellte Skizze des Schloßbergstollens an die Damen 
und Herren des Hohen Hauses zu verteilen, was 
inzwischen auch geschehen ist. Wie mir berichtet 
wurde, hat am 24. November 1964 eine Begehung 
des Schloßbergstollens stattgefunden; Es wurde dabei 
festgestellt, daß der weitaus größte Teil des Schloß
bergstollens im Rohbau ziemlich unversehrt erhal
ten geblieben ist. Nur die Stolleneingänge sind ver
fallen und bei Abzweigungen vom Hauptstollen 
haben sehr oft Stolleneinbrüche stattgefunden. Es 
wäre daher eine vordringliche Aufgabe, zunächst 
einem weiteren Verfall des Schloßbergstollens 
durch Sanierungsarbeiten vorzubeugen. Die Bedeu
tung des Stollensystems im Grazer Schloßberg ist 
von so vielseitiger Art, nicht bloß vom Standpunkt 
der Sicherung von Menschen, sondern auch vom 
Standpunkt der Einlagerung von Lebensmitteln und 
anderen Bedarfsgegenständen, so daß ein über die 
Stadtgemeinde Graz hinausgehendes Interesse si
cherlich vorhanden ist und es recht und billig er
scheint, wenn außer der Stadtgemeinde Graz auch 
die Steiermärkische Landesregierung und allenfalls 
noch andere Körperschaften sich an dieser Sanie
rung beteiligen. Die Kosten für eine Sanierung in 
dem angedeuteten Sinne würden etwas über 2 Mil
lionen Schilling betragen. Die notwendigen Arbei
ten könnten während der schlechten Jahreszeit als 
Bauarbeiten und unter Inanspruchnahme der pro
duktiven Arbeitslosenfürsorge durchgeführt werden. 
Voraussetzung wäre allerdings, daß sich Stadt und 
Land ehestens zwecks gemeinsamer Aufbringung 
der erforderlichen Mitteln verständigen würden. 
Mit Rücksicht auf die fortschreitende Ausdehnung 
der Stadt Graz nach dem Westen hin, wird es auch 
erforderlich sein, das vorhandene Stollensystem im 
Plabutsch hinsichtlich seines Zustandes zu überprü
fen. Ob das Stollensystem am Kalvarienberg und in 
Mariatrost für eine Sanierung in Betracht kommt, 
müßte ebenfalls überprüft werden. 

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte 
ich meiner Befriedigung darüber Ausdruck geben, 
daß für das Jahr 1965 wenigstens ein um 50%> er
höhter Betrag gegenüber 1964, nämlich der Betrag 
von 450.000 Schilling im Budget in der Gruppe 1 
veranschlagt wurde. Da mir bekannt geworden ist, 
daß der für das Jahr 1963 veranschlagte Betrag von 
300.000 S und möglicherweise noch der aus dem 
Jahre 1962 stammende Rest für den Zivilschutz 
vorhanden ist, möchte ich die Hohe Landesregie
rung ersuchen, einen Beschluß dahingehend zu fas
sen, daß diese Beträge nicht verfallen, sondern für 
das J ah r 1965 vorgetragen werden. Ich bin der 
Meinung, daß diese Beträge ausschließlich dem 
Zivilschutzverband zufließen sollen, damit dieser 
mit noch größerer Intensität den ihm statutenmäßig 
obliegenden Aufgaben nachkommen kann. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch diese 
Gelegenheit der Budgetdebatte nicht ungenützt las
sen, um abermals dem geschäftsführenden Präsiden
ten des Steiermärkischen Zivilschutzverbandes, 
Herrn wirkl. Hofrat Landesamtspräsidenten i. II. 
Dr. Angerer und seinen ehrenamtlichen Mitarbei
tern, den Dank des Hauses auszusprechen, wozu ich 
Sie, meine Damen und Herren des Hohen Hauses, 
ausdrücklich um Ihre Ermächtigung bitte. Möge die 
Tätigkeit der freiwilligen Zivilschutzfunktionäre 
dfe notwendige Anerkennung und Förderung des 
Landes finden! Die Fraktion der Freiheitlichen Par
tei dieses Landtages stimmt gerne den Ansätzen 
der Gruppe 1 sowie auch dem von allen drei Par
teien gestellten Beschlußantrag zu. (Beifall.) 

Präsident: Durch den Applaus ist zum Ausdruck 
gebracht, daß die Ermächtigung hiermit erteilt ist. 
Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
I l e s c h i t z . Ich erteile es ihm. 

Abg. Ileschitz: Hoher Landtag! Meine verehrten 
Damen und Herren! Manches, was ich mir vorge
nommen hatte, heute zur Frage des Zivilschutzes 
vorzutragen, hat mir mein Vorredner bereits abge
nommen. Ich darf jedenfalls für unsere Fraktion 
sagen, daß es uns mit Befriedigung erfüllt, daß es 
möglich war, den Betrag für den Zivilschutz heuer 
auf 450.000 S aufzuwerten. Bei den vielen Anforde
rungen an das Budget ist es einerseits verständlich, 
daß wir dem Zivilschutz im kommenden J ahr noch 
nicht jene Beträge zur Verfügung stellen können, 
die nötig wären, um einen echten Zivilschutz zu 
gründen. Immerhin aber wird es möglich sein, mit 
der bereits begonnenen großen Aufklärungskam
pagne an die Zivilbevölkerung heranzukommen. 
Ich möchte aber betonen, meine Damen und Herren, 
daß alle bisher geleisteten Arbeiten in der Frage 
des Zivilschutzes Stückwerk bleiben müssen, so
lange es nicht möglich ist, eine einheitliche Rege
lung des Zivilschutzes für das gesamte Bundesge
biet zu erreichen. Es müßten daher auch vom Lande 
Steiermark an die Bundesregierung mehr Anträge 
herangetragen werden, um eine ehebaldigste gesetz
liche Verankerung der zivilen Landesverteidigung 
und damit des Zivilschutzes zu erreichen. Ich stelle 
es mir vor in Form eines Grundsatzgesetzes durch 
den Bund und eines Durchführungsgesetzes durch 
das Land Steiermark. Ist dies geschehen, stünde 
dem Aufbau eines echten, umfassenden Zivilschut
zes nichts mehr im Wege. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „In Wien ist es ein bißerl schwieriger 
wie in Steiermark, denn das müßte in Wien ge
macht werden.") Es ist erfreulich, festzustellen, daß 
bei Neubauten für die Landesverwaltung z. B. in 
Spitälern oder Verwaltungseinrichtungen bereits 
Schutzräume eingeplant oder eingebaut werden. 
Ich bin auch überzeugt davon, Hohes Haus, daß 
man durch den Abgeordneten Leitner Kritik um 
der Kritik Willen zum Zivilschutz hören wird. Ich 
weiß, daß das, was zum Zivilschutz der Bevölke
rung in Österreich getan wird, als verfehlt bezeich
net wird. Doch, wenn gleiche Mäßnahmen im Osten 
getroffen würden, d i e s e ' sicher als richtig aner
kannt werden würden. (Abg. L e i t n e r : „Das ist 
ja kein Schutz, und wenn, wäre das sträflich wehig, 
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was dafür bewilligt wird.") Wir, die SPÖ-Fraktion, 
sind uns der hohen Verantwortung gegenüber der 
gesamten Bevölkerung bewußt, se daß wir dem An
trag des Herrn Berichterstatters> der Gruppe 1 zu
zustimmen, stattgeben können.-fßeifall.)"' -

Präsident: Eine weitere Wortmeldung zu dieser 
Gruppe liegt nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat 
das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. Klobasa: Hohes Haus! fth 
verzichte auf das Schlußwort und bitte, über den 
eingangs gestellten Antrag abstimmen zu lassen. 

Präsident: Wer mit den Ansätzen und Posten der 
Gruppe 1 einverstanden ist, möge eine Hand er
heben. (Geschieht.) Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen nun zur_ Gruppe 2. Berichterstatter 
ist Abgeordneter Franz K o l l e r . Ich bitte um sei
nen Bericht. 

Berichterstatter Abg. Koller: Hoher Landtag! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der 
Gruppe 2, Schulwesen, die Gesamteinnahmen Von 
21,4 Millionen Schilling und Gesamtausgaben von 
64,3 Millionen Schilling vorsieht, finden die ele
mentarsten Voraussetzungen der Bildung, die 
Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie die Be
rufs- und Fachschulen, die Schüler- und Studenten
heime und die Lern- und Studienbeihilfen ihren vor
anschlagmäßigen Niederschlag. 

An den steirischen Volks-, Haupt- und Sonder
schulen zeigte sich zu Beginn dieses Schuljahres 
etwa folgendes Bild: Die Schülerzähleh betragen 
rund 141.0.00, das sind um 4000 mehr als im Vor
jahr. An Dienstposten stehen insgesamt 5880 zur 
Verfügung. Die Vermehrung beträgt 30. Der Lan
desdurchschnitt der Schülerzahlen -beträgt in . den. 
Volksschulen 36,6, in den Häuptschulen 32,9. Die 
höchsten Durchschnittszahlen weisen die Bezirke 
Feldbach und Leibnitz in den Volksschulen und 
Knittelfeld und Leibnitz in den Hauptschulen auf. 
Die für den Schulbeginn errechneten Zahlen zeigen 
deutlich, daß sich derv Lehrermangel im laufenden 
Schuljahr- weiter verschärft hat. Derzeit sind rund 
500 Dienstposten unbesetzt. Durch das Inkrafttreten 
der Klassensdiülerhöchstzahlen von 40, die Einfüh
rung der polytechnischen Jahrgänge und den natür
lichen Abgang von Lehrern ist bis zum Schuljahr 
1068/69 mit weiteren 600 Lehrern, die benötigt 
werden, zu rechnen. Bis zu diesem Schuljahr sind 
rund 2140 Dienstposten zu besetzen, und zwar über
wiegend durch literarische Lehrer. -Wenn man ins 
Kalkül zieht," däß~ etwa 450,,Anstellungswerber bis 
dorthin-zur Verfügung stehen, so muiTman die 
Feststellung macheiirclaB bis zum Sjäbjßjähr 1968/69 
rund 1700 Dienstposten nicht besetzt werden kön
nen. Die "Heranbildung eines geeigneten Lehrer
nachwuchses mü_-allen; Mitteln zu~ aKiviejreh/ ist 
notwendig, [ damit die Aufrechterhaltung des Unter
richtsbetriebes möglich:s%jh: ;wird. 

In/den berufs|ittdÄMe%yÜi^tscb.uleaerhültett'zflt 
Zelt 24,294 Lehrlinge ihre Ausbildung. = 

In den 9 Ländes-Schülerheiinen. sind 8t8Schüler 
untergebracht, davon 4 Kongolesen, -die im Rahmen 

der Entwicklungshilfe in Graz studieren; Der PördeL 

rung des Auslandsstudentendienstes kommt inso
fern Bedeutung zu, als. die in Österreich-und' ins
besondere in der Steiermark studierenden ausländi
schen Hochschüler entsprechend betreut weiden, 
weil sie ja vielfach in ihrer Heimat Posten ein
nehmen und es entscheidend ist, gute Kontakte 
dorthin zu haben. 

Nun zu den ziffernmäßigen Anschlägen noch ein 
paar Worte. Die Volks-, Haupt und Sonderschulen 
sind im kommenden Jähr erfreulicherweise um fast 
2 Millionen Schilling höher dotiert; die Ansätze für 
die allgemeinen kaufmännischen und gewerblichen 
Berufsschulen sind gleich wie im Vorjahr. Zu Ab
schnitt 24, Fachschulen, ist festzustellen, daß die 
Ansätze um 1,76 Millionen Schilling höher sind, 
worin ein Förderungsbeitrag für die Hotelfach
schule Bad Gleichenberg in der Höhe von einer 
halben Million Schilling und für die verschiedenen 
Krankenpflegeschulen um insgesamt 1,2 Millionen 
Schilling mehr vorgesehen sind. Die Schüler- und 
Studentenheime erhalten um rund 1 Million Schil
ling, mehr. Die Studienbeihilfen für Hochschüler 
sind infolge der Bundesregelung niedriger angesetzt, 
dafür aber die Beihilfen an Schüler höherer und 
mittlerer Lehranstalten wesentlich erhöht worden. 

Der Finanzausschuß hat sich in seinen Beratun
gen auch sehr eingehend mit dieser Gruppe befaßt, 
die Fragen des Schulwesens behandelt und die vor
gelegten Ansätze einstimmig gebilligt. Namens 
dieses Ausschusses darf ich das Hohe Haus bitten, 
der Gruppe 2, Schulwesen, die Zustimmung zu 
geben. 

3. Präsident Dr. Stephan: Zu Wort gemeldet hat 
sieh der Abgeordnete P ö 1 z 1. Ich erteile es ihm. 

Abg. Pölzl: Hohes Haus! Meine Damen und Her
ren! Die positive Entwicklung in der Wirtschaft hat 
auf dem Sektor der mittleren und gehobenen kauf
männischen Fachkräfte zu einem spürbaren Mangel 
geführt. Dieser Mangel ist auch in den dafür er
forderlichen Ausbildungsstätten, also in den Han
delsakademien, spürbar und sehr stark durch die' 
Nachfrage in der Wirtschaft entstanden. Die Wirt
schaft bedarf dringend gut ausgebildete Führungs
kräfte, die leider Gottes von unserer Handelsaka
demie in Graz allein nicht immer ausgebildet wer
den können. Es ist daher erforderlich, daß ich die 
Landesregierung ersuche, Sie jnöge in Wien mit 
aller Kraft dafür eintreten, daß in der Steiermark 
weitere Handelsakademien vom Bund her errichtet 
werden.- -'-' -'.. .-'•'-• 
- Hiebei darf ich ganz besonders aufmerksam ma
chen, daß" Wir in der Oststeiermark erstens wegen 
der Enstehung vieler .kleinerer, und mittlerer^Be
triebe- uädzweitens -wegen des echten Mangel an 
höheren Schulen in Feldbach eine neue Handels
akademie wünschen. Der ÖVP-Bürgermeister von 
Feldbäch, DJ. König, und" seihe Fraktion traben mir 
mitgeteilt, daß die S|adtgemeinde Feldbach bereit 
ist; sehr bedeutende Mittel -, auch unter großen 
Schwierigkeiten zur Verfügung zu steilen Und daß 
die Vorbereitungsarbeit eh für die Errichtung einer 
Handelsakademie im kommenden Schuljithr bereits 
abgeschlosserirsind. ' .'<'"' ; 
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Hohes Haus! Ich darf Sie darum ersuchen, daß 
Sie mit mir gemeinsam unsere steirische -Landes
regierung auffordern, diesem Wunsch gerecht zu 
werden. (Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich das 
Wort dem Herrn Präsidenten A f r i t s c h. 

Präsident Afritsch: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Sie werden verstehen, daß ich als 
Schulmann und als Schulpolitiker es sehr begrüßt 
habe, daß die Posten zur Gruppe 2, Schulwesen, 
erfreulicherweise erweitert werden konnten. Um 
fast 5 Millionen Schilling sind hier die Ausgaben 
gestiegen, und zwar von rund 59,5 Millionen Schil
ling auf 64,3 Millionen Schilling. 

Ausführlicher will ich mich mit dem Abschnitt 21, 
Volks-, Haupt- und Sonderschulen, befassen. In 
Steiermark sind derzeit 677 Volksschulen, 137 
Hauptschulen und 15 Sonderschulen. Wenn wir an 
die österreichischen Pflichtschulen denken, ist das 
so: Steiermark hat bei den Volksschulen einen An
teil von 6,5 %, bei den Hauptschulen 6,4 % und bei 
den Sonderschulen 9 % . Nach der letzten mir vor
liegenden Schulstatistik — ich bringe jetzt nicht 
mehr allzu viele Zahlen, aber ich brauche einige, 
weil ich mich mit verschiedenen Fragen doch etwas 
ausführlicher beschäftigen möchte — gibt es in 
Steiermark 6 8 % Volksschüler, 30 %> Hauptschüler 
und 2 °/o Sonderschüler. In Graz sieht das so aus: 

'l 61 % Volksschüler, 36 °/o Hauptschüler und 3 % 
;.'• Sonderschüler. Nun noch etwas, wovon ich glaube, 

'•' daß es für Sie interessant ist. Wenn wir die Mittel
schüler in Graz dazurechnen, dann schaut das so 

; aus: 5 0 % Volksschüler, 3 0 % Hauptschüler, 1 7 % 
f Mittelschüler und 3 % Sonderschüler. Meine Damen 
<: und Herren! Einen ganz kurzen Hinweis auf die 
f: Mittelschulen in Steiermark. Wir haben derzeit 
V- 12.020 Mittelschüler, 7515 männliche und 4505 weib

liche. In Österreich sind es insgesamt 82.000. Ich 
\ komme aber nur mit dem Prozentsatz. Auf die 
5 Steiermark entfallen davon 12,5 % . Meine Damen 
; und Herren, es hat sich das Hohe Haus schon öfters 
< in der letzten Zeit mit den rnusisch-pädagogischen 
; Realgymnasien beschäftigt. Im vorigen Jahr, im ab-

i gelaufenen Jahr , haben wir in der Steiermark 
] 6 „Mupäds" gehabt. Auf diese Abkürzung bin nicht 
; ich gekommen, sondern die Lehrer und die Schüler 
i Aber auch die Aufsichtsbehörden arbeiten schon 
! damit. In diesem Schuljahr werden es 8 musisch

pädagogische Realgymnasien sein, 4 davon in Graz, 
; eines in Murau, eines in Hartberg, eines mit 2 Klas

sen in Eisenerz und ein privates in Bad Aussee. 
Der 1. J ahrgang des „Mupäd" in Judenburg wird 
auslaufen. Wenn wir, meine Damen und Herren, 

; von der Gesamtschülerzahl der 4. Klassen des ver
gangenen Schuljahres ausgehen, liegt eine sehr in
teressante Aufstellung auf. Und zwar ist das so, 
daß in diesem Schuljahr aus dem Bezirk Brück 
13% dieser Schüler eine Mittelschule besuchen — 
ich hoffe, daß ich mich richtig ausgedrückt habe —, 
das heißt, alle Schüler, die im vorigen Jahr eine 
4. Volksschulklasse verlassen haben, ergeben die 
Summe, die wir mit 100 % bezeichnen. Wenn wir 
davon ausgehen, ist es so, daß im Bezirk Brück 
13 % dieser Schüler eine Mittelschule besu-
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chen, in Fürstenfeld e twa 13%, in Graz — hier 
sind besondere Verhältnisse — 31 %, Umge
bung Graz 7 %, Gröbming 8 %, Judenburg 7 %, 
Knittelfeld 15 %, Leoben 9 % , Liezen 6 % , Mürzzu-
schlag 1 2 % und Voitsberg 11 %. Meine Damen und 
Herren! In den Bezirken schaut es hier nicht sehr 
erfreulich aus und wir haben schon darauf hinge
wiesen, daß in Feldbach 4%, in Radkersburg 4 %, 
in Weiz 4 %, in Deutschlandsberg 3 % und in Hart
berg 2 , 8 % sind. Das Schlußlicht bildet hier der 
Bezirk Murau mit nur 2,3 %. Ich möchte also darauf 
hinweisen, daß mehrere Bezirke wirklich einen ech
ten Bedarf an Mittelschulen haben. Ich will nur 
einen solchen herausgreifen, weil hier ein Reso
lutionsantrag der sozialistischen Abgeordneten Hei
dinger, Klobasa, Zinkanell und Psonder vorliegt, 
welcher lautet: „Die Landesregierung wird aufge
fordert, bei der Bundesregierung mit allem Nach
druck dafür einzutreten, daß in Weiz ein Realgym
nasium errichtet wird." Die Weizer haben das im 
Gemeinderat einstimmig beschlossen. Bei diesen 
Fragen herrscht immer eine besondere Einmütig
keit. Ich brauche dazu keine besonderen Beispiele 
aus der West- oder Obersteiermark bringen. Es 
liegt also, wie gesagt, ein einstimmiger Beschluß 
von Weiz vor und sie wünschen bzw. fordern die 
Errichtung einer allgemein bi ldenden Mittelschule, 
eines Realgymnasiums. Deshalb habe ich vorher 
diese Aufstellung gebracht, damit Sie sehen, daß 
Weiz sozusagen ein Anrecht auf eine Mittelschule 
hat. Dieser Wunsch ist also voll und ganz berech
tigt. Ganz allgemein kann überhaupt gesagt wer
den, daß viel zu wenig begabte Kinder aus der ar
beitenden Bevölkerung, also zu wenig Arbeiter
und Bauernkinder eine Mittelschule besuchen kön
nen. Dadurch gehen zweifellos viele Talente ver
loren. Im besten Sinne des Wortes muß auch im 
Lande Steiermark alles unternommen werden, da
mit das Bildungsprivilegium wegfällt, daß nur der, 
der in Graz wohnt, ohne größere Schwierigkeiten 
eine Mittelschule besuchen kann, während es für 
Kinder, die in Murau oder in Weiz wohnen, nur 
schwer möglich ist. 

Sie werden mir vielleicht vorhalten, daß ich ge
rade vor Weihnachten — alle Jahre wieder — mit 
dieser Rede komme, denn ich mache das nun ja 
schon seit 10 oder mehr Jahren (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „So alt sind Sie j a noch gar nicht.") 
und ich weiß, daß das nicht immer erfreulich ist. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Sehr routiniert 
sind Sie geworden, Herr Präsident.") Herr Landes
hauptmann, die Routine kann auch auf diesem Ge
biet zu einer Gefahr werden. Die Zahlen ändern 
sich zwar von Jahr zu Jahr, aber es besteht die 
Gefahr, daß es mit der Zeit nicht mehr interessant 
und zeitgemäß wirkt. Aber nun zurück zur Sache. 
Leider besteht in Österreich — das hat ja schon 
der Herr Berichterstatter erwähnt — ein großer 
Lehrermangel. Trotz der umfangreichen Bemühun
gen seitens des Landesschulrates, aber auch seitens 
der Lehrervereine, sind in Steiermark an den Pflicht
schulen zu wenig Lehrer. Ich denke dabei an die 
Volks-, Haupt- und Sonderschulen. Bei 5800 Leh
rern fehlen in Steiermark 521. Wenn so verschie
dene Ziffern kommen, die sich nicht ganz mit den 
Unterlagen decken, so kommt das daher, weil sich 
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•diese Ziffern ja von Woche zu Woche ändern. Was 
den Lehrermangel betrifft, führt nach Prozenten die 
Steiermark. Es sind dies nämlich 9 %, die auf die 
Steiermark entfallen, von den 5800 in Österreich. 
Pabei kommt nun eine interessante Sache zutage, 
die ich-mir bis heute nicht erklären kann. Man 
müßte das einmal genauer untersuchen. In Öster
reich fehlen 1704 Lehrkräfte, davon in der Steier
mark allein 521, das sind also 3 0 % . Das ist der 
steirische Anteil am österreichischen Lehrermangel. 
Und nun kommt die Überraschung: In Wien — 
auch das bringe ich nicht politisch, weil die Gruppe 
2 nicht die Voraussetzungen dazu mitbringt — sind 
600 Junglehrer stellenlos. Was die Pflichtschullehrer 
betrifft. Wir haben hier den-Gegensatz, daß in ganz 
Österreich ein Lehrermangel besteht und in Wien 
600 Junglehrer stellenlos sind. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Die Wiener haben keine Kinder!" — 
Landesrat W e g a r t : „Was machen die jetzt?") 
Was die machen? Ich gehe von meinem Konzept 
ab. Es besteht die Gefahr, daß es dann um einige 
Minuten länger dauert. Was werden die machen, 
Herr Landesrat Wegart? Die 600, die nicht in Wien 
untergebracht werden können, die werden auf An
geböte warten, die ihnen günstig vorkommen. Nie
mand von diesen 600 Junglehrern kann gezwungen 
werden, in die Steiermark zu kommen, nach Vor
arlberg oder ins Burgenland. (Abg. DDr. H u e b e r : 
„Her damit!") Es muß alles unternommen werden 

— und jetzt komme ich schon wieder ins Politische 
— (Landeshauptmann K r a i n e r : „Nein, nein, die 
Lehrer sind ja alle unpolitisch!"), daß der Einsatz 
in den Bundesländern, der Einsatz in der Steier
mark,- ermöglicht wird, sonst wandert ein großer 
Teil dieser 600 Junglehrer ab. Ein großer Teil wird 
dem Lehrberuf, verlorengehen. Sie gehen in die 
Wirtschaft, Herr Landesrat Wegart , oder sie stu
dieren weiter an einer Hochschule. (Landesrat 
W e g a r t : . „Dann sind sie aber nicht stellenlos!") 
Von unserem Standpunkt aus schon, weil diese 600 
Junglehrer eine Lehrerbildungsanstalt absolviert 
haben mit der Absicht, nach Ablegung der Matura 
in den Lehrberuf zu gehen. Wenn sie keine Stelle 
finden, müssen sie e twas anderes machen. (Landes
hauptmann K r a i n e r , : „Wie viele Lehrgänge sind 
denn in Wien, wie viele s tudieren denn in einem 
Jahr in Wien an den Lehrerbildungsanstalten?") Da 
habe ich nicht die Vergleichszahlen. Ich bin gerne 
bereit, Ihnen morgen die Antwort zu geben. Diese 

- Zahl ist durchaus interessant, wie viele studieren in 
Wien, wie viele konnten eingestellt werden und 
wieviel . Prozent mache die 600 Junglehrer aus. 

- Sie werden-- weiter studieren, sie werden Berufs
offiziere unseres Bundesheeres werden. Junge stel
lenlose Lehrerinnen heiraten wahrscheinlich früher 
als beabsichtigt und nur wenige werden in die Bun
desländer .gehen können. Es müssen eben, Hohes 
Haus, bessere^UnterlbTingungs-. und•= Verpflegungs
möglichkeiten geschaffen werden. Wenn sich nicht-
die .Sjchulgemeinden, die Gemeinden,""die Bezirke 
und auch das Land bemühen, so ist es so., d aß da 
und dort doch triste, böse Verhältnisse den Jung
lehrer erwarten.-Die Werhung müßte intensiviert 
werden. 

Der Lehrermangel in der Steiermark, also 521, ich 
wiederhole mich, wirkt sich auch in diesem Schul

jahr sehr unangenehm aus. Bereits v om Ländes
schulrat un4 von beiden Ministerien bewilligte 
Klassen können nicht durchgeführt werden. Immer 
häufiger müssen die Lehrkräfte supplieren, müssen 
2 Klassen übernehmen oder Mehrleistungen. Es sind 
auch nicht immer positive Auswirkungen beim 
Supplieren und bei den Mehrleistungen festzustel
len. Das ergibt auch hohe Schülerzahlen in den 
Klassen. Wenn z. B. an einer Volksschule, die 
4 Klassen hat, sozusagen 3 Lehrkräfte die 4 Klas
sen versorgen müssen, so wirkt sich das auf län
gere Zeit begreiflicherweise sehr schlecht aus. 

Was die Schülerzahlen betrifft, meine Damen.und. 
Herren, gestatte ich mir einen Hinweis zu geben! 
Es ist das so, daß in 557 Volksschulklassen, das 
sind il9 ö/oi der steirischen Volksschulklassen, es 
noch 324 Klassen mit 41 bis 45 Schülern gibt, 159 
Klassen mit 46 bis 50 Schülern und 74 Klassen mit 
51 bis 60 Schülern. Das sind Auswirkungen, die 
böse sind für die Lehrkräfte, für die Eltern, vor 
allem auch für die Schüler, weil sie doch beim 
Lernerfolg irgendwie zurückbleiben. An den Haupt
schulen ist 'es diesbezüglich etwas besser. Immerhin 
gibt es in 70 Hauptschulklassen noch solche mit 
41 bis 60 Schülern. Ich habe das zusammengefaßt, 
Von Jahr zu Jahr t reten mehr Schüler in die Ele
mentarklassen ein, also in die 1. Klasse. 

Folgendes ist recht interessant auch für die Ab
geordneten des Landtages. Der Geburtsjahrgang 
1958 umfaßte 21.480 und nach 5 Jahren, im Jahre 
1963, gab es bereits 23.288, um 9 % mehr. Diese 
Entwicklung ist in Österreich bevölkerungspolitisch 
durchaus zu begrüßen. Das ist meine Auffassung, 
aber die Auswirkungen auf dem Gebiete des Schul
wesens heißen von Jahr zu Jahr : mehr Schüler, 
mehr Schulklassen, mehr Schulen und mehr Lehr
kräfte. Es t reten immer neue Aufgaben und neue 
Probleme an die Schulbehörden, aber auch an die 
Gemeinden, an das Land Steiermark "heran. Eine 
große Werbung für den Lehrberuf soll vorgenom
men werden. Ich erinnere daran, daß die sozialisti
sche Fraktion einen Antrag gestellt hat, daß eine 
entsprechende Werbeschrift herauskommen soll, die 
für. den Beruf werben soll. Werbung bei den Matu
ranten für die einjährigen Abiturientenkurse. Das 
ist möglich und wurde auch schon durchgeführt. 
Wenn also ein Schüler eine Mittelschule besucht 
hat, bereits die Matura besitzt, kann er ein J ah r 
lang im Abiturientenkurs an einer Lehrerbildungs
anstalt ausgebildet werden. Es sollen Stipendien 
für die Maturanten ausgesetzt werden,- die diese 
Lehrerbildungsanstalten besuchen. Ich mache auf
merksam, daß das Land Oberösterreich schon seit 
längerer Zeit pro Monat diesen Schülern den Be
trag, von 500 S gibt. Auch in Steiermark ist das so 
in einer änderen Form. Sie komrnen auch zu Be
trägen. Hier d enke ich an das, was das Land Qber-
ösferreich gemacht" hat und was sich sehr gut aus
gewirkt hat. Einige Bundesländer gewähren bereits 
Stipendien für Kinder von Lehrern, wenn sie eine 
Mittelschule,besuchen. Außerdem könnte daran ge
dacht werden, Dienstzeiten in entlegenen Orten bes
ser anzurechnen. 

Freilich, meine Damen und Herren, soll auch die 
Werbung für die musisch-pädagogischen Realgym-
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nasien vorgenommen werden. Das ist erst dann 
möglich, wenn genug Schulräume vorhanden sind, 
wenn genug solcher Realgymnasien errichtet wer
den können. 

Heuer, wieder ein Widerspruch, der einfach nicht 
zu beseitigen war, heuer mußten 40 Anwärter ab
gewiesen werden, also Schüler, die von einer 
4. Hauptschulklasse oder von einer 4. Mittelschul
klasse gekommen sind, durchaus alle Voraussetzun
gen mitgebracht haben, die Aufnahmsprüfung be
standen hatten, ja viele brauchten gar keine Auf
nahmsprüfung machen, weil ihre Zeugnisse so gut 
waren, wurden abgewiesen. Wieder ist es so: auf 
der einen Seite stellen wir einen großen Lehrer
mangel fest und auf der anderen Seite gehen wahr
scheinlich diese 40 jungen Menschen dem Lehrberuf 
verloren. 

Eine kurze Betrachtung über die zweiten Klassen
züge der Hauptschulen. In Steiermark gibt es 137 
Hauptschulen. 67 davon werden zweizügig und 70 
einzügig geführt. Ich bin kein Statistiker und bringe 
die Statistik nicht als Selbstzweck, sondern stelle 
dabei meine Betrachtungen an. Nun frage ich mich 
als Praktiker, der seit Jahrzehnten im Schulwesen 
tätig ist, was macht ein Schüler, der für den zweiten 
Klassenzug für reif erklärt wurde, wenn es in sei
nem Schulbezirk keine Hauptschule mit zwei Klas
senzügen gibt? Für einen solchen Schüler heißt es 
dann: Zurück in die Volksschule! Es ist der Besuch 
einer Hauptschule unmöglich oder er müßte weiß 
Gott wohin fahren. Der Besuch der Hauptschule 
wird ihm also unmöglich gemacht. (Abg. S c h e e r : 
„Was macht die Schule?") Was machen nun die 
Schulen? Ich bin deswegen oft gefragt worden. Die 
Hauptschule, die für diesen Schüler in Betracht 
käme, wird beispielsweise nur einzügig geführt. 
Sie kann ihn daher nicht aufnehmen und darf ihn 
nicht aufnehmen, weil das Urteil der Volksschule 
hier maßgebend ist. Das ist eine große Ungerechtig
keit. Nach den neuen Schulgesetzen haben auch 
solche Schüler aber ein Recht auf Aufnahme in den 
zweiten Klassenzug einer Hauptschule bzw. die 
Eltern können auf diesem Recht bestehen. Nach den 
neuen Schulgesetzen haben aber auch die Schuler
halter die Pflicht, für den entsprechenden Unterricht 
zu sorgen. Andererseits, meine Damen und Herren, 
kenne ich hier die Schwierigkeiten. Ich bin schließ
lich alt genug und stehe mit beiden Beinen auf un
serer Mutter Erde und schwebe nicht in lichten 
Höhen. Ich kenne also einerseits die Schwierig
keiten und weiß auf der anderen Seite, daß die 
Kinder einen Anspruch auf den Schulbesuch besit
zen. Erfreulicherweise hat sich nun hier eine neue 
Form entwickelt. Ich weiß nicht, ob Ihnen das be
kannt ist. In einigen Schulbezirken, in denen bisner 
nur eine einzügige Hauptschule geführt wurde, 
werden von nun an auch zweite Klassenzüge ge
führt. Damit wird diese Schule aber nicht zu einer 
zweizügigen Hauptschule, sondern man geht sogar 
noch weiter. Wenn in einer Klasse z. B. 30 Schüler 
sind, von denen 15 für den ersten und 15 für den 
zweiten Klassenzug für reif erklärt werden, dann 
werden die Schüle'r beider Klassenzüge in einer 
Klasse unterrichtet, wie das j a auch in nieder orga
nisierten Volksschulen noch der Fall ist, wo auch 
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in einer Klasse Schüler von 8 Schulstufen von einem 
Lehrer unterrichtet werden müssen. Das ist also 
erfreulicherweise im vergangenen Schuljahr in 
einigen Bezirken erprobt worden und hat sich sehr 
gut bewährt . Im Bezirk Feldbach sind es 87, im 
Bezirk Liezen 56 und im Bezirk Radkersburg 
44 Schüler. Also jedem begabten und fleißigen Kind 
die Chance für eine gute und wertvolle Schulbil
dung. Ich denke dabei an einen Schüler der 4. Volks
schule, der für den zweiten Klassenzug der Haupt
schule für reif erklärt wurde. Der muß nun nicht mehr 
zurück in die Volksschule, sondern kann an einer 
Hauptschule den zweiten Klassenzug besuchen. 
Nun ermöglicht das neue Schulgesetz doch, daß 
der Schüler, wenn er fleißig und tüchtig ist, vom 
zweiten in den ersten Klassenzug kommen kann, 
ja er hat sogar nach der 4. Klasse die Möglichkeit, 
in ein musisch-pädagogisches Realgymnasium oder 
in ein anderes Gymnasium überzutreten. Gerade 
wir in Steiermark haben für diese Schwierigkeiten 
ein leuchtendes Beispiel an unserem Heimatdichter 
Peter Rosegger. Wer sich mit ihm beschäftigt hat, 
weiß, welch große Schwierigkeiten dieser Wald-
bauernbub gehabt hat, um nur die notdürftigste 
Schulbildung zu bekommen, bis er dann endlich 
nach Graz an die Handelsakademie gekommen ist. 
Man muß einfach jedem begabten Kind die Chance 
geben, die Schulbildung zu bekommen, die nach 
dem Gesetz vorgesehen ist. Es ist zu erwarten, daß 
die noch fehlenden Schulbezirke in ihren Haupt
schulen auch zweite Klassenzüge einrichten und 
dort, wo zu wenig Schüler sind, können dann aus
nahmsweise auch Schüler beider Klassenzüge in 
einer Klasse unterrichtet werden. 

Meine Damen und Herren! Es geht ja jetzt flott 
weiter. (Gelächter.) Wenn ich also ausersehen 
wurde, im Namen meiner Fraktion zur Gruppe 2 zu 
sprechen, so ist das nicht so einfach, weil ja sehr 
viele Fragen anfallen. Aber in der Kürze liegt die 
Würze. Es müssen also überall Möglichkeiten ge
schaffen werden, damit die Schüler den ihnen zu
kommenden Unterricht erhalten. Nun noch eine 
kurze Bemerkung zum 9. Schuljahr. Und wieder 
werden zusätzliche Lehrer notwendig sein. Ich 
kenne zwar diese Problematik, aber ich bin nicht 
verantwortlich dafür, zumindest nicht allein ver
antwortlich. (Abg. S c . h e e r : „Besonders der Dr. 
Koren!" — Landesrat W e g a r t : „Aber vor allem 
der Schulinspektor!") Wie Sie wissen, müssen die 
polytechnischen Lehrgänge in Österreich ab dem 
Schuljahr 1966/67 eingeführt werden. Der Landes-
schulrat hat für das Jahr 1966/67 sehr verdienstvoll 
eine Planung ausgearbeitet, ü be r die Aufgaben der 
polytechnischen Lehrgänge heißt es: „Sie haben die 
allgemeine Grundbildung im Hinblick auf das prak
tische Leben und die künftige Berufswahl zu festi
gen. Bei Mädchen soll die hauswirtschaftliche Aus
bildung besonders gefördert werden." Die polytech
nischen Lehrgänge sind praktisch das 9. Schuljahr. 
(Abg. DDr. H u e b e r : „Ich glaube nicht, daß es 
dazu kommen wird.") Es wird noch sehr viel dazu
kommen in den nächsten Jahren und in den näch
sten Jahrzehnten. Die Mittelschüler haben das 
9. Schuljahr an der Mittelschule zu absolvieren. 
Die Pflichtschüler, die wegen Krankheit oder schlech
ten Lernerfolges —• kommt auch ab und zu vor - -
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